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Vorwort des Uebersetzers. 

Das im Verlage von Josef R. Villmek in 
Prag 1892 in zweiter Auflage erschienene Werk: 
„Finanönl vöda** aus der Feder des damaligen 
Professors der k. k. böhmischen Karl Ferdinands- 
Universität und Reichsraths-Abgeordneten Dr. J o- 
sef Kaizl hat nicht nur in trefflicher Weise 
eine Lücke d^r emschlägigen böhmischen Fach- 
literatur auszufüllen verstanden, sondern auch 
für die Bereicherung der finanzwissenschaftlichen 
Weltliteratur einen werthvoUen Beitrag geliefert, 
der durch realistische Auffassung 4er Phänomene, 
fesselnde Originalität der Darstellung, Neuheit der 
gewonnenen Ergebnisse und besondere didac- 
tische Kraft ausgezeichnet ist. 

Allerdings blieb die Hebung dieses Schatzes 
in Folge der Fremdsprachigkeit des Originales 
auf engere Kreise beschränkt, und konnten sich 
beispielsweise nur wenige Kritiker deutscher 
Zunge mit dem interessanten Werke so eingehend 
befassen, wie es Finanzrath Dr. M ei sei aus 
Prag im Schanz'schen Finanzarchiv, XII. Jahr- 
gang, I. Band, S. 462 ff., gethan hat, dessen Be- 
sprechung wir nachstehend sowohl um ihrer 
musterhaften Gründlichkeit willen, als auch aus 
dem Grunde zum Abdrucke bringen, weil sie dem 
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VIII Vorwort. 

Leser in knappster Form die Kenntniss des ge- 
botenen reichen Inhaltes vermittelt. 

Der Verfasser vorliegender Uebersetzung hat 
das Buch seit mehreren Jahren nicht nur zum 
Selbststudium verwendet und hieraus mannig- 
fache Anregung geschöpft, sondern auch in ge- 
wissen Partien als Unterrichtsmittel und Lehr- 
behelf benützt, in welcher Beziehung er die her- 
vorragende didactische Kraft dieses auf der Höhe 
moderner Forschung stehenden Werkes rühmend 
hervorheben muss. 

Das lebhafte Interesse der Fachleute für 
den Inhalt des Werkes und die freundliche Auf- 
nahme, welche einzelnen hieraus im Drucke ver- 
öffentlichten Bruchstücken, so z. B. der Abhand- 
lung über die historischen Steuerprincipien nach 
§ 22 des Buches (Zeitschrift für Volkswirthschaft, 
Socialpolitik und Verwaltung, VIII. Bd., 3. Heft) 
auch seitens der Tagespresse bereitet wurde und 
in ausführlichen sympathischen Besprechungen 
ihren Ausdruck fand, haben den Uebersetzer ver- 
anlasst, mit der Uebertragung vorläufig des ersten 
Bandes ins Deutsche vor die Oeffentlichkeit zu 
treten. 

Möge die vorliegende Arbeit, welche schon 
in der Beschäftigung mit dem hochinteressanten 
Originale ihren Lohn gefunden hat, die geistigen 
Schätze des schönen Werkes weiteren Kreisen 
erschUessen. 

Wien, im Herbst 1899. 

Dr. Körner. 
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Bespreclmng des Kaizrschen Werkes »Finanönl 
v(^da« durch Dr.Meisel im Finanzarchiv von Georg 
Schanz. XII. Jahrgang, I. Band, Seite 462—465. 

Dr. J. Kaizl, Finanöni voda. (Finanzwissenschaft.) 
I. Theil: Die öflFentliche Wirthsehaft und die 
Finanz Wissenschaft; Arten und Entwicklung der 
Finanzen. II. Theil: Die Erwerbseinkünfte, Ge- 
bühren und die allgemeine Steuerlehre. Prag 1892. 
Kl. 8^ S. 159 u. 197. 

In dem Vorworte zu dem III. Theile seiner Finanz- 
wissenschaft macht Wagner die interessante Bemerkung, 
dass parlamentarische Thätigkeit auch dem national- 
ökonomischen und finanzwissenschaftlichen Theoretiker 
für seine wissenschaftlichen Aufgaben förderlich sein 
kann. 

Von dem vorliegenden Buche kann man behaupten, 
dass die parlamentarische Thätigkeit des Verfassers das- 
selbe wesentlich beeinflusst hat. 

Kaizl, einer der Führer der Jungezechen, kennt aus 
unmittelbarer Wahrnehmung den Steuergesetzgebungs- 
apparat und weiss gerade aus der letzten Periode, dass 
Steuergesetze selbst dort nicht nach theoretischen Prin- 
cipien gearbeitet werden, wo die hochentwickelte Finanz- 
wissenschaft zu unbestrittenen Wahrheiten gelangt ist. 

So dürfte er zu der realistischen, historisch-poli- 
tischen Auffassung gelangt sein, die den allgemeinen Theil 
und die bisher vorliegende allgemeine Steuerlehre durch- 
zieht 
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Die Aufgabe der Finanzwissenschaft präcisirt § 3 
— nachdem § 1 das Wesen und die Wirksamkeit der 
Zwangsgemeinschaften und § 2 die Stellung derselben 
als wirthschaftende Individualitäten erörtert hat — dahin, 
dass sie als Lehre von der Deckung des wirthschaftlichen 
Bedarfes des Staates und der anderen Zwangsverbände 
einfach darzustellen habe, wie und nach welchen Gesetzen 
diese Gemeinschaften die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Mittel erhalten. Der innige Zusammenhang 
zwischen den Finanzen einerseits, der gegebenen politischen 
und wirthschaftlichen Organisation der Gesellschaft an- 
dererseits liegt auf der Hand, und der Gegenstand der 
Finanzwissenschaft gehört sachlich ebenso der politischen 
Oekonomie, als der eigentlichen Staatswissenschaft an. 
Als selbstständiger Zweig der sociologischen Wissen- 
schaften steht die Finanzwissenschaft sohin neben der 
Wirthschafts- und Staatslehre und theilt deren bisherige 
Mängel, besonders die methodologische Unfertigkeit, 
welche sich hauptsächlich in der systemlosen Mischung 
theoretischer Erkentniss mit praktischer Belehrung und 
Anweisung kundgibt; »das ist bisher — sagt der Ver- 
fasser — der allgemeine Mangel aller sociologischen 
Forschung, dass sie wegen ihrer Jugend und ihres Ent- 
wicklungsganges, wie wegen der praktischen Neigungen 
der Menschen zur Praxis gravitirt, und theoretische Er- 
kenntnisse von unmittelbarer praktisch-wissenschaftlicher 
Application lückenhafter theoretischer Ergebnisse nicht 
zu trennen vermag.« Nicht was — nach dieser oder jener 
volkswirthschaftlichen, politischen u. s* w* Auffassung, 
nach dem betreffenden Standpunkt — sein soll, sondern 
zunächst, was war und was ist, das bildet das Forschungs- 
gebiet der Finanz Wissenschaft; der Verfasser knüpft an 
die Arbeiten von Loria, Ugo Mazzola, Sax u. A. an, 
und bekämpft Cohn's Widerstand gegen diese Auf- 
fassung. 

Im § 4 untersucht Kaizl, in welcher Art und Gestalt 
die allgemeinen wirthschaftlichen Kategorien : Vermögen, 
Kapital, Einkommen (einkommenartige und nicht' ein- 
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kommenartige Einnahmen) in der Finanzwirthschaft vor- 
kommen; angelehnt an die schon von Knies vertretene, 
weite Fassung des Capitalbegriffes stellt K. grund- 
legend für die folgende Classification der öffentlichen 
Einkünfte die Kategorie des öffentlichen und des finan- 
ciellen Domaniums (Gebrauchs- und Erwerbscapital) auf 
und befasst sich eingehend mit dem ursprünglichen und 
abgeleiteten Einkommen in der Finanzwirthschaft. Was 
von allem Anfang an zur Deckung des öffenthchen Auf- 
wandes gewidmet wird, was von Staat und Gemeinde 
nur aus diesem Titel und zu diesem Zwecke erworben 
wird, ist ursprüngliches Einkommen. Deshalb erklärt der 
Verfasser alle Abgaben für ursprüngliches, dagegen Geld- 
strafen, Heimfälligkeiten u. a. für abgeleitetes Ein- 
kommen. 

In dem Capitel über den Voranschlag wird die 
staatsrechtliche Bedeutung der parlamentarischen Budget- 
bewilligung besprochen, die »legistisch-hermeneu tische« 
Auffassung und ihre Hilfsconstructionen (formale und 
materielle Gesetze) abgelehnt und als die alleinberechtigte, 
die »historisch-politische« vertreten, nach welcher das 
Budgetvotum als »die wirkliche Ermächtigung der Re- 
gierung zur Führung der Staatsgeschäfte nach der im 
Budget vorgezeichneten Art« erscheint, und ohne welche 
diese Regierung nicht einen Heller erheben und ver- 
ausgaben darf. 

Eine detaillirte, nach allen Seiten sorgfältig be- 
gründete Classification der öffentlichen Einnahmen bringt 
der § 6, der das zweite Buch einleitet; er findet seine 
Ergänzung im § 7, der eine kritisch-polemische Ueber- 
sicht der bisherigen Classificationsversuche gibt. Die 
Schwierigkeiten dieser Aufgabe ergeben sich sachlich aus 
der äusseren Aehnlichkeit gewisser Erwerbseinkünfte 
(bei der Post, Eisenbahn, Münze, Mauth u. s. w.) mit 
gewissen gebühren artigen Abgaben (Schulgeld, Gerichts- 
gebühren etc.), ferner aus der Verwirrung, welche durch 
die historisch gegebene Monopolisirung von Thätigkeiten 
(zu Verwaltungs- und Steuer-Zwecken) entstanden ist. 
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Schwierigkeiten formaler Art stammen, wie Kaizl 
meint, von der nicht glückhchen Anwendung der Ter* 
mini: privatwirthschaftliche und staatswirthschaftliche 
Einnahmen, von der durch Sax begründeten sogenannten 
öffentlichen Unternehmung, welche Verfasser als Ver- 
waltungs-, nicht als Finanz-Kategorie anerkennt, und 
deshalb aus der Finanzwissenschaft eliminirt. Sollen wir 
kurz das Resultat, zu dem Kaizl in diesem Theile ge- 
langt, bezeichnen, so steht er, wenn auch in Einzelheiten 
abweichend) auf dem Standpunkt v. S c h e e Ts bezüglich 
der Erwerbseinkünfte und auf jenem Schall's rück- 
sichtlich der Gebühren. 

Das zweite Buch schliesst mit einer Skizze der 
historischen Entwicklung der Finanz seit dem Mittelalter 
bis auf die Neuzeit; die Entwicklung wird nach ge- 
gebenen, allgemeinen Umrissen an den Verhältnissen 
des Königreiches Böhmen exemplificirt, und die politische 
und ökonomische Bedeutung der einzelnen Typen des 
Einkommens scharf hervorgehoben. 

Das dritte Buch behandelt die Erwerbseinkünfte, 
und zwar je nach der Bedeutung, die den einzelnen 
Einnahmsquellen in Oesterreich zukommt. Eingehend er 
scheint die Darstellung des »Communications- und Trans- 
portdomaniums«, insbesondere das staatliche Eisenbahn- 
wesen. 

Das vierte Buch bringt die Lehre von den Gebühren. 
Diese werden scharf begrenzt; aus dem Begriffe wird 
Alles ausgeschieden, was nicht als specielles Entgelt für 
eine dem Gebiete des Rechts- und Machtzweckes oder 
der Pflege der somatischen, intellektuellen und moralischen 
Entwicklung der Staatskörper angehörige Thätigkeit er- 
scheint. Der Verfasser, der mit Vorliebe italienische und 
russische Literatur heranzieht, anerkennt in diesem Theile 
die Verdienste der deutschen Wissenschaft 

Interessant und anregend ist die in vieler Richtung 
originelle Behandlung der allgemeinen Steuerlehre. Wir 
wollen zur Charakteristik der Auffassung des Verfassers 
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aus dem einleitenden Capitel: »Was ist die Steuer?! die 
folgende Stelle wörtlich übersetzen: 

»Wir gedachten schon des schwierigen finanzpoli- 
tischen Unterschiedes und der Grenze zwischen der 
steuerlichen und Gebührendeckung der einzelnen öffent- 
lichen Institutionen. Factisch geschah und geschieht es, 
dass durch Steuer, d. i. durch generelles Entgelt solche 
öffentUche Ausgaben gedeckt werden, welche die specielle 
Deckung (durch Gebühr oder Erwerbseinkünfte) ertragen 
oder zulassen würden, oder gar, aus Gründen der Gleich- 
heit der Bürger und der Gesetzlichkeit erheischen. Darum 
bestimmen wir den Begriff der Steuer nicht in der 
Weise, dass wir sagen: Steuern sind Zwangsbeiträge 
zur Deckung der allgemeinen Kosten u. s. w.; denn 
der Charakter der Steuer wird dadurch nicht alterirt, 
ob der Beitrag zur Deckung von Einrichtungen, die dem 
allgemeinen oder besonderen Interesse dienen, verwendet 
wird; wir machen auf diesen Umstand aufmerksam, weil 
die Lehrbücher der Finanzwissenschaft dieses Kenn- 
zeichen allgemein in die Definition aufnehmen, was in 
vielen Fällen eher ein finanzpolitisches Postulat bedeutet, 
als eine allgemeine Bezeichnung existenter Thatsachen . . . 
Aus denselben Gründen sagen wir nicht, die Steuern 
seien allgemein auferlegte Beiträge u. s. w. Die 
Geschichte zeigt, dass in Folge des Egoismus der 
herrschenden Schichten und der unvollkommenen Ver- 
waltungstechnik und aus anderen Gründen die Steuern 
nicht auf die Bürger überhaupt (allgemein), sondern auf 
einzelne Gruppen vertheilt wurden und in unserer Zeit 
sehen wir, dass die Staatsgewalt, aus billiger Rücksicht- 
nahme auf einzelne Classen, diese verschonen will. Ausser- 
dem gibt es — und wird es vielleicht in der Zukunft 
noch mehr Steuern geben, welche zu einem bestimmten 
Zwecke auf bestimmte Interessenten gelegt werden 
(Zwecksteuern); auch diese sind nicht allgemein auferlegt, 
aber Steuern sind sie trotzdem ! Wenn die moderne Lehre 
das Wort »allgemein« in die Definition aufnimmt, so ist 
dies zum Theile eine Unrichtigkeit, zum Theile abermals 
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ein vom Standpunkte einer bestimmten Auffassung der 
Gerechtigkeit aufgestelltes Postulat, aber keine theoretische 
Darstellung der Dinge, wie sie sind.c 

Aus diesen Gründen lehnt Kaizl die socialpoli- 
tische Definition Wagner's, die die Steuern auch als 
Mittel zur Herbeiführung einer veränderten Vertheilung 
des Volkseinkommens bezeichnet, mit dem Hinweise ab, 
dass schliesslich ein »Consensus« zwischen der Finanz* 
politik und der Wirthschafts- und Socialpolitik unver- 
meidlich wäre. 

Sehr interessant ist die Charakterisirung der Steuer- 
leistung als öffentlich-rechtlicher Obligation, die unserer 
Untersuchung »Unrecht und Zwang im Finanzwesen! 
zu Grunde liegt; Kaizl kennt offenbar die letztere 
nicht, kommt aber im Wesen zu demselben Resultate, 
Er theilt die rechtserzeugenden Thatsachen in vier Haupte 
gruppen: 1. Die Existenz des Individuums als solches; 

2. der Rechtsverkehr mit der öffentlichen Verwaltung 
um gegen specielles Entgelt eine Leistung zu erhalten; 

3. der Besitz von Capital und Einkommen; 4. die Vor- 
nahme bestimmter Acte und Handlungen. 

Die Fülle der unter diese vier Hauptgruppen fallen- 
den Thatsachen wird zu Obligationserzeugenden Momenten 
erhoben und es entsteht die Frage, welches sind die 
tieferen Gründe der im gegebenen Lande und der ge- 
gebenen Zeitperiode in concreto getroffenen Auswahl 
und Statuirimg dieses formalen Rechtsgrundes der 
Steuer? 

»Ist es — fragt Verfasser auf S. 103 — II — ein 
Werk des Zufalls oder der Laune des Gesetzgebers, dass 
einmal diese, das andere Mal jene, hier diese, dort andere 
Thatsachen als Obligation serzeugend erklärt wurden, 
oder ist es möglich, sachlich Gründe festzustellen, welche 
die Auswahl dieser bestimmten Objecte veranlasst haben 
und veranlassen, und besteht sohin in dieser Wahl in 
ihrer historischen Entwicklung irgend eine Gesetz- 
mässigkeit?! Der Verfasser führt vier Gruppen von 
Gründen an, welche diese Auswahl und mit derselben 
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das jeweilig gegebene Steuersystem veranlassen, und 
zwar 1. die Ausdehnung des Finanzbedarfes und dessen 
zeitliche Dauer; 2r der Zustand der wirthschaftlichen 
Thätigkeit der Menschen und ihrer socialwirthschaftlichen 
Beziehungen; 3. die Art der Zusammensetzung der poli- 
tisch-finanziellen Gewalt aus Ständen und Interessen- 
gruppen der Gesellschaft, dann die politisch- moralischen 
Ideen, welche diese Gewalt erfüllen; 4. die Tragweite der 
ausübenden Finanzgewalt (Verwaltung), sowie den Stand 
der Oekonomik und Technik in der Finanzverwaltung. 
Wir können uns selbstverständlich auf die ausführlichen 
Erörterungen des Verfassers, mit denen er seine vier 
»historischen Steuerprincipien« begründet, nicht einlassen 
und müssen uns mit der Constatirung begnügen, dass 
diese Ausführungen ebenso interessant und anregend 
sind, als sie von einem eingehenden Studium und einer 
unbefangenen Würdigung der Finanzgeschichte Zeugniss 
ablegen. 

An diese historischen Steuerprincipien gliedert sich 
logisch ein umfangreiches Capitel über das Steuersystem 
an, in welchem der doppelten Bedeutung der Termini: 
directe und indirecte Steuer ein grosser Raum ge- 
widmet ist. 

Sodann folgt § 24, der die Steuergerechtigkeit be- 
handelt, und die beiden, gegenwärtig sich geltend 
machenden Auffassungen, die »altliberalet und die »social- 
politische«, nach ihrer philosophischen Grundlage und 
finanzpolitischen Consequenzen schildert. Im § 25, be- 
titelt »die Steuerüberwälzung«, findet sich ein abgerundeter 
Auszug aus des Verfassers bekannter, in deutscher 
Sprache geschriebener Studie »Die Ueberwälzung der 
Steuern f. 

Der letzte § 26 »die sogenannten obersten Steuer^ 
principien« ist kritischer Natur, und behandelt die seit 
Ad. Smith bis auf Wagner, Coste (Nouv. expos6 
d'öconomie pohtique et de physiologie sociale). Sax u. a. 
üblichen Aufstellungen von » Steuerprincipien t, welche 
als Postulat dieser oder jener ethischen, socialen, poli- 
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tischen Richtung in einer theoretischen Darstellung der 
Finanz wohl nicht Raum finden können, es sei denn als 
Exponenten der die Finanzgewalt beeinflussenden Ideen 
(ad 3 der historischen Finanzprincipien des Verfassers). 

Wir möchten dieses Referat mit der kurzen Cha- 
rakterisirung schliessen, dass das angezeigte Buch warm 
und vornehm geschrieben ist und in jenen Theilen, wo 
Kaizl seine Lehre gegenüber der herrschenden ent- 
wickelt und begründet, mehr als interessant erscheint. 

Wir möchten dringend wünschen, dass Kaizl bald 
Gelegenheit fände, das eine oder andere Problem in 
deutscher Sprache darzustellen und zu entwickeln. 
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§ 1. Die Gemeinden nnd ihr Wirkungskreis. 

Uebersicht. Bedürfnisse, die zu ihrer Befrie- 
digung eine collective Thätigkeit erfordern. Die ge- 
meinschaftliche Bedürfnissbefriedigung durch Zwangs- 
vereinigungen : Gemeinden. Der staatliche Wirkungs- 
kreis ist veränderlich, beständig jedoch sein Grund- 
minimum. Die regulirende Wirksamkeit des Staates; 
die Rechtsordnung imd ihre Vorschriften sind nicht 
blos negativ, sondern auch positiv. Die selbstthätige 
Wirksamkeit des Staates und wann sie stattfinden 
kann. Der Wirkungskreis des Staates und anderer Ge- 
meinden wächst, seine scheinbar unendliche Ausdeh- 
niuig wird jedoch begrenzt durch die Zusammen- 
setzung des Staates selbst. 

Es gibt menschliche Bedürfnisse, welche ge- 
meinschaftliche Einrichtungen erfordern, damit 
sie entweder überhaupt, oder besser befriedigt 
werden; unter den Bedürfnissen dieser Art 
stehen an erster Stelle die sogenannten ge- 
meinschaftlichen oder CoUectivbedürfnisse, das 
sind diejenigen, welche aus dem gesellschaft- 
lichen menschlichen Leben, aus der Gemein- 
schaft selbst entstehen und hervorgehen. Die 
Rechtsordnung z. B. ist kein Bedürfniss für 
einen Menschen, der allein irgendwo in der 
Wüste lebt, er braucht auch kein Geld, da 
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4 § 1. Die Gemeinden und ihr Wirkungskreis. 

er Niemanden hat, mit dem er tauschen 
könnte; das Bedürfniss nach Transport- und 
Communicationsmittehi, nach Mass und Gewicht 
und Anderem erlangt erst in dem gemeinschaft- 
lichen Leben jene Bedeutung, welche es hat. Die 
Befriedigung solcher Bedürfnisse, für welche 
heute Tausende und Millionen von Menschen 
thätig sind, ist ohne die gemeinschaftlichen Ein- 
richtungen entweder überhaupt nicht, oder nur 
in einem wenig vollkommenen Masse erreichbar. 
Es handelt sich aber nicht nur um die gemein- 
schaftlichen (CoUectiv-) Bedürfnisse, wenn wir 
die Nützlichkeit der gesellschaftlichen Einrich- 
tungen erwägen, es melden sich auch um die 
Betheiligung daran die persönlichen Bedürfnisse, 
das sind solche, die der Mensch an und für sich 
hat und empfindet, ohne Rücksicht darauf, ob 
er in dem gesellschaftlichen Verbände lebt oder 
nicht (Nahrung, Kleidung u. s. w.); es gibt viele 
derartige Bedürfnisse, welche in grösserem oder 
geringerem Masse zu gemeinschaftlichen Vor- 
kehrungen auffordern und führen, die eine wirk- 
samere und weniger kostspielige Befriedigung ge- 
währleisten (z. B. die Herbeischaffung von Trink- 
wasser in den Städten, der Unterricht). Die Ab- 
hängigkeit einer regelmässigen und constanten 
Befriedigung der hier charakterisirten Bedürf- 
nisse von den gemeinschaftlichen Einrichtungen 
ist verschieden: dies folgt aus dem, was soeben 
gesagt wurde; die Befriedigung einiger Bedürf- 
nisse ist ohne dieselben unmöglich, wogegen 
man bei den anderen durch sie nur einen höheren 
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Grad und eine grössere WirthschafÜichkeit in der 
Befriedigung erreicht. Aber auch das Mass, in 
welchem eine regelmässige und dauernde Be- 
friedigung dieser Bedürfnisse die Befriedigimg 
aller übrigen Bedürfnisse und damit auch die 
ganze menschliche Existenz bedingt, ist verschie- 
den; wenn z. B. die gemeinschaftlichen Einrich- 
tungen für die Regelung des Geldwesens, der 
Masse und Gewichte und Anderes nicht bestün- 
den, so würde es gewiss viele Beschwerden und 
Schwierigkeiten bei dem Tausche geben, aber 
das Bedürfniss nach einem Tauschmittel, einem 
Werthmassstabe, würde zum Schlüsse doch be- 
friedigt werden, wenn auch auf eine Art, die 
vielleicht sehr unvollkommen und wenig entspre- 
chend wäre; der Mangel einer Rechtsordnung 
hingegen würde das bellum omnium contra om- 
nes, die Bedrohung jeder Existenz bedeuten. 
Und eben jene Bedürfnisse, deren Befriedigung 
einerseits durch die gemeinschaftlichen Einrich- 
tungen bedingt wird, andererseits selbst die Be- 
dingung einer ungestörten und sicheren Existenz 
jedes Einzelnen ist, sind von altersher die Ur- 
sache davon, dass die Menschen in Verbände, und 
zwar derart gruppirt (vereinigt) sind, dass die Zu- 
gehörigkeit und der Beitritt für alle pflichtig ist, 
die ihre Heimat in dem localen Bereiche des 
Verbandes haben. Ob nun diesen Vereinigungen 
nur die Befriedigung jener soeben erwähnten Be- 
dürfnisse überlassen wird, durch welche sie ur- 
anfänglich ins Leben gerufen wurden, oder ob 
ihnen auch andere Bedürfnisse überwiesen wer- 
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den, die sich zur collectiven Befriedigung eignen, 
hängt von der historisch gegebenen und veränder- 
lichen ökonomischen, moralischen, politischen 
und intellectuellen Ordnung ab, die über die Re- 
gelung und Beurtheilung dieser Pflichtigen Ver- 
einigungen in der bestimmten Zeit und in dem 
bestimmten Lande entscheidet. 

Pflichtige oder Zwangsgemeinschaften, wel- 
che in sich alle Bewohner (Bürger) ihres Bezirkes 
aufnehmen, nennen wir Gemeinden, und solche 
sind: die Ortsgemeinde (in der gewöhnlichen 
Redeweise einfach Gemeinde genannt), Bezirks- 
gemeinde (Bezirk) , eventuell Kreisgemeinde 
(Kreis), Landesgemeinde (Land) und zuletzt als 
die allgemeine und weiteste Gemeinde der Staat 
(Staatsgemeinde). Diesen alles umfassenden Ge- 
meinden ähnlich sind die in der gewöhnlichen 
Redeweise zuweilen auch als Gemeinden bezeich- 
neten Pflichtigen Verbände, welche nicht alle, 
sondern nur einige, in einer bestimmten Art quali- 
ficirte Bürger eines Gebietes in sich aufnehmen, 
wie zum Beispiel die Bek'enner eines Glaubens, 
die Vollzieher eines Zweiges der Production 
u. A.; so sehen wir daher Religionsgemeinden, 
Zwangsverbände der Handwerker, Handels- und 
Gewerbekammem u. A. 

Die Zusammensetzung der verschiedenen Ge- 
meinden, dann ihr gegenseitiges Verhältniss zu 
einander, die Vertheilung der Wirksamkeit unter 
sie (Arbeitstheilung), sowie die historische Ent- 
wicklung ihres ganzen Aufbaues und ihrer Glie- 
derung zu verfolgen und auseinanderzusetzen. 
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ist Aufgabe der Staatswissenschaften. Wir con- 
statiren hier blos, dass der höchste Gemeinde- 
verband der Jetztzeit Staat genannt wird, und 
dass von ihm die Anerkennung und Bestimmung 
der Zusammensetzung, sowie auch des Wirkungs- 
kreises aller anderen, allumfassenden Gemein- 
den ausgeht, und begnügen uns mit einer kurzen 
Skizze der Wirksamkeit des Staates, insoweit 
dies für die weiteren Auseinandersetzungen 
nothwendig ist. 

Wenn wir nach dem Wirkungskreise des 
Staates fragen, so fragen wir augenscheinlich 
nach den Bedürfnissen der vereinigten Einzel- 
personen, deren Befriedigung ihm überlassen ist, 
denn eigene Bedürfnisse hat der Staat nicht; 
handelt es sich doch immer um die Bedürf- 
nisse der Menschen, deren Befriedigung mittelst 
der Staatsgemeinde durchgeführt wird; welcher 
Menschen Bedürfnisse — ob aller, die durch die 
Zwangsgemeinschaft verbunden sind, ob nur 
einer bestimmten Gruppe und welcher — zum 
Ziele der coUectiven Befriedigungsthätigkeit ge- 
macht werden, das ist eine Frage, auf welche 
die historischen Thatsachen sehr verschiedene 
Antworten gaben, imd es ist auch so viel klar, 
dass der Wirkungskreis des Staates ebensowenig 
fest und beständig ist, wie die Summe der 
menschlichen Bedürfnisse überhaupt und der 
coUectiven und allgemeinen Bedürfnisse insbe- 
sondere. 

Deshalb lässt sich kein Verzeichniss der zum 
Wirkungskreise des Staates gehörigen ein für alle- 
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mal gegebenen Thätigkeiten aufstellen ; höchstens 
kann ein gewisses kleinstes Mass derselben 
(Minimum) und einige relativ geltende Regeln 
festgesetzt werden. Der Wirkungskreis des Staates 
wird ein anderer sein, wenn die Bevölkerung 
klein, wenn die Kenntniss der Natur und ihre Be- 
herrschung (Technik) gering, wenn kein Tausch, 
kein Geld, kein Credit vorhanden ist, und wieder 
ein anderer, wenn die Bevölkerung dicht ist, 
wenn Tausende von Zusammenhängen eine aus- 
führlichere Beschränkung vielfacher Beziehungen 
des Einen zimi Anderen und den Ausgleich der 
sich ergebenden Differenzen erheischen, wenn die 
geistigen Bedürfnisse grosse und dauernde Ein- 
richtimgen erfordern, und wieder ein anderer, 
wenn durch die coUective Thätigkeit nur eine 
der Gesellschaftsgruppen und ihre Bedürfnisse 
berücksichtigt werden, und abermals ein anderer, 
wenn auch die weiteren Volksschichten in Be- 
tracht konmien u. s. w. Man begegnet jedoch 
einem bestimmten minimalen und zu gleicher 
Zeit grundlegenden imd wesentlichen Wirkungs- 
kreise überall dort, wo die Rede vom Staate über- 
haupt ist, und zu diesem Grundminimimi gehört 
die Festsetzung der Rechtsordnung (Gesetz- 
gebung), die Aufrechterhaltung derselben und die 
Thätigkeit für die ungestörte Selbsterhaltung der 
Gemeinde selbst. Es besteht aber weder das Recht, 
noch die Selbsterhaltung ohne die äussere Macht, 
und deshalb ist der Staat der Inhaber der Macht 
Wie die Aufrechterhaltung der Rechtsordnung und 
des Friedens die innere Grundaufgabe des Staates 
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ist (Gerichtswesen und die sogenannte innere 
Verwaltung), so ist auch die Sorge für die Un- 
abhängigkeit, sowie für die Anerkennung und 
den Einfluss der eigenen Individualität in dem 
Staatenconcerte die Grundaufgabe des Staates 
nach aussen hin (Kriegswesen, Diplomatie). Die 
Rechtsordnung beschränkt den Kreis, der dem 
freien Handeln des Individuums gegönnt ist, imd 
bietet einen festen Grund , auf welchem das 
äussere Handeln der Gemeindebewohner — aber 
nicht ihre Gesinnung imd ihr Gefühl — sich be- 
wegt und entwickelt; ob diese Rechtsordnung 
allen Gemeindebewohnern in gleichem oder un- 
gleichem Masse Raum zur freithätigen Entwick- 
lung und zum Fortschritte in den verschiedensten 
Richtungen einräumt, hängt von der Zusammen- 
setzung des Staates und von der Vertheilung der 
Machtverhältnisse in demselben ab, wovon wir 
zum Schlüsse Erwähnung machen werden. Aber 
sei dem wie ihm wolle, so viel ist gewiss, dass, 
je enger der Verkehr des Einen mit dem Anderen 
ist, je dichter das Netz der Zusammenhänge aller 
Art, welches den Einzelnen umspannt, desto mehr 
neue Verhältnisse entstehen, desto mehr Zer- 
würfnisse und Streitfälle vorkommen, welche 
eine Regelung und Berichtigimg (Prävention und 
Repression) erfordern — imd so verbreitert sich 
mit der Complicirung der gesellschaftlichen, und 
besonders der nationalökonomischen Verhält- 
nisse, welche wir in der Gegenwart sehen, auch 
der Bereich des Rechtes, eö vermehren und diffe- 
renziren (unterscheiden) sich die Gesetze (siehe 
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geltende Gesetze über Märkte, Börsen, und wieder 
über Börsen für Werthpapiere, Productenbörsen 
und Andere, über Banken, öffentliche Lager- 
häuser, Actiengesellschaften, Eisenbahnen; aus 
dem bürgerlichen Rechte scheidet sich z. B. das 
Handels-^ Wechsel-, Warrant-, Checkrecht u. A.). 
Aber die vom Staate gegebene Rechtsord- 
nung begnügt sich mit fortschreitender Zeit 
immer weniger damit, den Umfang der Freiheit, 
die dem Einzelnen zukommt, irgendwie zu be- 
schränken, die Rechtsverletzungen zu corrigiren, 
den Frieden zu erhalten (Repression) und alles 
Andere dem willkürlichen Handeln der Gemeinde- 
bewohner zu überlassen; das wäre ein soge- 
nannter Rechtsstaat in dem Sinne, dass der Staat 
ausschliesshch für eine solche Repression sorgt, 
welche Bluntschli^) mit den Worten bezeich- 
nete: „Verkrüppelung des Staates in eine Ge- 
richtsanstalt**, oder Laveleye,*) der die Be- 
zeichnung anwendet: 6tat-gendarme. Die vorbe- 
dachte Sorge für die Verhinderung von Zerwürf- 
nissen oder einer ungesunden imd schiefen Ent- 
wicklung der Dinge in der Gesellschaft (Präven- 
tion) ist eine Wirksamkeit, welche die Staaten 
derzeit mehr und mehr an sich nehmen, 
indem sie auch hier vor Allem Rechtsnormen, 
und zwar positive, zur Anwendimg bringen. 
Deshalb sehen wir, dass der Staat, als 



1) Allgemeines Staatsrecht, 1852. 

2) Grundzüge der politischen Oekonomie, böh- 
mische Uebersetzung, 1887. 
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das politische Organ der ganzen Gesellschaft, 
über den Interessen der Einzelnen auch den Vor- 
theil des Ganzen (Salus publica) berücksichtigt, 
und über den Interessen der gegenwärtig Leben- 
den schon die Interessen der Kommenden ins Auge 
fasst; deshalb greift er aushelfend dort ein, wo 
das Uebergewicht der Einzelnen oder der Classen, 
wenn es auch in den Grenzen des bisherigen 
Rechtes erworben wurde, sich in Bedrückung 
oder Verkümmerung anderer Classen verwandelt 
und auf die Vollkommenheit und Sicherheit des 
Ganzen, vielleicht besonders auch auf die Sicher- 
heit der Classe, die den Staat beherrscht, stö- 
rend einwirkt; deshalb zwingt auch der Staat die 
Individuen, auf ihren Vortheil zu achten, wenn 
sie ihn auch selbst nicht erkennen, und nimmt 
eventuell die Errichtung und Leitung der Insti- 
tutionen, welche diesem Vortheile dienen, auch 
in seine eigene Hand. Als Beispiel für alles das 
führen wir an: Forstgesetze, Wuchergesetze, den 
ganzen Bereich der sogenannten Fabriksgesetz- 
gebung, den sogenannten socialpolitischen Ge- 
sichtspunkt bei der Staatsthätigkeit, welcher sich 
dann als eine Reaction der Cultur gegen die Con- 
sequenzen des brutalen, in die Form rechtlicher 
Acte gebrachten Kampfes um die Existenz unter 
den Menschen äussert, und für welchen allerdings 
jener ultraliberale „Rechtsstaat** keinen Platz 
hat; Versicherimgs- und Schulzwang, Sanitätsvor- 
schriften aller Art ; das Arme^yresen, in welchem 
durch das weltliche Recht die Erfüllung des 
Sittengesetzes der Nächstenliebe angeordnet wird. 
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Hiemit sind wir schon in den zweiten grossen 
Bereich jenes Wirkungskreises eingetreten, wel- 
chen der Staat in unseren Zeiten aufzunehmen 
beginnt, indem er über die Grenzen des früher 
erwähnten ursprüngUchen und minimalen Wir- 
kungskreises weit hinausgreift. Heute begnügen 
sich die Staaten nicht mehr mit der Erlassung 
blosser Rechtsvorschriften, mag auch deren Trag- 
weite, wie eben erklärt wurde, noch so weit rei- 
chen ; sie begnügen sich nicht mit der Darbietung 
„des Rechtsbodens** für die ausserwirthschaft- 
liche und wirthschaftliche Thätigkeit der Staats- 
bürger; sie begnügen sich nicht mit der blossen 
Regulirung, sondern bemühen sich selbstthätig 
(pragmatisch, sagt Sax^) um das geistige und 
wirthschaftliche Gedeihen der Bürger, indem sie 
selber die unmittelbare Besorgung der Befriedi- 
gung von weiteren collectiven und indi- 
viduellen (persönlichen) Bedürfnissen auf sich 
nehmen. Es sind dies gewöhnlich Bedürfnisse, 
deren moralische oder ökonomische Wichtigkeit, 
sowie zeitliche Beständigkeit und räumliche Ver- 
breitung eine ununterbrochene, gleichmässige, 
allumfassende Thätigkeit für die Befriedigung 
erheischt, welche entweder einzig und allein oder 
am allerbesten die unsterbliche Gemeinde, sei 
es der Staat, sei es eine Gemeinde niederer Ord- 
nung, darbieten und sichern kann. Aber auch 
dort, wo man die Deckung solcher Bedürfnisse 
einer Privatuntemehmung überlassen könnte, 

3) Grundlegung der theoretischen Staatswirth- 
schaft, 1887, S. 390. 
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spricht für die Thätigkeit des Staates (Gemeinde- 
thätigkeit) der Umstand, dass die Befriedigung 
durch eine Privatvereinigung von Bürgern auf 
ihre privaten und speciellen Kosten zur gleichen 
Zeit die Befriedigung des betreffenden Bedürf- 
nisses auch für Bürger verursachen würde, wel- 
che zu der Vereinigung und der Beitragsleistung 
zu den Kosten derselben nicht beigetreten sind, 
z. B. Beleuchtungs-, Entwässerungs- und Sanitäts- 
einrichtungen. Ebenso spricht für die Gemeinde- 
thätigkeit der Umstand, dass es sich überhaupt 
oft nicht bemessen lässt, welcher Antheil an dem 
Nutzen und damit auch an dem Entgelte dem Ein- 
zelnen zukomme; deshalb werden oft Gemeinde- 
institutionen und generelle Entgelte in der 
Form von Steuern eingeführt. Ebenso entscheidet 
der Umstand, dass schliesslich eine persönliche 
oder gesellschaftliche (Actiengesellschafts-) Unter- 
nehmung, welcher vielleicht solche Functionen 
überlassen würden, eine bedenkliche, monopoli- 
stische Ueberlegenheit erlangen könnte.*) 

Bedürfnisse der eben angeführten Art sind 
z. B. das Bedürfniss nach einem einheitlichen 
Münzwesen, Mass und Gewicht, das Bedürfniss 
nach Conmiunicationsmitteln (Wege aller Art, 



*) Siehe darüber: Ad. Wagner, Volkswirbh- 
schaftslehre, Grundlegung, 1876, Cap. IV: Der Staat 
volkswirthschaftlich betrachtet, S. 241; dann viel 
nüchterner Henry Sidgwick, The principles of 
political economy, 1883, B. III, Cap. IV: Important 
cases of govememental interference to premote pro- 
duction, S. 442. 
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Eisenbahnen, Schiffbarmachung der Flüsse, Ca- 
näle; Hafenanlagen und das Transportwesen, 
Post, Telegraphie, Dienst der Eisenbaltin, Schiff- 
course u. A.), das Bedürfniss nach geistiger und 
moralischer Bildung (Schulwesen, Religion, Kir- 
chen, Schulen, Bibliotheken, Bildergalerien, mit- 
unter auch Theater u. A.). 

Dass es sich nicht immer um materielle Be- 
dürfnisse handelt, und dass auch die Staatsthätig- 
keit und die aller anderen Gemeinden nicht 
immer nur den Charakter ökonomischer Produc- 
tion hat^ ist aus dem eben Gesagten und be- 
sonders aus den angeführten Beispielen ersicht- 
lich; ebenso einleuchtend ist es auch, dass 
es sich nicht ausschliesslich um coUective Be- 
dürfnisse im strengen Sinne des Wortes han- 
delt, sondern dass die Gemeinden auch Anstalten 
errichten, die den mehr oder weniger all- 
gemeinen persönlichen Bedürfnissen entsprechen; 
ein deutlicher Beweis dafür sind die Spar- 
cassen, die sich in den Händen der Gemeinden 
befinden (staatliche Postsparcassen, Sparcassen 
der Ortsgemeinden und Bezirke, Pfandleihanstal- 
ten), die Wasserleitungen u. A. Die Grenzen für 
den Wirkungskreis der Gemeinden von Fall zu 
Fall und von Zeit zu Zeit zu bestimmen, oder 
mit anderen Worten die Bedürfnisse festzusetzen, 
deren Befriedigung den Gemeinden, und wieder 
welchen Gemeindeverbänden, besonders ob dem 
Staate, dem Lande, den Ortsgemeinden u. s.w., zu 
überlassen am zukömmlichsten ist, gehört zu den 
allerschwierigsten, strittigsten Aufgaben und Fra- 
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gen der Politik, bei deren Lösung je nach Zeit 
und Ort die verschiedensten Verhältnisse, Ideen, 
Interessen, Gewohnheiten, Bestrebungen und ge- 
wiss auch Vorurtheile und Launen (Mode) ins 
Gewicht fallen. 

Eine Umschau über die historische Entwick- 
lung in den letzten Jahrhunderten und über die 
dermaligen Verhältnisse zeigt gewiss so viel, dass 
der Wirkimgskreis, welchen die Gesellschaft ihren 
politischen Organen (dem Staate und anderen Ge- 
meinden) einräimit und zuweist, unaufhörlich 
wächst, und dass also die Wichtigkeit und Bedeu- 
tung dieser Organe für die ganze Entwicklung 
der menschlichen Gesellschaft grösser und 
grösser wird. Aber trotz, aller dieser Richtung 
der neuesten Entwicklung und trotz alles Eifers 
und aller Begeisterung der theoretischen und 
praktischen Staatsfreimdlichkeit sind Grenzen 
gelegt, die nicht überschritten werden können. 
Weder der Staat, noch auch selbstverständlich 
die niederen Gemeinden sind Wesen, welche 
nach der Art einer Vorsehung sich über die 
menschliche Gesellschaft hinaus erheben und in 
die Geschicke des menschlichen Geschlechtes all- 
gerecht und allmächtig eingreifen könnten. Es 
gibt keine zweifelhaftere oder, rund herausgesagt, 
abergläubischere Annahme, meint Herbert 
Spencer (Study of sociology), als die, dass aus 
einer Gemeinschaft, die moralisch oder intellec- 
tuell unvollkommen ist, eine gesetzliche Regu- 
lirung hervorgehen könnte, welche nicht auch in 
demselben Masse unvollkommen wäre. „Wer nur 
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einen Augenblick über die organische Zusammen- 
setzung des Staates in den verschiedenen Phasen 
der Gesellschaft nachdenkt, erkennt sofort, dass 
der Staat als Organ der Gesellschaft (wie 
Minghetti sagt) die Form und Zusanmien- 
setzung von eben jener Gesellschaft annimmt, aus 
welcher er hervorgeht; dass daher der Staat 
nichts anderes als der politische Ausdruck der 
ökonomischen Ordnungen, und daher jederzeit 
aus der Classe zusammengesetzt ist, die wirth- 
schaftlich den Vorrang hat. Wenn dies zugegeben 
wird, dann schliesst die Vorstellung, dass es 
dem Staate möglich wäre, einen weitgehenden 
Umsturz der wirthschaftlichen Verhältnisse durch- 
zuführen, eine so grobe Petitio principii in sich, 
dass es zu verwundern ist, wie hervorragende 
Denker ihre Vertreter werden konnten. Wenn 
die Classe der Capitalisten, wie dieselben Oeko- 
nomen behaupten, bei ihrer Handlungsweise 
durch ihren persönlichen Vortheil geleitet wird, 
wie wollen wir zugeben, dass sie unerwartet 
an der Schwelle der parlamentarischen Ver- 
sammlung sich dieses Vortheiles begebe und 
damit aus freien Stücken ihren ökonomi- 
schen Selbstmord proclamire?" Diesen Gedan- 
ken, dass die politische Organisation nur eine 
Superstructur, d. h. die oberste äussere Forma- 
tion der wirthschaftlichen Ordnung, imd dass 
die politische Macht nur eine Ergänzimg der 
wirthschaftlichen Macht ist, führt sehr interessant 
und wirksam, wenn auch nicht ohne zahlreiche 
Uebertreibungen imd eine zu weit gehende Ver- 
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allgemeinerung A. Loria*) aus und belegt ihn 
mit historischen Beweisen. Was A. L o r i a sagt, 
der nach italienischer Art und Weise gegen die 
staatssocialistische Anschauung der Deutschen 
(besonders gegen A. W a g n e r) reagirt, gilt sicher 
in bedeutendem Masse für die modernen rein 
parlamentarischen Staaten (für England, theil- 
weise für Italien, für die Republiken), aber in 
einigen Staaten — und das hat Loria wenig 
beachtet — bewahrte sich das Königthum trotz 
aller parlamentarischen Einrichtung eine feste 
Stellung und Macht, welche es bis zu einem be- 
stimmten Masse zu benützen vermag, als Be- 
schützer des allgemeinen Wohles, der über die 
kämpfenden Parteien und wirthschaftlichen In- 
teressen erhaben erscheint.«) 

ö) La teoria economica della costituzione poli- 
tica, 1886, woraus die angeführte Stelle entnommen 
ist (siehe darüber, Böhmisches Athenäum, Nr. X, 
1887). 

«) Siehe das Königthum in Preussen und B i s- 
marck's Staatsideal; es ist leicht verständlich, dass 
die mächtige socialpolitische Staatsinitiative aus 
Deutschland hervorgegangen ist, und dass der soge- 
nannte Staatssocialismus in der deutschen Politik und 
Literatur so mächtig wurde, wogegen er in anderen 
Ländern (in England, Frankreich und Italien) nur 
sehr langsam imd sehr massig angenommen wird; hie- 
ven handelt ausführlicher J. K a i z 1 in der Einleitung 
zu der Studie über die Verstaatlichung der Eisen- 
bahnen in Oesterreich. („Athenäum*. 1884, Jahrgang II, 
Nr. II.) 

Kais], FinanswisMnsehaft, übers.: t. KSrner. 2 
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§ 2. Die Wirthscliaft der Gemeinden. 

Uebersicht. Die Verwaltungsthätigkeit der 
Gemeinden, durch welche Güter verausgabt und con- 
sumirt werden, erheischt Thätigkeiten, durch welche 
Güter beschafft werden. Gemeinden, indem sie er- 
werben imd verbrauchen, stellen selbstständige wirth- 
schaftliche Personen dar: Oeff entliche Wirthschaft. 

Einige Unterschiede zwischen der öffentlichen 
imd privaten Wirthschaft: 1. Was die Abhängigkeit 
des Verbrauches vom Einkommen anbetrifft; 
Schaeffle's verhältnissmässige Befriedigung aller 
öffentlichen und privaten Bedürfnisse. 2. Der Oon- 
sensus der Grundsätze und des Geistes, welche das 
Erwerbs- imd Verbrauchsgebiet der Wirthschaft 
erfüllen. 3. Die verschiedene Dauer der persönlichen 
Privatwirthschaften und der öffentlichen Wirth- 
schaften. 

Mag die Wirksamkeit der Gemeinden wie 
immer gross oder beschränkt sein, und mögen die 
verschiedenartigen Aufgaben, die in ihr enthalten 
sind, ihr Ziel ausserhalb des materiellen und 
wirthschaftlichen Bereiches oder in demselben 
finden: inuner sind äussere Hilfsmittel nöthig, 
und dies bedeutet, ökonomisch gesprochen, dass 
jede von diesen Aufgaben, die durchgeführt 
werden soll, in sich den Bedarf an wirthschaft- 
lichen Gütern einschliesst, sei es an Dienstleistun- 
gen oder Verrichtungen, sei es an materiellen 
Gütern. Materielle Güter zu besitzen und zu er- 
werben ist daher für die Gemeinden, welchen 
die Erfüllung dieser Aufgaben obliegt, eine un- 
erlässliche Bedingung (nervus rerum agendarum), 
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und SO tritt selbstverständlich und unvermeidlich 
in das Gebiet ihrer Wirksamkeit eine weitere 
Aufgabe, deren Ziel es eben ist, wirthschaftliche 
Güter zu erwerben und zu erhalten. Die Durch- 
fühnmg der Aufgaben der Gemeinden wird allge- 
mein Verwaltung (Administration) genannt, und 
in dem vorhergehenden Paragraphen wurde be- 
sonders hervorgehoben die Rechtspflege, das 
Kriegswesen, Diplomatie und innere Verwaltung 
als die hauptsächlichsten grossen Bereiche der 
Staatsverwaltung, neben welche sodann sich als 
ein weiteres grosses Gebiet die eben bezeichnete 
wirthschaftliche Erwerbsthätigkeit stellt. 

So stehen vor unserem Blicke der Staat und 
die engeren Gemeinden als selbstständiges Cen- 
trum erwerbender imd verausgabender Thätig- 
keit, als grosse Wirthschafter; Verwaltungsauf- 
gaben aller Art, d. h. Bedürfnisse, rufen nach 
den äusseren Mitteln zu ihrer Erfüllung, sie 
führen und zwingen zu einer erwerbenden Thä- 
tigkeit; und gewiss mit Recht sprechen wir von 
einer öffentlichen Wirthschaft, besonders von 
einer Staatswirthschaft, wenn wir vor Augen 
haben, dass diese Thätigkeiten in ewig wieder- 
holtem Kreislaufe durch das Stadium des Er- 
werbes und Verbrauches der Güter durchgehen. 
Und wenn man wegen der bezeichneten ökono- 
mischen Processe die Thätigkeit der Gemeinden 
als eine Wirthschaft betrachten kann, darf 
man auch weiter fortschreiten in der ökonomi- 
schen Auffassung, und einstweilen (siehe § 4) 
auf die öffentlichen Wirthschaften auch jene 
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grundlegende Unterscheidung anwenden, welche 
in der politischen Oekonomie bezüglich der Ein- 
zelwirthschaft gemacht wird. Dort wird die ge- 
sammte wirthschaftliche Thätigkeit der Einzel- 
wirthschafter in zwei Gebiete getheilt: das Ziel 
des einen ist zu erwerben, Einkommen zu 
beschaffen; die Reinerträge aus der Production 
und die abgeleiteten Einnahmen fliessen im 
Vermögen des Wirthschafters in das Gesammt- 
einkommen zusammen und dieses, insofern es 
nicht capitalisirt wird, wird zur Bedürfniss- 
befriedigung verwendet. Hier beginnt dann das 
zweite Wirthschaftsgebiet, dessen Ziel es ist, 
durch Consumtionsacte bei einem möglichst 
geringen Aufwände eine möglichst reichliche 
Befriedigung der Bedürfnisse zu bewirken ; dieses 
zweite gegebene Wirthschaftsgebiet wird consum- 
tive Wirthschaft oder Verbrauchswirthschaf t oder, 
insoferne es sich um die persönlichen Wirth- 
schaften handelt, Haushaltungswirthschaft ge- 
nannt; die erste heisst Ertragswirthschaft oder 
Productionswirthschaft oder Erwerbswirthschaft. 
Die Summe des öffentlichen Bedarfes geht 
aus der Verwaltung und den Aufgaben, deren 
Lösung sie anstrebt, hervor; durch die verschie- 
densten Verwaltimgsacte gibt der Staat wirth- 
schaftliche Güter aus, welche ihm zur Disposi- 
tion stehen, und consumirt solche und leistet so 
seinen Berufsaufgaben Genüge. Wenn wir daher 
die Sache vom ökonomischen Gesichtspimkte aus 
betrachten, können wir gewiss die Verwaltimg 
in ihren verschiedenen Thätigkeiten mit jenem 
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zweiten Wirthschaftsgebiete vergleichen, von 
welchem wir eben gesprochen haben, nämlich 
mit der Verbrauchs- (Consumtions-) Wirthschaft, 
der gegenüber dann die oben erwähnte erwer- 
bende Thätigkeit den ersten Zweig darstellt: Die 
Ertragswirthschaft oder productive Wirthschaft. 
Die Wege der einzelnen persönlichen Wirth- 
schaften (Privatwirthschaiten) und der öffent- 
lichen Gemeindewirthschaften gehen indess trotz 
aller Aehnlichkeit auf so manchen Punkten in 
wesentlicher Art auseinander. An dieser Stelle 
wollen wir nur einen Theil dieser Verschieden- 
heiten auseinandersetzen, den zweiten müssen 
wir des Zusammenhanges mit der übrigen Erörte- 
rung wegen bis auf § 4 verschieben. Bei den 
Privatwirthschaften ist sicher unter normalen 
Verhältnissen die Höhe des Einkommens, das 
durch die Erwerbsthätigkeit erzielt wird, auch 
Mass und Grenze für den Bedarf und die Bedürf- 
nissbefriedigung ; Moral und Verstand lassen 
neue oder erweiterte Bedürfnisse, die bisher 
nicht befriedigt zu werden pflegten, erst dann 
zur Geltung kommen, wenn das erreichte 
oder erreichbare erhöhte Einkommen ihre Be- 
friedigung zulässt. Es gilt also die Regel, dass 
sich die Consumtion nach dem Einkommen rich- 
tet. Dies trifft bei den öffentlichen Wirthschaften 
und besonders bei der Staatswirthschaft eher 
nicht als ja zu. Der hochwichtige Beruf des 
Staates und die unerlässlichen Aufgaben seiner 
Verwaltung machen jene strenge Subordination 
und Abhängigkeit der consumtiven Wirthschaft, 
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der öffentlichen Verwaltung, von der Erwerbs- 
wirthschaft und deren fallweise gegebenen Re- 
sultaten loser und schliessen sie mitunter aus. 
Die beständige Vermehrung der Staatsbedürf- 
nisse, eine Erscheinung, die als „Gesetz des wach- 
senden Staatsbedarfes** bezeichnet wird, und 
die ein Resultat der im § 1 bezeichneten exten- 
siv und intensiv verbreiterten Staatsthätigkeit ist, 
ging wohl in der überwiegenden Mehrzahl der 
Fälle der Erweiterung der Erwerbswirthschaft 
und der Vermehrung ihrer Erträgnisse zeitlich 
voran ; dem anerkannten und genehmigten Verwal- 
tungsbedarfe musste sodann eine neue Deckung 
beschafft werden durch die wirthschaftliche Er- 
werbsthätigkeit. Aus dieser so oft beobachteten 
Thatsache wurde zum Schlüsse sogar für die 
öffentlichen Wirthschaften die imigekehrte Regel 
durch Induction abgeleitet, dass sich nämlich die 
Einnahme (Einkommen) nach dem Verbrauche 
richtet, und nicht wie bei den Privatwirthschaften 
der Verbrauch nach dem Einkommen. Mag nun 
auch diese Regel als richtig zugelassen werden, 
so darf dies nicht ohne den selbstverständlichen 
Vorbehalt geschehen, dass zum Schlüsse die 
höchste wirthschaftlich mögliche und zulässige 
Anspannung der finanziellen Kräfte des Staates 
und der engeren Gemeinden jeder weiteren Ent- 
wicklung der Verbrauchsthätigkeit der Verwal- 
tung unübersteigbare Grenzen setzt; mit anderen 
Worten: diese Regel ist nur insoweit richtig, als 
die öffentliche Consumtion noch nicht jene Höhe 
erreicht hat, welche sie in Anbetracht der 
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gegebenen Quellen und der Elasticität des öffent- 
lichen Einkommens überhaupt erreichen kann; 
ist einmal diese Grenze erreicht, so gibt es 
keinen Unterschied mehr zwischen öffentlicher 
und Privatwirthschaft; aber bevor sie erreicht 
ist, bevor man von der gegebenen erhöhbaren 
Consumtion zu jener unverrückbaren Grenze 
gelangt ist, jenseits welcher alle Quellen der öf- 
fentlichen Einnahmen versiegen, kann durch die 
emporwuchemde öffentliche Consumtion so man- 
ches Gut weggerafft werden, welches, wenn es 
der Privatwirthschaft belassen worden wäre, bes- 
seren Nutzen gebracht hätte, kann so manches 
Bedürftiiss und so manche private Bedürfniss- 
befriedigung niedergetreten werden, die dringen- 
der, wichtiger und nützlicher gewesen wäre, als 
die Bedürfnissbefriedigung, für die sich jene ent- 
schlossen haben, die die politische und finan- 
zielle Macht in den Händen halten. Nur in diesem 
Sinne und mit dieser Beschränkung ist es mög- 
lich, die eben erwähnte Regel als giltig anzu- 
erkennen; gegen ihre absolute und imkritische 
Aufstellung richtet sich Sax' Polemik und das 
darin angewendete Wort Naivetät. (Theoretische 
Staatswirthschaft, S. 378.) 

Sehr interessant ist, was in der Finanz- 
literatur in dieser Beziehung geäussert wird. 
Schäffle'') drückt sich folgendermassen aus: 
„Oberstes Princip der Finanzwissenschaft ist — 
so sagen die Einen — die Deckung des Staats- 
bedarfes. Das ist unrichtig. Oberstes Princip der 

7) Die Grundsätze der Steuerpolitik, 1880, S. 16. 
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Finanzwissenschaft ist die volkswirthschaftlich 
verhältnissmässige Deckung des Staatsbedarfes 
gegenüber einer nicht minder verhältnissmässi- 
gen Deckung aller nichtstaatlichen (privaten) Be- 
darfe/* Die gemeinsamen Bedürfnisse, für deren 
Befriedigung das gesellschafthche Organ, das 
Staat heisst, durch seine verwaltende Thätigkeit 
sorgt, sind schliesslich geradeso wie die persön- 
lichen Bedürfnisse, deren Befriedigung dem pri- 
vaten Wirken überlassen ist, Bedürfnisse der Per- 
sonen, der Glieder des Gemeindebundes, und 
wenn es sich der Wirthschaft um ein überein- 
stimmendes Erhalten uad um die Entwicklung 
der Gesellschaft und aller ihrer Glieder handelt, 
ist es ohne Widerspruch nöthig, für die verhält- 
nissmässige Befriedigung aller Bedürfnisse zu 
sorgen, die zu befriedigen mit den gegebenen Mit- 
teln möglich ist. Deshalb sagt Schäffle als 
Finanzpolitiker an derselben Stelle: „Weder der 
öffentliche noch der private Haushalt ist abso- 
luter Zweck. Darben des Einen und Darben des 
Anderen, Uebemährung des Einen imd Verküm- 
merung der Anderen erscheint von Haus aus als 
unrichtig, wenn zum nationalen Leben beides: 
ein starker Staat und ein kräftiges Volk gehören. 
Staatliche und nichtstaatliche Bedarfe sind inte- 
grirende Theile eines in inuner neue Verhältnisse 
zusammengesetzten Gesammtbedarf es ; die Einen 
wie die Anderen sind im Verhältnisse ihrer Be- 
deutung für die Erhaltung und Entwicklung der 
gesammten Gesellschaft einschliesslich aller Glie- 
der der letzteren berechtigt. Die volkswirthschaft- 
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lieh verhältnissmässige Deckung, so des Staats- 
bedarfes wie der ausserstaatlichen Bedarfe, und 
so der Privatbedarfe wie der öffentlichen Bedarfe, 
ist die sonnenklare, durch sich selbst einleuch- 
tende Forderung, welche einer innerhalb des 
volkswirthschaftlichen Gesichtskreises sich hal- 
tenden Finanzlehre sofort sich aufdrängt, und 
welche man dem Spiessbürgerthum wie der 
Staatsverschwendung siegreich entgegenzuhalten 
vermag.** Wo immer daher das Mass der Befrie- 
digung der öffentlichen Bedürfnisse sich unter 
dem Masse der Befriedigung der persönlichen Be- 
dürfnisse befindet, hätte die oben erwähnte 
Regel Giltigkeit; diese Giltigkeit würde ihr aber 
abgehen, wo die öffentlichen Consumtionen durch 
das Drängen der öffentlichen Macht sich an- 
schicken, jene Grenze der Bedürfnissbefriedigimg 
zu überschreiten, die durch das erwähnte Ver- 
hältniss gesetzt ist. Das ist in der allgemeinen 
„finanzpolitischen** Lehre sehr scharfsinnig und 
leicht zu sagen (Schäffle, und nach ihm im 
Wesentlichen S a x), aber in der Praxis geschieht 
es von selbst nicht, und wie soll nun jene mitt- 
lere Tangente zwischen der Befriedigung der 
persönlichen Bedürfnisse von tausend imd aber- 
tausend privaten Wirthschaftem und der Befrie- 
digung der öffentlichen Bedürfnisse ermittelt 
werden? Wer soll es thun? Der Staat — er- 
widert man — aber wie ist seine Structur, wie 
seine Erkenntniss, wie die inneren Machtverhält- 
nisse beschaf f en ? 8) 

8) Siehe L o r i a*s citirte Schrift und hiezu den 
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In der Sache verschieden, in der Methode 
gleich ist die Bestimmung des Masses der öffent- 
lichen Einnahmen, welche wir bei Stein») fin- 
den, der — freilich nur in Bezug auf die Steuer- 
einnahmen — sagt, dass jede Steuer eine Aus- 
gabe des Steuerzahlers ist, die wirthschaftlich 
nur dann Berechtigung hat, wenn der Werth, den 
der Staat dafür gibt, wenigstens gleich ist dem 
Werth der Steuerabgabe. Hieraus folgert dann 
Stein: „Die Steuer muss so hoch sein, wie die 
Kosten der Verwaltung, welche durch sie getragen 
werden, denn sie ist wirthschaftlich begründet 
durch den Werth, den die letztere für den Steuer- 
zahler hat. Das heisst, jede Steuer muss ihren 
Betrag durch ihre Verwendung in der Verwaltimg 
wiedererzeugen — jede Steuer findet ihr rich- 
tiges Mass, indem sie durch die Verwaltung re- 
productiv wirkt.** Das ist der aprioristische 
finanzökonomische Imperativ, der in seiner Con- 
struction ganz der Schaf fleischen verhältniss- 
mässigen Befriedigung der öffentlichen und der 
privaten Bedürfnisse ähnlich ist. Was aber, 
wenn in der Wirklichkeit die Werthe, welche die 
Verwaltung bietet, unter dem Werthe der Steuer- 
abgaben stehen? Wenn die Verwaltung durch 
ihre Thätigkeit den Bürgern zur Befriedigung von 



Artikel im „Giomale degli economisti", Heft für Juli 
und August 1887, S. 375 ; Ricca-Salerno, Nuove 
dottrine sistematiche nella scienza delle finanze, wo 
diesbezüglich gegen Sax polemisirt wird. 

9) Lehrbuch der Finanz Wissenschaft, 3. Aufl., 
1876, S. 305. 
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unnöthigen, vielleicht gar luxuriösen Bedürfnis- 
sen (prächtige Heere, Hofluxus, Schulpaläste) ver- 
hilft, während minder umgängliche, vielleicht ab- 
solute Existenzbedürfnisse zahlreicher Gruppen 
von Bürgern in ihren Privatwirthschaften imbe- 
friedigt bleiben, eben wegen der Exigenzen der 
Verwaltung? Wo ist das Organ, diesen Imperativ 
auszuführen ? 

Wenn wir das erklären wollen, was vorhan- 
den ist, können wir die Grenze des öffentlichen 
Einkommens nicht anders bestimmen, als auf die 
oben erwähnte Art. Ist sie nicht genug genau 
und befriedigend, so sind daran die thatsäch- 
lichen Verhältnisse Schuld, die so wenig genau 
und befriedigend sind. Sowie es wahr ist, dass 
das öffentliche Einkommen übermässig steigen 
kann, ohne dass dies den Wohlstand der 
privaten Wirthschafter störend berührte, wenn 
z. B. aus dem Bereiche der Privatwirthschaft die 
Befriedigung gewisser Bedürfnisse wirklich in 
den Bereich der öffentlichen Wirthschaft über- 
führt wird, so dass gewissermassen nur ein 
blosses Rechnungsvirement vor sich geht: so ist 
es auch wieder wahr, dass die Consumtion, und 
mit ihr das öffentliche Einkommen so vermehrt 
werden kann, dass dadurch eine Verschwendung 
und ein positiver Schaden verursacht wird, ein 
allmäliges Verkümmern einzelner Theile und 
schliesslich der ganzen Volkswirthschaft, und 
dann werden sich die Finanzen bei jener Grenze 
befinden, welche die „höchste, wirthschaftlich 
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mögliche und erlaubte Spannung der Kräfte 
ist".io) 

Der zweite Unterschied, der hervorzuheben 
ist zwischen der öffentlichen, besonders der 
Staatswirthschaft und den Privatwirthschaften, 
würde wohl in dem Augenblicke verschwinden, 
wo die persönlichen Wirthschafter sich sowohl 
bei der Production, als bei der Consumtion nach 
einer und derselben sittlichen Ueberzeugung imd 
einem und demselben Willen richten wollten, 
oder vielmehr könnten, so dass die ganze 
wirthschaftliche Thätigkeit ein übereinstimmen- 
des Ganzes vorstellen würde; indess gedenken 
wir nur des Fabrikanten, der Götzenbilder er- 
zeugt und von dem Erwerbseinkommen Bei- 
träge für christliche Missionen gibt. Wie die 
Dinge stehen, muss es ausdrücklich gesagt werden 
(obwohl es aus der Beschaffenheit der Sache 
hervorzugehen scheint) : dass die Grundsätze und 
Ziele, die der Staat in der Verwaltung (Con- 
sumtion, consumtiven Wirthschaft) verfolgt, auch 
in den Grundsätzen und im Geiste, der die produc- 
tive Wirthschaft erfüllt, sich äussern und wider- 
spiegeln, ein Umstand, der selbstredend kein 
Hinderniss für die Bemühungen der Verwaltung 

IC) Anlass zu diesen Bemerkungen, sowie auch za 
der vorangehenden Erörterung der Ansicht S t e i ji*s 
gab uns die Eecension, welche über die erste Auflage 
dieses I. Theiles der Finanzwissenschaft Herr Karl 
Kramär* („Athenäum", 1888, Jahrgang V, Nr. IX) 
verfasst hat, und worin er die Erwähnung der Ansicht 
S t e i n's vermisste ; dieser Anregimg geben wir gern 
Folge. 
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bedeutet, welches sie etwa stören oder paralysiren 
würde. Wenn der Staat durch seine Verwaltung 
auf bestimmte Ideale hinarbeitet, wenn er sich um 
die Hebutig der Gesellschaft, um sittlichen, in- 
tellectuellen imd materiellen Fortschritt bemüht, 
so ordnet sich die productive wirthschaftliche 
Thätigkeit gewiss denselben Tendenzen unter, um 
als das letzte grosse Gebiet der Verwaltung mit 
allen anderen Gebieten in völliger Uebereinstim- 
mung und Harmonie zu sein. Der Umstand, dass 
bestimmte Ziele und Bestrebungen, die durch 
die Gesetze allgemein angenommen und der 
öffentlichen Verwaltung vorgezeichnet sind, nicht 
überall auf einmal durchdringen, stürzt diese 
Regel nicht um; wenn der Staat zwar Vorschrif- 
ten ertheilt über die Sonntagsruhe, aber sie über- 
haupt nur lässig durch seine Organe ausführen 
lässt, wird es nicht zu verwundem sein, dass 
Erzeugnisse finanzieller monopolistischer Manu- 
facturen den ganzen Sonntag verkauft werden 
wie die Waare der Apotheker; hier offenbart sich 
wieder nur die besprochene Harmonie, der Con- 
sensus. Die Finanzwirthschaft ist eben nicht 
besser noch schlechter als die übrige Verwaltung, 
und der ganze Staat nicht besser und nicht ärger 
als die Gesellschaft selbst. Auch das ist häufig 
ein Resultat jenes unentrinnbaren Consensus in 
der Gesammtthätigkeit der Gemeinden, dass es 
sich zum Unterschiede von der Privatwirthschaft 
bei den Erwerbsthätigkeiten und besonders bei 
der öffentlichen Production oft nicht darum 
handelt, um jeden Preis den höchsten, nach dem 
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Stande des Angebotes und der Nachfrage am 
Markte vielleicht möglichen Gewinn zu erzielen, 
sondern dass dieser Zweck vor anderen, aus 
den eben herrschenden Ideen über Beruf des 
Staates und seiner Politik abgeleiteten Zielen 
zurückweicht und vielleicht ganz zurücktritt. 

Damit ist selbstverständlich nicht gesagt, 
dass man die gesteckten Ziele nicht auf die öko- 
nomischeste Weise, d. h. unter vollständigster An- 
passung der Mittel an den gegebenen Zweck an- 
strebe. Wir sehen daher, dass unter geänderten 
politischen Ansichten die finanzielle Beurtheilung 
und der Zweck vieler öffentlicher Institutionen 
und Productionszweige, bei deren Führung man 
früher ausschliesslich durch das privatwirth- 
schaftliche Streben nach dem grössten Gewinn 
geleitet war, sich ändert, und dass nicht weniger 
der Geist und die Tendenz, die die Leitung von 
wirthschaftlichen Productionsetablissements be- 
herrscht, sich ändert, sobald Gemeinden (Staaten) 
sie von Privatunternehmern übernommen haben 
(verstaatlichte Eisenbahnen). L. v. Stein (Fi- 
nanzwissenschaft, S. 182) land für diese Erschei- 
nung eine gute Formel, indem er sagte, dass mit 
der Zeit inuner mehr staatliche Erwerbsunter- 
nehmen sich in Verwaltungsinstitute verwandeln. 
Dasselbe könnte gelten — wenn es auch bisher 
nur im engsten Masse zutrifft — von der Erlan- 
gimg jener staatlichen Einkünfte, die wir später 
als Steuereinkünfte bezeichnen werden; hier er- 
scheint in der Wissenschaft (Wagner^i) insbe- 

11) Finanzwissenschaft I, 1877, S. 326. 
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sondere der sogenannte sociale Gesichtspunkt 
der Politik, d. h. die Anschauimg, dass der Staat 
mit Hilfe der aufgelegten Steuern sich ima den 
Aufschwung der nothleidenden Classen durch 
Herbeiführung einer angemesseneren Vertheilung 
des Eigenthumes bemühen solle. Dieser Stand- 
punkt dringt auf Reform jener erwerbenden staat- 
lichen Thätigkeit, die sich in Vertheilung und 
Einhebung der Steuern äussert; man muss frei- 
lich das am Schlüsse des § 1 Gesagte bedenken. 
Der oben gethane Ausspruch, dass die wirth- 
schaftliche Erwerbsthätigkeit der Gemeinde imd 
vor Allem des Staates ein Gebiet der Verwaltung 
sei, hat daher nicht nur formelle Bedeutung, son- 
dern auch eine gewaltige materielle Tragweite, da 
er diese Thätigkeit in eine harmonische Ueberein- 
stimmung mit dem übrigen Thun der Politik stellt. 
Der dritte Hauptunterschied, den wir hier 
anführen, geht aus der verschiedenen Dauer der 
Existenzen — hier der sterblichen persönlichen 
Wirthschafter, und dort der imsterblichen, 
wenn auch nicht ewigen Gemeinden — hervor. 
Der Staat kann investiren und arbeiten auf eine 
unabsehbar lange Amortisationszeit, in welcher 
das Interesse eines Privatunternehmers längst er- 
kaltet wäre und sich verloren hätte. Der Beruf 
der Gemeinden pflegt das zu sein, was zuweilen 
bei dem Privaten der Ausfluss seltener edler Vor- 
aussicht ist; von ihnen gilt in vollem Masse das 
Wort Cicero's: serunt arbores, quae posteritati 
prosint (sie pflanzen Bäume, die den Nach- 
kommen nützen sollen). 
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§ 3. Die Finanzwissenscliaft. 

Uebersicht. Die politisclie Oekonomie iind 
die Staatswissenschaften, beide theoretisch, sind con- 
crete sociologische Wissenschaften, auf die sich die 
praktischen politischen Wissenschaften stützen. Der 
Gegenstand der selbstständigen Finanwissenschaft — 
die Erwerbsthätigkeit der Gemeinden — gehört in das 
Gebiet sowohl der politischen Oekonomie als der Staats- 
wissenschaften. Die Aufgabe der selbstständigen Fi- 
nanzwissenschaft und ihr Verhältniss zur National- 
ökonomie und zu den Staatswissenschaften. Die bis- 
herige methodologische UnvoUkommenheit der Finanz- 
wissenschaft. Verbesserungsversuche. Weitere Be- 
schränkung des Gegenstandes der Finanzwissenschaft. 
Ihr Gegenstand ist die Erwerbung der Gelddeckung 
für persönliche und materielle Bedürfnisse. Die Be- 
deutung der nicht baar einlaufenden Werthe für die 
Finanzen. 

Die volkswirthschafHiche Organisation der 
menschlichen Gesellschaft zu verfolgen und zu 
erklären ist Aufgabe der politischen Oekonomie, 
während das Studium der politischen Organisa- 
tion den Gegenstand der sogenannten Staats- 
wissenschaften bildet.^*) Beide Wissenschaften 
sind neben anderen concrete Theile der Socio- 
logie und daher theoretische Wissenschaften, d. h. 
es handelt sich ihnen nur um das Erkennen und 
die Erklärung der wirthschaftlichen, beziehungs- 
weise politischen Organisation der Gesellschaft 
und der Gesetze ihrer Dauer (Coexistenz, Statik) 
und ihrer Entwicklimg (Succession, Dynamik), 

12) Siehe hierüber Spencer, Political institu- 
tions, 1886, §§ 440 und 441. 
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ohne dass sie direct irgendwelche praktische Ab- 
sichten hätten (Ermahnungen, Anträge, Postulate, 
Recepte u. s. w.). Auf die concreten sociologi- 
schen Wissenschaften, und besonders auf die 
Volkswirthschaftslehre und die Staatswissen- 
schaften stützt sich die Pohtik oder die Kunst, 
die in Gemeinden und Staaten vereinigte Gesell- 
schaft einzurichten und zu führen; und politische 
Wissenschaften heissen alle jene praktischen 
Wissenschaften, deren Gegenstand die Politik 
oder einer ihrer Zweige ist. 

Alle gesellschaftlichen Beziehungen und 
Gebilde, die aus der wirthschaftlichen Thätig- 
keit entstehen, sind Gegenstand des politisch- 
ökonomischen Studiums, daher nicht nur sociale 
Erscheinungen, deren Ursprung das wirthschaft- 
liche Thun verschiedener persönlicher Wirth- 
schafter ist, sondern auch Erscheinungen, die aus 
der Wirthschaft der politischen Verbände hervor- 
gehen; und diese Wirthschaft der politischen 
Verbände ist sicherlich interessant, nicht nur als 
ein besonderes für sich bestehendes Phänomen, 
sondern auch in ihren Beziehungen und Folgen 
für den ganzen volkswirthschaftlichen Organis- 
mus. Wenn wir nun die Finanzthätigkeit als er- 
werbende Wirthschaft der Gemeinden (politischen 
Verbände) bezeichnet haben, ist es augenschein- 
lich, dass sie in den Bereich des politisch-öko- 
nomischen Studiimis gehört. 

Der Gegenstand der Staatswissenschaften 
theilt sich in zwei Gruppen: die eine schliesst 
die Einrichtung und ^en Aufbau (Organisation, 

KaizI, Finanzwisseosehaft, übers. : t. Kömer. S 
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Verfassung, Constitution) der Gesellschaft in 
Staaten und niedrigeren Gemeinden in sich. Die 
zweite umfasst das Leben und die Thätigkeit des 
Staates und anderer Gemeindeverbände. Die Ver- 
fassung ist für die Gemeinden das, was für die 
Privatgesellschaft die Statuten, die Zusammen- 
fassung der' grundlegenden Normen, durch wel- 
che bestimmt wird, wer der Staat und die an- 
deren Gemeinden sind, wer der Repräsentant 
ihres Willens, ^wer das Executivorgan u. s. w. 
ist (Staatsverfassung, Verfassimg oder Ordnimg 
der Länder, Bezirke und Gemeinden). Die 
Thätigkeit des Staates und der niedrigeren Ge- 
meinden, Entstehung, Kundgebung und Ausfüh- 
rung ihres Willens und ihrer selbstgewählten Auf- 
gaben nennen wir Verwaltung, Administration im 
weitesten Sinne des Wortes. Wenn wir dann 
wieder die Finanzthätigkeit als Erwerbswirth- 
schaft der Gemeinde bezeichnet haben, ist es 
augenscheinlich, dass sie in den Bereich der 
staatswissenschaftlichen Studien gehört. 

Es gehört also die Finanzwirthschaft in den 
Bereich zweier sociologischer Wissenschaften : 
nach der materiellen Beschaffenheit der Thätig- 
keit selbst in die politische Oekonomie, und nach 
der Natur des thätigen Organes unter die Staats- 
wissenschaften. 

Die selbstständige Wissenschaft, deren Ge- 
genstand die wirthschaftliche Erwerbsthätigkeit 
politischer Verbände ist, heisst Finanzwissen- 
schaft; sie heisst deshalb so, weil die Geldein- 
nahmen des Staates, welche durch die Erwerbs- 
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thätigkeit beschafft werden, seit Langem Finanzen 
heissen. Finanzwissenschaft ist daher die Wis- 
senschaft von den Finanzen, d. h, von den Ein- 
nahmen des Staates r-d der Gemeinden über- 
haupt, oder anders gesagt, die Wissenschaft von 
der Deckung der wirthschaftlichen Bedürfnisse 
des Staates und der niedrigeren Gemeinden. Das 
eben genannte Wort Finanzen ist ein Erzeugniss 
des mittelalterlichen Lateins und kommt indirect 
vom Worte finis, Ende, und direct vom Zeitworte 
finare, d. h. beenden, begleichen, auszahlen; fi- 
nancia, daneben auch finacio und finatio, bezeich- 
nete eine Geldzahlung, und besonders die Geld- 
einnahmen der Könige.13) 

13) Du Gange, Glossaxiam med. et inf. latini- 
tatis, verdolmetscht Financia: praestatio pecuniaria 
imd belegt es mit Urkunden aus dem XIV. Jahr- 
hundert; finare bedeutet dann financiam praestare, 
aber auch financiam exigere. 

Littr6, Dictionnaire, erklärt, sub verbo ,,finan- 
cer" die Etymologie des Wortes Finanz folgender- 
massen: L'ancienne langue employait; finer, qui pro- 
venait du latin finis et signifialt proprement terminer 
d*oü le sens de payer une sorome dargent et de foumir. 
Le partieipe 6tait finant d'oü finance corome de 
croyant croyance, d'extravagant extravagance etc. Sub 
verbo finance (etym.) führt er an: il vient de Tancien 
verbe finer qui signifiait finir, terminer, conclure en 
g6neral et dans un sens restreint finir une affaire, 
terminer un differend moyennant argent. — Die ver- 
schiedenen Bedeutungen des Wortes finance (sing.) 
und besonders finances (plur.) im Französischen er- 
örtert er so: 1. Baargeld. 2. Früher eine Geldsumme, 
welche dem Könige bezahlt wurde. 3. Vermögens- 
stand einer Person. 4. Einnahmen und Ausgaben des 

3* 
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Die Finanzwissenschaft ist wie jede Wissen- 
schaft allgemein; sie beschäftigt sich nicht mit 
der Finanzgeschichte oder mit der gegenwärtigen 
finanziellen Einrichtung eines bestimmten Staates, 
sondern befasst sich generalisirend mit der Be- 
trachtung allgemeiner finanzieller Erscheinungen, 
historischer und gegenwärtiger, wie auch mit 
ihrer Erklärung; die Lehren und Aufzeichnungen 
von der concreten finanziellen Einrichtung und 
Wirthschaft dieser oder jener Gemeinden sind 
Hilfsmittel der Finanzwissenschaft, die ihr ein 
Material von Thatsachen liefern. Und es ist die 
allererste Aufgabe der Finanzwissenschaft, die ge- 
gebenen finanziellen Erscheinungen zu erkennen, 
das aus den erkannten Thatsachen bestehende 
Material zusammenzufassen und zusammenzu- 
stellen, allgemeine Begriffe durch Abstrac- 



Staates. 5. Wissenschaft, die öffentliche Casse zu 
leiten und zu verwalten. 6. Personen, in deren Händen 
die öffentlichen Gelder sich befinden, oder welche 
grosse Geldgeschäfte treiben (haute finance). 7. Sa- 
chen und Acte, die sich auf die Finanzen beziehen. 
Jakob und Wilhelm Grimm, Deutsches 
Wörterbuch, führen sub verbo „Finanz" aus: Finanza 
rührt her aus einem neben finiro aufkommenden finare, 
praestare, componere de pecunia solvenda, quittiren, 
bezahlen, und der Plural finanze drückt aus Geld- 
angelegenheiten, Zahlungen, Einkünfte ; sonderbar steht 
aber das neuhochdeutsche Finanz im XVI. Jahrhundert 
beständig im üblen Sinn für Betrug, List und böse 
Hänke; der Verkehr mit gewinnsüchtigen welschen 
Kaufleuten und Unterhändlern muss damals den Ein- 
druck hinterlassen haben, dass ihre finanze und Geld- 
geschäfte auf Wucher, Kniff imd Trug ausgingen. 
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tion ZU bestimmen, Urtheile und Schlüsse zu 
ziehen, die Summe der erworbenen Kenntnisse 
in ein System zu bringen und so das, was an 
Finanziellem existirt und was wir um uns herum 
sehen, zu klarem wissenschaftlichen Bewusstsein 
zu bringen. „Die wesentliche Thatsache, deren 
Erklärung gesucht wird, ist folgende: ein guter 
Theil des Privatvermögens, des jährlichen Ein- 
kommens, wird gewöhnlich zur Befriedigung ge- 
meinschaftlicher Bedürfnisse der Gesellschaft 
oder zur Erreichung erhabener Ziele des Staates 
verwendet. Wie geschieht dies, aus welchen 
Gründen, nach welchen Gesetzen und mit wel- 
chem Verlauf?"!*) 

Dass man weiter und weiter in die Geschichte 
eingeht, verursacht nicht allein der mensch- 
liche Wissensdrang, sondern auch der enge Zu- 
sammenhang der gegenwärtigen mit den vergan- 
genen gesellschaftlichen, daher auch finanziellen 
Erscheinungen (historische Filiation), so dass es 
ohne Kenntniss der Entwicklung gewöhnlich 
schwer oder unmöglich wird, das Bestehende 
gehörig zu begreifen. Wir begegnen daher nicht 
nur grösseren .und kleineren historischen Auf- 
sätzen in Lehrbüchern der Finanzwissen- 
schaft, sondern auch einem besonderen Zweige 
der Finanzwissenschaft, der Finanzgeschichte. 
Dass die Finanzen und Finanzsysteme in der 
Praxis schon früher waren, ehe die Finanzwissen- 
schaft entstand, ist freilich ebenso wahr, als dass 

1*) Ricca-Salerno, Nuove dottrine sistema- 
tiche nella scienza delle finanze. 
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die Gesellschaft bestanden hat vor der Sociologie 
und die Ereignisse vor der Geschichtschreibung. 
Aber „die Theorie deshalb als unnütz zu erklären, 
heisst sich einbilden, dass wir nicht zu wissen 
brauchen, was wir sprechen, wenn wir reden, und 
was wir thun, wenn wir handeln** (R o y e r - C o 1- 
lard). 

Das Verhältniss der Finanzwissenschaft zu 
den übrigen sociologischen Wissenschaften geht 
schon aus dem hervor, was oben von der zwei- 
fachen Zugehörigkeit des Gegenstandes der finanz- 
wissenschaftlichen Forderungen gesagt wurde. Die 
politische Oekonomie und die Staatswissenschaf- 
ten sind für die Finanzwissenschaft unentbehr- 
liche Helfer. Die Finanzen wurden immer und 
werden jetzt und künftig durch die jeweilige öko- 
nomische und politische Organisation der Gesell- 
schaft bestimmt, und wer finanzielle Erscheinun- 
gen in ihrer Coexistenz (Statik) und in ihrer Auf- 
einanderfolge (Dynamik) erforschen will, muss un- 
umgänglich und nothwendiger Weise Daten und 
Belehrungen aus den beiden genannten sociologi- 
schen Wissenschaften schöpfen. Die Finanzen ha- 
ben eine ganz andere Beschaffenheit in der Gesell- 
schaft, die noch mitten im Naturaltausche steht 
und kaum Geld zu verwenden anfängt, daher 
wenig Arbeitstheilung und eine niedrige Erzeu- 
gungstechnik hat, in der der Ackerbau die haupt- 
sächliche Erwerbsthätigkeit fast aller Gesell- 
schaftsglieder ist u. s. w., und wieder eine andere 
in einer Gesellschaf t, die beim Tausch vorwiegend 
Geld verwendet, Naturaltausch fast schon gar nicht 
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mehr kennt, in der die Arbeitstheilung wie die 
Technik weit vorgeschritten ist, wo die Pro- 
ductionen dieser oder jener Art sich in 
einer kleinen Anzahl grosser Betriebe concen- 
triren und der Credit in höchster Blüthe steht. 
Ebenso werden auch andererseits die Finanzen 
verschieden sein in einer Gesellschaft, in wel- 
cher politische Macht and Vorrecht und daher 
auch die gesetzgebende und executive Finanz- 
gewalt in den Händen eines Häufleins Feudal- 
herren liegt und die politischen Verbände klein 
und schwach sind, und wieder verschieden im 
Staate, dessen Aufbau und Thätigkeit sich durch 
ein Uebergewicht der Capitalisten (des beweg- 
lichen Capitales) kennzeichnet, und in welchem 
die politischen Verbände häufig und fest sind. 
Aus dem Allen geht hervor, dass die Finanz- 
wissenschaft als ein besonderes Bereich der so- 
ciologischen Wissenschaften neben der Volks- 
wirthschaftspolitik und den Staatswissenschaften 
steht.iö) 



15) lieber diese Sache ist noch wenig nachgedacht 
und geschrieben worden; meistens wird die Finanz- 
wissenschaft einfach zur politischen Oekonomie ge- 
rechnet, mitunter in die Staats Wissenschaften einge- 
reiht; aus den an Stein und Röscher adressirten 
kritischen Erwägungen Wagner's kann man nur 
so viel entnehmen, dass die Finanzwissenschaft eine 
unbestimmte Stellung sowohl in der politischen Oeko- 
nomie, als unter den Staatswissenschaften einnimmt; 
siehe den Wagnerischen Artikel: „Finanzwissen- 
schaft und Staatssocialismus", Zeitschrift für die ge- 
sammte Staatswissenschaft, 1887, Heft 1, S. 37 ff. 
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Die FinanzwissenscHaft ist methodologisch 
bisher wenig ausgebildet und steht heute noch vor 
uns als ein Gemisch, in welchem grössere oder 
kleinere Mengen theoretischer Erkenntniss zu- 
sammengethan sind mit einem grösseren oder 
kleineren Quantum praktischer Belehrungen; das 
ist bis jetzt der allgemeine Fehler aller sociolo- 
gischen Forschung, die wegen ihrer Jugend und 
geringen Entwicklung, dann auch wegen der prak- 
tischen Richtung des Menschen immerwährend 
zur Praxis gravitiren imd theoretische Forschung 
nicht von der unmittelbaren praktisch-wissen- 
schaftlichen Application lückenhafter theoreti- 
scher Erkenntnisse sondern. 

Daher beschränkt sich die Finanzwissen- 
schaft, wie sie sich bisher zeigt, nicht auf die 
oben angeführte Aufgabe, die ihrer theoretischen 
Beschaffenheit angemessen ist, sondern über- 
schreitet diese historisch-dogmatischen Kreise, 
ihre Competenz auch in praktischer Richtung ver- 
grössernd. Die heutige Finanzwissenschaft be- 
schränkt sich nicht auf die blosse generalisirende 
Beschreibung und Belehrung, auf die Exponirung 
dessen, was ist und war, sondern lässt sich weiter 
ein in das Proponiren und Anfordern dessen, was 
sein sollte, sich bemühend, die angemessenste 
Einrichtung der Finanzen anzugeben und so 
eine Anleitung zur praktischen Finanzpolitik zu 
sein. Hierin wurde nur zu oft der Gegenstand der 
Finanzwissenschaft erblickt.i^) Dadurch wollen 

16) Ein sehr drastischer Beleg dafür ist die Art, 
wie jüngst J. J. J a n 2 u 1 in der zweiten Auflage seines 
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wir den Werth der praktischen politischen Wis- 
senschaften und der praktischen Finanzlehre ins- 
besondere nicht übersehen oder herabsetzen, 
denn sie sind ja schliesslich die erselmte 
Frucht aller sociologischen Forschungen, aber es 
ist Sache der Wissenschaft, sich bewusst zu sein 
der zwei grossen und verschiedenen Gebiete ihrer 
Thätigkeit und sie daher auch streng zu scheiden; 
eine unklare Vermischung von Theorie und 
Praxis erstickt die Entwicklung der Theorie, und 
untergräbt dadurch den Grund, auf dem allein 
die Wirksamkeit, Nützlichkeit und Accreditirt- 



Buches Osnovnije nadala fmansovoj nauki, St. Peters- 
burg 1890, die Aufgabe der Finanzwissenschaft be- 
stimmt. Er sagt auf S. 14: Die Finanzwissenschaft 
ist die Lehre von der öffentlichen Wirthschaft, welche 
die Darlegung derjenigen Gesetze zu ihrer Aufgabe 
hat, die bei der Beschaffung der zur Erfüllung der 
öffentlichen Zwecke nothwendigen materiellen Mittel 
beobachtet werdenmüssen. Die Finanzwissen- 
schaft gewinnt auf Grundlage der Daten des Finanz- 
rechtes und der volkswirthschaftlichen Gesetze die all- 
gemeinen Grundsätze darüber, wie die Staatsgewalt 
jene Mittel beschaffen soll. Die Finanzwissen- 
schaft hat die Zukunft im Auge imd ist bestrebt, 
solche Normen aufzustellen, nach welchen die 
Regierung in ihrer weiteren Politik vor- 
gehen könnte. Dabei zeigt die Finanzwissenschaft 
nur, was im gegebenen Zeitpunkte imd am gegebenen 
Orte sein soll, so dass ihre Gesetze immer hypo- 
thetisch sind und keinen allgemeinen Charakter 
haben können, was man nie vergessen darf wegen der 
Gefahr, in einen äusserst schädlichen Fehler zu ver- 
fallen. 
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heit der praktischen Wissenschaft basirt.^^) Der 
schon erwähnte Loria, der besonders die 
deutsche Lehre von der staatlichen Allmacht, 
von dem Staatssocialismus und dessen Wirkung 
auf das theoretische Studium ins Auge fasst, be- 
klagt sich diesbezüglich in sehr nachdrücklicher 
Weise folgendermassen : „Es ist kein Wunder, 
dass diese Lehre sehr bald mit Freuden von jenen 
Schriftstellern aufgenommen worden ist, die sich 
gerne der eindringlichen Erforschung der volks- 
wirthschaftlichen Beziehungen und ihrer Entwick- 
lung entziehen. Und wirklich, wo man die Mög- 
lichkeit zulässt, dass diese Beziehungen durch 
die Thätigkeit des Staates geformt und geändert 
werden, dort entschwindet nicht nur das Ziel, 
sondern auch die Möglichkeit einer gründlichen 
Forschung; es verschwindet das Ziel, weil das 
einfache Erforschen des Nachtheiles, der daraus 
entsteht, genügt, damit die neue Form bezeichnet 
werde, die sie ersetzen kann; es schwindet die 
Möglichkeit gründlicher Forschung, weil die so- 
cialen Verhältnisse, die sich leicht durch ein Re- 
gierungsdecret ändern lassen, keinen festen Grund 
haben können in der menschlichen Natur und 
Geschichte, sondern nur als Ergebniss einer 
persönlichen oder gesellschaftlichen Willkür 
aus irgendeiner vorangehenden Periode, erfasst 
werden können. Jede von den wissenschaftlichen 
Arbeiten, die von dieser neuen Lehre durch- 
drungen sind, theilt sich daher in der Regel in 

1') Siehe die als Anhang am Ende dieses Para- 
graphen beigefügte Kritik. 
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zwei Theile; in dem ersten vergiesst der Schrift- 
steller wissenschaftliche Thränen über die 
Nachtheile, die aus einer bestimmten Einrichtung 
hervorgehen, während er im zweiten die ver- 
bessernde Thätigkeit des Staates für diese be- 
dauernswürdige Ungerechtigkeit fordert. Die rein 
objectiven und mathematischen Forschungen 
jener, die die volkswirthschaftlichen Beziehungen 
als für menschliche Hände unerreichbar und nur 
als einen natürlichen Process betrachten, ersetzt 
die neue Lehre durch beredte Declamationen oder 
oberflächliche Beschreibungen socialer Uebel und 
durch Anträge auf Verbesserung. Anstatt die 
Anatomie der Gesellschaft, die sociale Physik zu 
sein, wird die Volkswirthschaftspolitik eine Ver- 
waltungsdisciplin, ein Vademecum für die Be- 
amten, und in demselben i\.ugenblicke, wo auf 
das Feld der Volkswirthschaft die Politik tritt, 
flieht von ihm die Wissenschaft.** (Teoria econo- 
mica, S. 4.i8) 

Wegen dieser methodologischen Irrthümer 
sehen wir in den Büchern, die sich als Theorie 
der Finanzwissenschaft ausgeben, oft ein buntes 
Gemisch aus allen sociologischen Wissenschaften, 
theoretischen und praktischen; so z. B. werden 



18) Siehe auch U g o E a b b e n o, La funzione eco- 
nomica nella vita politica, 1886, einen gedrängten Aus- 
zug und zum Theile Kritik des I. o r i ansehen Buches, 
sowie den schon 1882 von Dr. J ohannis veröffent- 
lichten Artikel: Sulla universalitä e preminenza dei 
fenomeni economici in der Zeitschrift „Eivista di filo- 
sofia scientifica", II. Jahrgang, Nr. 3. 
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unter dem Titel Ausgaben oder Kosten der Ver- 
waltung lange Partien aus der Politik und beson- 
ders aus der Verwaltungslehre dargestellt: 
über die verschiedenen Aufgaben des Staates imd 
ihre Ausführung, über die Organe, deren er sich 
dazu bedient, und ihre Gehalte.^^) Hier finden 
wir eine detaillirte Anleitung darüber, wie der 
Staat auf seinem Grundbesitze wirthschaften, wie 
er die Steuereinhebungsämter einrichten solle 
u. s. f.; ein anderer wieder erklärt sein oder 

19) Diesbezüglich sagt Leroy - Beaulieu, 
Trait6 de la science des finances, 1879, I., S. 2, tref- 
fend: „Die genannten drei deutschen Schriftsteller be- 
ginnen, indem sie sich sehr weitschweifig über das 
Wesen des Staates verbreiten, mit der Erörterung 
seiner Agenden und der durch sie verursachten Kosten. 
Dr. Bau (Grundsätze der Finanzwissenschaf t, 4. Aufl., 
1859) widmet dieser Art Erwägungen nur hundert 
Seiten ; Dr. Lorenz v. Stein (Lehrbuch der Einanz- 
wissenschaft) ist diesbezüglich nicht freigebiger; aber 
Dr. Wagner verwendet darauf 198 Seiten ; er studirt 
ganz genau imd detaillirt alle Ausgaben und gibt über 
jede derselben seine Ansicht ab. Unseres Dafürhaltens 
soll man sich in Studien dieser Art nicht einlassen. 

Es ist kein Zweifel, dass es ims leicht gewesen 
wäre, eine Abhandlung über die wesentlichen und die 
secundären Aufgaben des Staates zu liefern, über die 
Functionen, welche derselbe auf sich nehmen und 
über jene, welche er den Bürgern und den freien Ge- 
sellschaften auferlegen soll. Nach unserem Ermessen 
jedoch gehört dieses Gebiet nicht in die Finanzwissen- 
schaft; es gehört vielmehr in die politische Oekono- 
mie (Economic politique pure?) oder auch in die Po- 
litik. Es ist nöthig, dass man die Grenzen zu wahren 
wisse, welche die verschiedenen Gebiete der mensch- 
lichen Wissenschaften trennen." 
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seiner Partei Staatsideal, entweder ein manche- 
sterliches oder staatssocialistisches oder ein an- 
deres, construirt nach diesem Muster die Finanz- 
wirthschaft, oder besser gesagt, die Finanzpolitik, 
und flicht zuweilen vortreffliche und werthvolle 
historisch-dogmatische Auseinandersetzungen ein, 
detaillirt ausführend, wie die Finanzen geordnet 
sein sollten, so z. B., dass der Staat sich aller 
Domanialeinkünfte begeben, dass er sich nicht 
in die Production einmengen solle, indem ;er hiezu 
keinen Beruf habe, dass er die Steuern so be- 
messen solle, wie die Assecuranzgesellschaften 
ihre Prämien berechnen, oder im Gegensatze 
hiezu wiederum, dass der Staat sein Domanium 
womöglich erweitern, dass er die Steuern nicht 
nur zur Deckung seines Bedarfes verwenden, son- 
dern durch eine besondere Bemessung derselben 
auf eine gewisse Gleichmässigkeit des Vermögens 
der Gesellschaft hinwirken solle u. s. w. 

Auf dieser Stufe der Entwicklung befindet 
sich derzeit die Finanzwissenschaft, was wir hier 
einfach constatiren. Das Bewusstsein, dass 
dieser Stand der Dinge unbefriedigend ist, beginnt 
sich zu regen, und schon zeigen sich die ersten 
schwachen Versuche.^o) Die Arbeit ist allerdings 



20) Hieher rechnen wir L o r i a's Oekonomische 
Theorie, die angeführte Abhandlung Eicca-Sa- 
lerno's, Sax's Theoretische Staatswirthschaft, Viti 
de Marco, II carattere teorico dell' economia finan- 
ziaria, Eom 1888 (über diese Bücher siehe unsere 
Referate im Athenäum, IV, und V. Jahrgang), und 
neuester Zeit Ugo Mazzola, I dati scientif ici della 
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sehr schwierig, und es steht nicht zu verwundem, 
dass die Versuche auf den ersten Zug nicht 
gelingen; aber schon in dem Durchdringen 
des eben bezeichneten Bewusstseins liegt der 
Fortschritt.«!) 

In diesem Buche wollen wir trotz aller 
Schwierigkeiten diesen Versuch imtemehmen und 
eine theoretische Finanzwissenschaft auf posi- 
tiver Basis bieten. Noch bei Abfassung der ersten 
Ausgabe dieses Werkes wollten wir dieses Wag- 



scienza delle finanze, Kom 1890; diese Schrift habe 
ich gründlich in den „Jahrbüchern für National-Oeko- 
nomie und Statistik", Juli 1890, besprochen. 

21) G u s t. C o h n (System der Finanzwissen- 
schaft, Stuttgart 1889) wehrt sich gegen diese refor- 
matorischen Bestrebungen auf eine wenig klare imd 
wenig überzeugende Art. Wir wollen z. B. anführen, 
was er auf S. 8 und 9 sagt: Die Auseinanderreissung 
unserer Wissenschaft in eine Zwiefältigkeit der Auf- 
gaben, welche einmal den historisch - statistischen 
Stoff und seinen Causalzusammenhang , dann die 
praktische Absicht der Lösung schwebender Angelegen- 
heiten im Auge hat, wird ebenso für die Finanzwissen- 
schaft im Einzelnen, wie für die Nationalökonomie im 
Ganzen abgelehnt. Sie wird abgelelmt im Sinne eines 
historischen Quietismus, welcher den rastlosen Flug 
des Seinsollenden verkennt, der allem geschichtlichen 
Stoffe innewohnt, sie wird a))er auch abgelehnt im 
Sinne eines imgestümen Dranges zur Umgestaltimg, 
welcher die Continuität alles Gewordenen und Werden- 
den in den Forderungen des Augenblickes vergisst. Die 
Versöhnung dieser Gegensätze in Wissenschaft und 
Leben ist die wahrhaft praktische Probe auf den Werth 
jener ersten methodologischen Untersuchungen u. s. w. 
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niss nicht untemehmen,^») aber das mittlerweilige 
wiederholte Durcharbeiten jener Partie, in wel- 
cher alle Schwierigkeiten der neuen Methode zu- 
sammentreffen, nämlich der sogenannten allge- 
meinen Steuerlehre, dann die Vertiefung unserer 
finanz geschichtlichen Studien und endlich die un- 
entrinnbare Ueberzeugung, dass die bisherige 
Methode durchaus nicht genügt, und dass sie der 
modernen Entwicklung und dem Geiste der so- 
ciologischen Forschung widerstrebt, hat uns dazu 
den Muth gegeben. Indem wir unser Augenmerk 
darauf richten werden, wie die Doctrin bis jetzt 
vorgeht, hoffen wir auch Denjenigen vollauf zu 



22) Es wurde an dieser Stelle der ersten Auflage 
auf S. 28 und 29 Folgendes gesagt : Wir müssen beim 
Schreiben dieses Buches zwei Dinge erwähnen. 1. Das 
Factum, dass in unserer Literatur die Finanzwissen^ 
Schaft als Ganzes noch nicht berührt wurde, so dass 
es uns nicht nur an methodologisch reformirenden Bü- 
chern fehlt, sondern auch an solchen, die an der alten 
Methode festhalten , welche eben angezweifelt zu 
werden beginnt, 2. Die bisherige Unterrichtsmethode 
imd die Anforderungen, die an ein Lehrbuch der Fi- 
nanzwissenschaft gestellt werden. Es wäre — scheint 
uns — gewagt, mit imsicheren Versuchen anzufangen, 
statt sich zu bemühen, dass die Finanzwissenschaft 
in böhmischer Sprache zimi ersten Male in der Form 
geboten werde, welche bisher allgemein eingehalten 
und obzwar nicht allgemein anerkannt, dennoch durch 
eine bessere noch nicht ersetzt wurde. Wir werden 
daher vorläufig, obzwar ungern und nicht ohne Zau- 
dern, den gewohnten Weg einschlagen; werden aber 
wenigstens trachten, an passender Stelle — und das 
wird hauptsächlich bei der allgemeinen Steuerlehre 
sein — die Theorie von der Finanzpolitik zu scheiden. 
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genügen, welche sich gegen diese neue Art der 
Erörterung skeptisch und ablehnend verhalten.^^) 



23) Es sei uns erlaubt, an dieser Stelle die wich- 
tigeren Einwürfe zu berühren, die gegen unsere Auf- 
fassung der Aufgabe und der Methode der 
Finanzwissenschaft gemacht wurden. Herr Kramäf 
(a. a. O.) will sich nicht von der bisherigen, rein prak- 
tischen Richtung und Auffassung der Finanzwissen- 
schaft lossagen, die aus ihr ein Vademecum der 
Finanzminister und der Abgeordneten verschiedener 
Parteien machen, welches eine Anleitung bietet, wie 
die Finanzen „am angemessensten" eingerichtet sein 
sollen. Er verlangt, dass wir auch mit der Finanz- 
wissenschaft ein Wehr bauen mögen gegen die der 
Grundlage des jetzigen gesellschaftlichen und wirth- 
schaftlichen Lebens drohende Verheenmg, er will, 
dass wir einen bestimmten socialpolitischen oder in- 
dividualistischen Standpunkt einnehmen sollen, indem 
wir sagen: „wo wir uns die äusserste Grenze der 
Thätigkeit des Staates denken", er will, dass wir eine 
genaue Antwort geben auf die Frage, wie der Staat 
mit Hilfe von Steuern in die Vertheilung der Ein- 
künfte seiner Bürger eingreifen soll. Das alles können 
wir nicht wollen und werden es nicht thun. Je ne 
propose pas, je n'impose pas m§me — j'expose. Wir 
wollen blos erklären, auf welche Art sich die Gemein- 
den Finanzen verschaffen, welche Momente Einfluss 
auf die Einrichtung der Finanzen haben, wie die Fi- 
nanzen mit den politischen imd nichtpolitischen Ord- 
nungen der Gesellschaft zusammenhängen, welche Ge- 
setze in der Coexistenz und Succession der Erschei- 
nungen hier sich offenbaren. Unser Zweck ist das 
blosse Erkennen, nur Theorie, nichts Praktisches, keine 
Anleitung, weder Rath noch Winke, noch Pläne einer 
zukünftigen besseren Finanzeinrichtung. Darum wollen 
wir auch mit der Finanzwissenschaft nicht das oben- 
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Aber es thut Noth, noch etwas beizufügen, 
um den Gegenstand der Finanzwissenschaft genau 



erwähnte Wehr bauen; wir wollen nicht angeben, wie 
der Staat mittelst der Steuern in die Vertheilung des 
Eigenthums eingreifen soll oder nicht soll, und es liegt 
nichts an unserem privaten Urtheile über die Grenze 
der Staatsthätigkeit in dem Sinne, wie weit wir die Fi- 
nanzthätigkeit in das Gebiet der Socialpolitik schieben 
wollten. Wir haben auch im § 1 weder einen social- 
pohtischen, noch einen individualistischen, noch einen 
gemischten Standpunkt eingenommen, sondern haben 
einfach constatirt: „Das thut der Staat, das hat er 
gethan, und das sind die Hindemisse und Grenzen der 
socialpolitischen Expansion." Zu dieser Kesignation, 
die übrigens viel weniger bequem ist, als es auf den 
ersten Blick scheint, führte uns die wirkliche imd tiefe 
Ueberzeugung, dass ein Gedeihen und Erfolg der poli- 
tischen Wissenschaften und der Politik selbst nicht 
eher eintreten kann, bis rein objective und mathema- 
tische Forschimgen uns über die Gesetze des Bestandes 
imd der Entwicklung der menschlichen Gesellschaft 
aufgeklärt haben und zeigen, ob und wo die Möglich- 
keit irgend eines praktischen Eingreifens der Politik 
gegeben ist, ebenso wie es die Anatomie und Physio- 
logie für die (praktische) Medicin thut. Wie unvoll- 
kommen ist bisher jenes Forschen, wie kleinlich jenes 
objective Erkennen I Es gehen uns die vorzüglichen 
Worte C o m t e s (Cours de philosophie positive, erste 
Ausgabe, 1839, IV. Bd., S. 118 ff.) nicht aus dem 
Sinn: „En vertu de leur complication sup6rieure et par 
suite aussi de leur plus intime contact avec Tensemble 
des passions humaines, les questions sociales de- 
vraient, par leur nature, encore plus scrupuleusement 
que toutes les autres, rester concentr^es chez un petit 
nombre d*intelligences d'61ite, que la plus forte 6du- 
cation pröliminaire, convenablement suivie d'6tudes di- 
rectes, aurait graduellement pr6par6es ä en poursuivre 

Kftizl, Finanzwissenschafr, übers.: v. Körner. 4 
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abzugrenzen; es scheint, als ob irgendein Wider- 
spruch in den über die Sache bis jetzt gemachten 



avec succös la difficile Elaboration. Tel est, du moins, 
ä cet 6gard, avec une pleine 6vidence, le v6ritable 
6tat normal de TEsprit humain, pour lequel toute 

autre Situation constitue r^ellement une sorte 

de cas pathologique Quels doivent donc §tre 

las profonds ravages de cette maladie sociale en un 
temps, oü tous les individus, quelque inf6rieure que 
puisse §tre leur intelligence, et malgrE Tabsence sou- 
vent totale de pr6paration convenable, sont indistinc- 
tement provoqu6s, par les plus energiques stimula- 
tions, ä trancher joumellement, avec la plus döplorable 
16göret6, sans aucun guide et sans le moindre frein, 
les questions politiques les plus f ondamentales l" 

Herr Öuhel (im „Pravnik'S Heft XII) findet zwar 
in imserer Methode, die Theorie von der Praxis zu 
trennen und uns auf die erstere zu beschränken, einen 
Vortheil, wirft ims aber sofort wieder vor, dass wir 
nicht darüber sprechen, wie die Eegierung vorgehen 
soll, damit die Staatsbedürfnisse mit möglichst kleinen 
Opfern befriedigt werden. Das wäre eine rein prak- 
tische politische, keineswegs eine theoretische Abhand- 
lung, und wohin würde — davon abgesehen — die 
Finanzwissenschaft kommen, wenn sie erklären sollte, 
wie z. B. der Staat das Gerichtswesen imd die innere 
Verwaltung einrichten soll, wie er die Aemter über 
das Land vertheilen soll, welche sachliche Eintheilung 
der Aemter stattfinden und wieviel Instanzen etc. 
eingerichtet werden sollen, damit möglichst kleine 
Spesen entstehen. Leroy-Beaulieu hat ohne 
Widerrede recht, wenn er sagt (Anmerkung 7) : II faut 
savoir respecter les frontiöres qui s6parent les di- 
verses cat6gories des connaissances humaines. Der 
Grund des Herrn Ö u h e 1 , der da lautet : In die Fi- 
nanzwissenschaft gehört nach unserem (Öuhel's) Er- 
achten auch die Lehre über die wirthschaftliche Seite 
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Ausführungen enthalten sei; es wurde nämlich 
früher gesagt, die Finanzwissenschaft sei die 
Wissenschaft von der Erwerbswirthschaft der Ge- 
meinden, und dann wieder, sie sei die Wissen- 
schaft von den Finanzen, und diese wurden nur 
als Geldeinnahmen der Gemeinden bezeichnet. Es 
ist klar, dass entweder nur diese oder nur jene, 
die weitere oder die engere Definition richtig sein 
kann; denn durch ihre Erwerbsthätigkeiten be- 
schaffen der Staat imd die übrigen Gemeinden 
nicht nur Geld, sondern auch Wirthschaftsgüter 
und Werthe anderer Form, z. B. materielle Güter 
(Naturalsteuern , unentgeltliche Zwangslieferun- 
gen), Dienste und Arbexten (unbezahlte, soge- 
nannte ehrenämtliche Fimctionen, Militärdienst, 
die bestandenen Landroboten, Vorspami). 

In Wirksamkeit denkt man heute immer nur 
an die in Geldform gewonnenen Werthe, und als 
Zweck der Finanzwirthschaft wird die Geld- 
deckung des öffentlichen Bedarfes angesehen, 
und so fasst man die Finanzwissenschaft als 
Lehre von den Finanzen im eben besprochenen 
Sinne auf. Diese Begrenzung des Begriffes hängt 
zusammen mit dem Vorherrschen und immer 
weiteren Vordringen der Geldwirthschaft, in wel- 
cher eine ungeheure Menge der bewerkstelligten 

der Ausgaben, weil die Finanzwissenschaft schon ein- 
mal angefangen hat, darüber zu handeln, und weil 
es uns nicht vortheilhaft scheint, dass Aufzeichnungen 
dieser Art in eine specielle Wissenschaft vereinigt 
werden — dieser Grund ist ein Argumentiun ad ho- 
minem und stellt die subjective Opportunität über 
die sachliche Logik, 
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Tauschacte und Güterübertragungen in Geldform 
vor sich geht. So sind ihatsächlich in der mo- 
dernen Geldwirthschaftsperiode die Bedürfnisse 
der Gemeinden zum überwiegenden Theile Geld- 
bedürfnisse. „Per me omnia" ist die Devise, wel- 
che auf einem alten Kuttenberger Gemälde über 
der Abbildung des Geldes geschrieben steht. „In 
früheren Zeiten," sagt L. V. C h o d s k y,^*) „spiel- 
ten Naturalschuldigkeiten jeder Art die vorherr- 
schende Rolle, aber nach Massgabe der Entwick- 
lung der Geldwirthschaft verdrängten Geldleistim- 
gen im Allgemeinen mehr und mehr die Natural- 
abstattung der Schuldigkeiten. Eine solche Aende- 
rung stellt einen unleugbaren Fortschritt in dem 
Sinne vor, dass die Staatsgewalt die Möglichkeit 
hat, eine bessere Auswahl ihrer Executivorgane 
zu treffen, und die Zahlungslasten auf die zah- 
lungspflichtige Einwohnerschaft besser vertheilt, 
und dass die private Erwerbsthätigkeit grösseren 
Umfang anninunt imd Freiheit erlangt. In den 
zeitgenössischen Staaten herrschen in allen 
Sphären mit Ausnahme des Schutzes der äusse- 
ren Sicherheit die Geldschuldigkeiten vor." Die 
erworbenen Werthe führen die wirthschaftenden 
Gemeinden aus der neutralen Form des Geldes 
mit Hilfe der Tauschacte in die Form jener Güter 
über, welche sie gerade benöthigen, um entweder 
ihr Nutzungs- oder Erwerbscapital, sachlichen 
Bedarf, zu erhalten, zu ergänzen, zu vermehren 
oder sich Arbeitskräfte (persönlichen Bedarf) zu 



2*) Politiöeskaja ekonomia, 1887, S. 351. 
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verschaffen.25) Grosse, indirecte finanzielle Be- 
deutung haben — und noch mehr hatten — trotz- 
dem vor Allem alle erworbenen oder disponiblen 
Werthe, welche nicht in Geld bestehen, speciell 
Functionen und Dienste, denn durch diese ver- 
mindert sich der Finanz-, d. h. Geldbedarf* Wo 
Ehrenfunctionäre arbeiten, dort ist kein Geld 
nothwendig. Das Geldsalair der Beamten ist dort 
kleiner, wo ihnen die Gemeinden die Benützung 
communaler Wohnhäuser gestatten oder vielleicht 
gar die Nutzung landwirthschaftlicher Güter in 
partem salarii geben. Ebenso ist der Geldbedarf 
der Gemeinde kleiner, wenn die Bürger durch 
eigene Dienste das besorgen, was die Gemeinde 
nothwendig hat (wie z. B. § 88 der Gemeinde- 
ordnung für das Königreich Böhmen gestattet). 
Die directe Bedeutung der Finanzen zeigt sich 
in der Deckimg der schuldigen Dienste durch 
Geldleistungen (Militärtaxe ^e). 

Die Finanzwissenschaft ist also schlechtweg 
die Wissenschaft von den Finanzen oder den 
Geldeinnahmen der Gemeinden. 

Anhang zur 17. Anmerkung. L o r i a sagt in 
der angeführten Schrift auf S. 27 f f . über die Finanz» 
Wissenschaft: Die Finanzwissenschaft ist unter den 
Socialwissenschaften diejenige, die am wenigsten an 



25) Neque enim quies gentium sine armis, neque 
arma sine stipendiis, neque stipendia sine tributis ha^^ 
beri queunt. Tacitus Hist., IV, 74. 

26) Siehe hierüber die Erklärungen S i d g w i c k's^ 
S. 544, in denen er bei dieser Gelegenheit auch die 
Frage der gezwimgenen und freien Militärpflicht er- 
wäJmt. 
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dem lebendigen Quell der historischen Forschung 
und der positiven Methode sich verjüngt hat; denn 
weit davon entfernt, das Abgabensystem an jene 
wirthschaftlichen Zustande zu knüpfen, von denen die 
Abgaben nur blosse Superstructuren sind, schöpft die 
Finanzwissenschaft noch aus der alten Rechtsphiloso^ 
phie und bemüht sich, das System der Abgaben oder 
Steuern aus gewissen Normen der absoluten Grerech- 
tigkeit abzuleiten, ohne dass es ihr trotzdem gelungen 
wäre zu constatiren, ob diese obersten Grundsätze die 
Ausschreibung der Abgaben nach der Zahlungsfähig- 
keit oder der Gleichheit der Opfer oder nach anderen 
Kriterien erfordern, auf welche verschiedene Schulen 
hinweisen. Diese absolute Gerechtigkeit existirt aber 
nicht, und die moderne Wissenschaft hat bewiesen, 
dass die Gerechtigkeit ebenso wie die Moral in ver- 
schiedenen Zeitaltem verschieden ist. Darum hat sich 
ein berühmter Schriftsteller, Wagner, bemüht, der 
Einrichtung der Abgaben eine historische Gerechtig- 
keit zu Grunde zu legen, ein Eesultat der gegebenen 
Zeit und nur für diese giltig. Aber auch diese Neue- 
rung entspricht nicht, weil die Gerechtigkeit, respec- 
tive die herrschende Auffassung derselben in einer be- 
stimmten Zeit nichts anderes ist, als das, was auf Be- 
günstigung der reichen Classen abzielt. Der Leser er- 
innert sich gewiss an jenen Thrasimach, der in Pla- 
t o n's „Kepublik" behauptet, die Gerechtigkeit sei das, 
was denen nützlich ist, die die Autorität haben, oder 
die mächtiger sind, und an Stuart Mill, der fol- 
gendes offen ausspricht : „Wo eine vorwärtsschreitende 
Partei ist, bildet sich der grosse Theil der Moral dieses 
Landes nach dem Interesse dieser Classe und aus deren 
Uebermacht. Die Moral unter den Spartanern und 
Heloten, den Farmern und Negern, Fürsten und Unter- 
thanen. Adeligen und Bürgern, Männern und Frauen 
ist grossentheils die Frucht der Interessen und Ge- 
fühle dieser Classen. Diese Thatsache, dass die Gerech- 
tigkeit einer bestimmten Zeit nichts ist als ein Product 
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der Classeninteressen, nehmen wir am besten in der 
Einrichtimg der Abgaben wahr. Denn die Grundlage 
derselben richtet sich nicht nach der idealen Gerech- 
tigkeit, sondern ist nichts, als die Dnrchfühnmg jener 
egoistischen Auffassung der Gerechtigkeit, welche den 
Interessen der wohlhabenden Olassen angepasst ist, 
oder mit anderen Worten, ist nichts als ein organisches 
Product wirthschaftlicher Verhältnisse, die mit Noth- 
wendigkeit jene Abgaben erzeugen, welche am meisten 
zur Befestigung dieser Verhältnisse beitragen. Die 
Entwicklung der Steuer kommt daher keinesfalls, wie 
die Finanzwissenschaft verkündet, aus der Höhe der 
höchsten Gerechtigkeit, sondern aus dem Boden der 
wirthschaftlichen Verhältnisse, aus den tiefen Grün- 
den der gesellschaftlichen Zusammenhänge. Wo daher 
zugestanden wird, dass die nationalökonomische Ord- 
nung die politische und dadurch jene der Abgaben 
bestimmt, und dass die organische Zusammensetzung 
der gesellschaftlichen Macht (oder die Art der Ver- 
theilung der Güter als erste Ursache) der Gnmd" 
coefficient der finanziellen Einrichtungen ist, bleibt 
nichts übrig, als einzugestehen, dass derjenige, der 
die Theorien der Steuern studiren, regeln, oder eine 
bessere Einrichtung vorschlagen will, ohne dabei die 
organische Zusammensetzung des Staates oder des 
wirthschaftlichen Systems, auf dem derselbe beruht, 
zu beachten, ebenso vorgeht, wie jemand, der eine Ab- 
handlung über das Hören schreiben will, ohne sich zu 
bemühen, das Gehörorgan zu kennen. Und das ist eben 
auch häufig der Fehler der Finanzwissenschaft, dass 
sie in Folge unzureichender Analyse oder auch in 
Folge vollständiger Nichtbeachtung der organischen 
Zusammensetzung des Staates sich nicht kümmert, ob 
ihre Doctrinen und deren Durchfühnmg mit der Zu- 
sammensetzimg der gesellschaftlichen Mstcht harmo- 
niren. Daher der unentwegt utopistische Charakter der 
Finanztheorie. Weil die Bourgeoisie, nachdem sich 
die Verhältnisse des arbeitenden Volkes verbessert 
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hatten, ihm Steuern aufzuerlegen sich anschickt, 
verkündet die Finanzwissenschaft Steuergleichheit :J 
wenn sodann der auf das Minimum gedrückte 
Lohn die Bourgeoisie zur Steuergleichheit ge- 
nöthigt hat, proclamiren die Finanztheoretiker pro- 
gressive Steuer; wenn dann nach Herabdrückung 
des Gewinnes auf ein Minimum die progressive 
Steuer eine wirthschaftliche Nothwendigkeit und all- 
gemein angenommen wird, wendet die Finanzwissen- 
schaft lange Spalten beredter Prosa auf, um die Be- 
rechtigung des Staates zur Einführung der „socialen" 
Steuer zu beweisen, zu dem Zwecke, damit eine plötz- 
liche Aenderimg in der Vertheilimg der Güter erzielt 
werde, ohne zu beachten, dass solch eine Steuer durch 
Parlamente oder die reichen Classen oder durch jene 
bewilligt werden muss, welche den grössten Vortheil 
an ihrer Herabsetzung haben." Hiezu bemerkt sodann 
L o r i a in einer literarischen Anmerkung : „Bei dieser 
Gelegenheit sei erwähnt, dass die älteren Schriftsteller 
viel mehr als die modernen eine richtige Auffassung 
der Thatsachen an den Tag legten. So ist z. B. das 
nunmehr veraltete Werk Lange's von den deutschen 
Finanzen ganz von der Anschauung durchdrungen, 
dass die Entwicklimg des Steuersystems eine unerläss- 
liche Folge des militärischen Systems ist, und dass 
jede Aenderung dieses sich an die Aenderung jenes als 
an die Ursache lehnt. (Lange, Entwicklung der 
deutschen Steuerverfassung, Berlin 1793.) In die 
crassesten Widersprüche verfällt diesbezüglich Wag- 
ner, der hervorragendste unter den neuen Theoreti- 
kern, welcher, obzwar er die Allmacht des Staates 
bei Veränderung der wirthschaftlichen Verhältnisse 
durch die Steuern verkündet, dennoch anerkennt, dass 
die Entwicklimg des Steuersystems bis in unsere Tage 
nichts als das Kesultat der wirthschaftlichen Entwick- 
limg ist. Wenn daher die Abhängigkeit der finanziellen 
Zustände von den wirthschaftlichen das Gesetz der 
Gesammtgeschichte der Menschen ist, wie kann da 



Digitized by 



Google 



§ 4. Das Vermögen der Gemeinden. 57 

zugestanden werden, dass das Gresetz in unserer Zeit 
ganz unvermuthet seine Geltung verliert, imd dass 
der Staat nur in dieser Zeit nach seinem Willen 
die finanziellen Einrichtungen am besten treffen 
kann? Es ist dies derselbe Irrthum, den die Philo- 
sophen des vergangenen Jahrhimderts begingen, 
indem sie behaupteten, dass die Vergangenheit durch 
Zufall regiert wurde, die Gegenwart dagegen durch 
Vernunft. Es muss jedoch anerkannt werden, 
dass bei anderen nicht minder ansehnlichen 
Kämpfern der neuen Schule nach und nach die 
Erkenntniss der Abhängigkeit der Finanzeinrichtxmg 
von der politischen Einrichtung Geltung gewinnt. So 
z. B. handelt Schäffle (Grundsätze der Steuer- 
politik) von den finanziellen Nöthen, in welche die 
modernen Staaten in Folge des Widerstandes der wohl- 
habenden Classen gerathen, welche in den Parlamenten 
gewaltsam eine Steuererhöhung verhindern. Aber 
schon Proudhon hatte in seiner „Theorie de Tim- 
p6t", wenn auch unvollständig, die wirthschaftlichen 
Grundlagen des Steuersystemes begriffen. 

§ 4. Das Vermögen der Gemeinden. 

Uebersicht. Vermögen: Capital und Ein- 
kommen — imd ihre Arten; Einnahmen. Analyse 
dieser Kategorien, wie sie sich in der öffentlichen 
Wirthschaft zeigen. Gebrauchscapital — öffentliches 
Domanium ; Erwerbs- (Productions-) Capital — Finanz- 
Domanium. Einkommen der Gemeinden und seine 
Eigenthümlichkeiten ; Eintheilung des öffentlichen 
Einkommens: ursprüngliches und abgeleitetes. Das ur- 
sprüngliche Finanzeinkommen schliesst in sich das 
Productions- (Domanial-) und Steuereinkommen. Ge- 
meinschaftliche und imterscheidende Merkmale der- 
selben. Abgeleitetes Einkommen. Finanzeinnahmen, die 
nicht Einkommensnatur haben. 

In § 2 haben wir uns bemüht, die gesammte 
Thätigkeit der Gemeinden, welche beständig 
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immer wieder von Neuem durch die Stadien des 
Erwerbes und der Consumtion der erworbenen 
Güter durchgeht, alä eine Wirthschaf t zu beschrei- 
ben und zu kennzeichnen, die, wenn sie sich auch 
in manchen nicht unbedeutenden undzumTheile 
schon geschilderten Stücken von der Privatwirth- 
schaft unterscheidet, ihr doch im Grunde der 
Sache gleicht. Bei dieser und jener handelt 
es sich um Erreichung bestimmter Nützlichkeits- 
erfolge mit Hilfe beschränkter äusserer Mittel; 
bei dieser und jener ist es unerlässlich nöthig, 
jene äusseren Mittel dem gegebenen Ziele so 
wirthschaftlich als möglich anzupassen, oder mit 
anderen Worten, auf die Erlangung des Maximal- 
erfolges mit Hilfe der Minimalkosten hinzu- 
arbeiten. Bei dieser und jener ist es nothwendig, 
sich vorbedachtsam und planmässig zu verhalten, 
zunächst die allerdringendsten Bedürfnisse der 
Befriedigung zuzuführen und au^ die Befriedi- 
gung der minder dringenden oder gar luxuriösen 
Bedürfnisse zu verzichten, wenn die gegebenen 
Mittel nicht ausreichen. 

Wenn dem nun so ist — und es besteht hier- 
über weder in der Praxis noch in der Theorie ein 
Zweifel — dann finden wir gewiss auch in der 
öffentlichen Wirthschaft jene allgemeinen und 
fundamentalen wirthschaftlichen Phänomene 
wieder, denen wir in der Sonderwirthschaft der 
Privaten begegnen, und daher auch dieselben Be- 
griffskategorien, mit welchen wir an der Schwelle 
der Wirthschaftslehre bekannt werden. Dass auch 
für die Finanzwirthschaft, welche das Erwerbs- 
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gebiet der öffentlichen WirÜischaft erforscht und 
darlegt, diese Kategorien wichtig, ja unerläss- 
lich sind, geht aus der Natur der Sache hervor 
und erhellt am deutlichsten aus der Erörterung 
selbst und aus der geradezu grundlegenden Wich- 
tigkeit, welche ihr, wie wir sehen werden, in 
diesem Werke zukommt. Zu dieser Erörterung 
schreiten wir jetzt, indem wir da zugleich in der 
Analyse fortfahren, welche im § 2 begonnen 
und nur in Folge der unaufschiebbaren Noth- 
wendigkeit der Erklärung der Bedeutung des 
Wortes „Finanzen" imd der Aufgabe der Finanz- 
wissenschaft unterbrochen wurde; erst jetzt er- 
gibt sich die Gelegenheit, den Unterschied zwi- 
schen der öffentlichen und Privatwirthschaft 
weiter auszuführen und so dasjenige zu be- 
endigen, was in jenem Paragraphe begonnen 
worden ist. 

Die Gesammtheit der Werthe, welche dem 
Einzelnen unverkürzt gehören, indem sie für 
jedwedes Bedürfniss ihm zur Verfügung stehen, 
heisst Vermögen. Das Vermögen schliesst 
in sich alle Güter, welche zur Befriedi- 
gung künftiger Bedürfnisse aufgespeichert sind, 
und diese heissen Capital, aber auch die Güter, 
welche durch Beihilfe des Capitales oder der 
Arbeit, oder auch ohne diese Beihilfe eingegangen 
sind oder periodisch eingehen, indem sie zur 
Deckung der laufenden Bedürfnisse oder auch 
zur Bildung von Capital dienen, und diese heissen 
Einkommen. Das Einkommen kann ohne 
Zweifel consumirt werden, ohne dass hiedurch 
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der Capitalfond verringert wird, der am Anfang 
der Rechnungsperiode in dem Besitze des Wirth- 
schafters stand. Es gibt zwei Arten des Capitales : 
Erwerbscapital, welches in Verbindung mit der 
Arbeit die Quelle des Productions- (Erwerbs-) Ein- 
kommens bildet, und Gebrauchscapital, welches 
die Grundlage des sogenannten Nutzungseinkom- 
mens ist, d.h. jenes wirthschaftlichen Vortheiles 
jener Werthe, welche in der wirklichen oder mög- 
lichen, wenn vielleicht auch unterlassenen Be- 
nützung des Gebrauchscapitales hegen (das Be- 
wohnen des eigenen Hauses, Benützung des 
eigenen Parkes und Anderes). Das Einkommen 
des Einzelwirthschafters wird wieder in ursprüng- 
liches, d. i. ökonomisch gewonnenes Einkommen, 
und in abgeleitetes Einkommen eingetheilt, wel- 
ches ohne wirthschaftliches Verdienst von an- 
deren Personen auf uns übergeht. Einnahme 
heisst zum Unterschiede vom Einkommen jeder 
Zuwachs der Güter, ob er das Vermögen ver- 
grössert, daher ein Einkommen ist (Gewinnst, Ge- 
schenk und Anderes) oder nicht. Das uns zurück- 
gezahlte Darlehen ist ebenso eine Einnahme, wie 
eine von uns gemachte Anleihe, ein erzielter Ge- 
winn oder durch Spiel gewonnenes Geld. Allen 
diesen in der politischen Oekonomie aufgestellten 
Kategorien begegnen wir auch in der Wirthschaft 
des Staates und der übrigen Gemeinden. 

Im Staatsvermögen 27) steht sowohl das Ge- 
brauchs-, als auch das Erwerbscapital. Jenes 

27) Das Staatsvermögen und die genaue Defini- 
rung desselben haben auch im internationalen und be- 
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besteht aus allen beweglichen und unbeweglichen 
Gütern, Welche entweder die Organe und Beamten 
der Gemeinden gebrauchen, indem sie die Auf- 
gaben der öffenthchen Verwaltung vollziehen, 
oder welche die Staatsbürger als Gemeingut 
ohne jedes besondere Entgelt benützen. Hier 
handelt es sich vor Allem um die Auf- 
gaben der Sicherheits-, Rechts- und Gesundheits- 
pflege, dann der sittlichen und geistigen Cultur, 
aber manchmal auch um wirthschaftliche Ein- 
richtungen; wir führen als Beispiel an: Gnmd- 
stücke (Exercirplätze, öffentliche Anlagen), Ge- 
bäude (Amtshäuser, Kasernen, Festungen, Schu- 
len, Kirchen, Krankenhäuser, Zeughäuser, Samm- 
lungen, Bibliotheken), manchmal auch Strassen 
und andere Communicationen, welche ohne 
Entgelt als allgemeines Gut benützt werden. 
Dieses Capital ist für die Gemeinden nur die 
Grundlage des Nutzungseinkommens, und ist in 
der Regel keine Quelle eines Erwerbseinkom- 

sonders im Kriegsrechte grosse Bedeutung. Siehe Bul- 
merincq, Völkerrecht, in der Sammlung Mar- 
quardsen's, Handbuch des öffentlichen Rechtes der 
Gregenwart, wo auf S. 179 definirt wird: „Das Ver- 
mögen eines Staates als Inbegriff der in seinem Eigen- 
thum befindlichen Gegenstände imd vermögensrecht- 
lichen Ansprüche besteht aus seinem Territorium, 
seinem unbeweglichen imd beweglichen Eigenthum, 
seinen Einkünften und seinen Ansprüchen auf Steuern 
und Abgaben, welche ihm von seinen Staatsange- 
hörigen oder Fremden zu leisten sind." Die Einbe- 
ziehung des Territoriums in den Bereich des Staats- 
vermögens hat selbstverständlich blos auf die Eigen- 
heiten des internationalen Rechtes Bezug. 
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mens. Der Umstand, dass aus diesen Capitalien 
zufällig hie und da ein materielles Einkommen 
zufliesst, z. B. wenn irgendwo ein Theil eines 
Dicasterialgebäudes vermiethet, oder wenn das 
Erträgniss der längs der öffentlichen Gemeinde- 
wege oder in Anlagen angepflanzten Bäume ver- 
kauft wird u. A.,2«) ändert nichts an der oben 
bezeichneten ökonomischen Qualität dieser Gü- 
ter. Capital dieser Art nennen wir nach dem 
Muster der französischen und italienischen Lite- 
ratur öffentliches Domanium*») (le domaine pu- 
blic, domanio pubblico). Es ist imgeheuer 
gross und wird offenbar umso grösser, je 
weiter sich der Wirkungskreis der Staaten und 
Gemeinden ausdehnt, und je intensiver die Ver- 
waltungsaufgaben ausgeführt werden, denen es 
dient. Die Kosten, welche die Beschaffung und 



28) Siehe hierüber Leroy-Beaulieu, Trait6 
de la sc. des fin. I, S. 31. 

29) Domanium, stammend aus dem späteren La- 
tein, von dominus, Herr, abgeleitet imd bedeutet 
Herrengut. Siehe Ducange, Glossarium: Domanium 
dominicum praediimi est seu principale feudum vel 
maneriimi. Im modernen Französisch wird auch in 
der gewöhnlichen Sprache und nicht nur in der wissen- 
schaftlichen Terminologie der Unterschied gemacht 
zwischen domaine public und zwischen domaine de 
Tetat; siehe Littr6, Dictionnaire : Domaine public, 
objets consacr^s ä un Service public et administr^s 
par r^tat, tels que les routes, les rivi^res navigables, 
les f ortifications ; domaine de T^tat (siehe im Text 
den wissenschaftlichen Terminus domaine priv6) ob- 
jets poss6d6s par T^tat de la m§me maniöre que par 
les particuliers et dont le produit est vers6 au tr6sor. 
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Erhaltung des öffentlichen Domaniums erheischt, 
sind vom rein materiellen Standpunkte der Finan- 
zen, oder besser gesagt, vom fiscalischen Stand- 
punkte nicht productiv, weil die Gemeinden mit 
ihrer Hilfe keine neuen wirthschaftlichen Güter, 
keine neuen materiellen Einkünfte (Finanzen) er- 
langen. 

Zu dem Nutzungscapital gehört ohne Wider- 
spruch auch der sogenannte Staatsschatz, d. i. die 
Siunme des für das künftig in ausserordentlichen 
Fällen eintretende, augenblickliche Bedürfniss 
(namentlich für Kriegsfälle) bereit gehaltenen 
Baargeldes. In den früheren Zeiten mit kleinerer 
Menge und geringerer Benützung des Geldes 
wurde das Halten des Staatsschatzes als eine 
Sache betrachtet, welche sich von selbst versteht, 
imd den Widerhall hievon finden wir im XV. 
und XVI. Jahrhunderte bei den französischen und 
italienischen Schriftstellern, welche sich mit den 
Finanzen beschäftigt haben.3<>) In neuerer Zeit 
hat sich, wie Wagner, selbst ein eifriger Ver- 
treter der Thesaurirung, nach unserem ür- 
theile trefflich sagt, die Mode von dem Staats- 
schatze abgewendet, und das einzige Preussen 
(respective das deutsche Reich) ist zähe dabei 
verharrt, weil es in den Jahren 1866 und 1870 
daraus grosse Vortheile zog. Im Jahre 1871 wurde 



80) Zum Beispiel Jean Bodin, 1530—1596, 
Giovanni Boter o, 1540 — 1617 u. v. A., deren 
Meinung Ricca-Salerno erklärt in „Storia delle 
dottrine fin.**. 
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der Reichskriegsschatz mit 120 Millionen Mark 
festgesetzt.*^) 

Das Erwerbscapital besteht aus allen Gütern, 
mit deren Hilfe die Gemeinde durch ihre ökono- 
mische Erwerbsthätigkeit neue Güter erlangt, mag 
auch diese Erwerbsthätigkeit zugleich directe Er- 
füllung der auf die Gemeinden als politische Or- 
gane der Gesellschaft übertragenen Verwaltungs- 
aufgaben sein (z. B. Münzwesen, Post, Tele- 
graphie), oder ihr Zweck ausschliesslich in der 
Erwerbung von Finanzen für andere Verwaltungs- 
aufgaben liegen (z. B. der grösste Theil der land- 
wirthschaftlichen Güter, Wälder, Bergwerke, Fa- 
briken u. A.). 

' Ein wesentlicher, wenn auch nicht immer der 
einzige imd absolut vorherrschende Zweck solcher 
Capitalsetablissements ist der Erwerb, wenn es 
sich auch hiebei mitunter nur um die Deckung 
der Productionskosten und nicht um einen reinen 
Ertrag handelt. Diese Capitalien dienen zum 
Unterschiede von den ersteren fast ausschliess- 
lich der ökonomischen oder Finanzverwaltung, 
und nur selten und ausnahmsweise (und auch 
hierin zeigt sich deutlich der Unterschied von den 
Nutzungscapitalien) der Militär-, Justiz-, Unter- 
richtsverwaltung und der Verwaltung des Innern. 

Aus der technischen Natur der Sache geht 
hervor, dass dieses Capital sich in stehendes und 

31) Ueber den erwähnten Wechsel der Mode in 
neuerer Zeit imd über den allgemeinen Stand der lite- 
rarischen finanzpolitischen Controverse siehe Wag- 
ner, Finanzwissenschaft, 1, S. 134 ff., § 65. 
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umlaufendes unterscheidet. Diesen Erwerbs- 
capitalbesitz der Gemeinden nennen wir Finanz- 
domanium, weil mit dessen Hilfe Finanzen 
erworben werden; auch hier gehen wir der 
französischen Finanzlehre nach, welche von 
domaine prive de Tetat spricht (private Staats- 
domäne), oder veher der italienischen, welche 
viel passender das Wort „demanio fiscale" an- 
wendet; in der deutschen Literatur ist keine feste 
Terminologie und wurde namentlich der Kate- 
gorie des öffentlichen Domaniums bis jetzt wenig 
Aufmerksamkeit geschenkt; das Wort Staats- 
domänen wurde in der engeren Bedeutung von 
Capital der Urproduction angewendet.32) 



32) Von älteren Autoren befasst sich der einzige 
Stein mit dieser Sache, indem er (Finanzwissen- 
schaft, S. 184 — 229) folgende Unterscheidung macht : 
„Die Staatsgüter umfassen ihrem formalen Begriffe 
nach die Gesammtheit der Güter, welche im Eigen- 
thume des Staates sind; im finanziellen Sinne jedoch 
nur diejenigen, welche durch ihre Verwaltung einen 
Ertrag für die Einnahme des Staates geben/* Die 
Staatsgüter theilt er sodann folgendermassfen ein: 

1. Staatsbesitz imd Staatsschatz, und er sagt: „Unter 
Staatsbesitz verstehen wir alle diejenigen Staatsgüter, 
die nicht dazu bestimmt sind, einen Ertrag zu geben 
und durch denselben die Einnahmen des Staates zu ver- 
mehren, sondern die in ihrer Benutzung nur die Mittel 
für allgemeine Staatszwecke darbieten; unter Staats- 
schatz muss man sich, will man anders klar werden, 
ein vorräthiges, für ausserordentliche Fälle bestimmtes 
Geld- oder Werthcapital denken, das der Staat dem 
Verkehre entzogen und in seiner Verwahrung behält." 

2. Staatsdomänen, d. i. die Gesammtheit der für Ur- 
production und Landwirthschaft bestimmten Staats- 
Kai zi, Finanswissenschaft, übers.: y. Körner. 5 
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Die für solche Capitalien gemachten Kosten 
sind productiv auch vom rein finanziellen Stand- 
punkte. 

Bei der Kategorie der Einkünfte begegnen 
wir in den öffentlichen Wirthschaften einer Mo- 
dification, welche allerdings aus ihrer Natur her- 
vorgeht; um sie zu erfassen, ist es nothwendig, 
sich das Verhältniss der öffentlichen zu den Privat- 
wirthschaften klar vor Augen zu halten. Wie schon 
aus den vorhergehenden Erörterungen einleuchtet, 
streben die Staatsbürger die Befriedigung der Ge- 
sammtheit ihrer Bedürfnisse auf zweifachem 
Wege an : es sind alle diese Bedürfnisse eingetheilt 
in zwei Gruppen; die eine, bis heute bei Weitem 
grössere, ist dem privatwirthschaftlichen Wirken 
der Staatsbürger überlassen ; diese erzeugen, ver- 
tauschen und erwerben Einkünfte (Productions- 



güter; zu ihnen zählt er übrigens Caducitäten, Indu- 
strie-Etablissements u. a. Umpfenbach (Lehrbuch 
der Finanzwissenschaft), Wagner u. A. machen 
nur im Vorbeigehen hievon Erwähnimg. Erst jüngst 
spricht V. Schell (Schönberg's Handbuch der poli- 
tischen Oekonomie, II, S. 37) von Vermögensanlagen 
als Grundlage der Erwerbseinkünfte und polemisirt 
gegen den Ausdruck Domaine priv6 ; auch S a x (Theo- 
retische Staatswissenschaft, S. 220) widmet der Sache 
grössere Aufmerksamkeit und unterscheidet: I. Staats- 
wirthschaftliche Gebrauchsgüter, xmd unter ihnen: 
1. öffentliche Genussgüter und 2. Staats wirthschaft- 
liche Nutzungsgüter. II. Staatswirthschaftliches Ca- 
pital (Erwerbscapital). Dafür zählt Leroy-Beau- 
lieu (I, S. 27) weitläufig den grossen Inhalt des 
öffentlichen Domaniums auf und ähnlich die in § 7 
angeführten italienischen Schriftsteller. 
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wirthschaft), damit sie dann das erworbene Ein- 
kommen den Bedürfnissen anpassen (Beschaffimg 
und Bereitmig von Speisen, Beschaffung der Be- 
kleidung, der Wohnung etc. — Consumtionswirth- 
schaft) und endlich den Consumtionsact voll- 
ziehen. Die Befriedigung der Bedürfnisse der 
zweiten Gruppe ist der separaten Thätigkeit des 
Einzelnen abgenommen und den politischen Or- 
ganen der Gesellschaft übertragen (Sorge für die 
Sicherheit des Eigenthumes und Lebens, für Un- 
terricht, Münzwesen, die Beförderung von Brie- 
fen etc.). Der einfachste Weg hiezu scheint der 
zu sein, dass die Bürger Monat für Monat, Jahr 
für Jahr, irgendwelche Theile aus ihrem erwor- 
benen Einkommen auf Kosten der ersten 
Gruppe ihrer Bedürfnisse ausscheiden und diese 
Theile ihren politischen Organen übergeben. Die 
Gemeinden bewirken dann durch ihre Thätigkeit 
(Verwaltung) mit Hilfe der eingesammelten Ein- 
kommensbruchtheile die Befriedigung der genann- 
ten Bedürfnisse der Staatsbürger, imd zwar ge- 
mäss den Postulaten der Oekonomik so, dass 
sie sich bemühen, den grössten Erfolg mit dem 
geringsten Kostenaufwande zu erreichen. Wenn 
wir jetzt die Gemeinde personificiren und diese 
ihre Verwaltungs- und Erwerbsthätigkeit als ein 
selbstständiges Wirthschaften auffassen, ist es 
wohl möglich, dass wir diese, den Gemeinden 
abgeführten Einkommensbruchtheile als Einkom- 
men der Gemeinden bezeichnen, d. h. als den sich 
erneuernden Fond für die laufenden Verwaltungs- 
auslagen. Es ist indess sofort ersichtlich, dass das 

6* 
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sogenannte Einkommen der Gemeinde eine ganz 
andere Natur und Bestimmung hat, als das wahre 
und eigentliche Einkommen der Bürger. Ein mög- 
lichst grosses Einkommen zu erwerben, ist das 
Ziel der Productionswirthschaft der Bürger, denn 
mit dem Masse des Einkommens ist auch das 
Mass der Bedürfnissbefriedigung gegeben, und das 
bedeutet die Erhaltimg und Förderung der indi- 
viduellen Existenz. Anders die Gemeinde : sie hat 
keine persönliche, physisch-geistige Existenz, ar- 
beitet daher nicht auf ein möglichst grosses Ein- 
kommen zu irgendwelcher Förderung derselben 
los. Es gibt keine individuellen Bedürfnisse der 
Gemeinde, es gibt für sie auch keinen Erwerb 
und keine Zweckbestimmungen des Einkommens 
im echten Sinne des Wortes; die obige Aus- 
einandersetzung über die Benützung des öffentli- 
chen Domaniums hat es als selbstverständlich 
dargethan, dass es keine individuellen Bedürfnisse 
und keine selbstständig consumirende Persön- 
lichkeit der Gemeinden gibt. In diesem Sinne 
und bis zu diesem Masse ist der Widerstand 
Sax' gegen die Personification der Gemein- 
den sehr berechtigt, aber nicht weiter, denn 
andererseits ist diese Personification sowohl 
juristisch, als auch ökonomisch begründet, ja 
sogar unerlässlich.33) Das Einkommen der Ge- 



33) Siehe das am Ende des § 1 von der Zu- 
sammensetzung des Staates Gesagte, wie sich der Staat 
z. B. den regierten Classen zeigt und zeigen kann. Von 
dem Fortschreiten dieser Personification, die von der 
Vorstellimg der physischen Person des Königs bis 



Digitized by 



Google 



§ 4. Daa Vermögen der Gemeinden. 69 

meinden ist nichts anderes, als der Complex 
der von den Bürgern denjenigen Zwecken 
gewidmeten Güter, deren Erreichung durch 
die Gemeinde sie anstreben. Das öffentliche 
Einkommen ist der Aufwand, welchen die Ver- 
waltung erheischt, das ist jene Thätigkeit, mit 
deren Hilfe die Befriedigung der Bedürfnisse der 
zweiten Gruppe erfolgt, und welche wir als Con- 
sumtionsthätigkeit der Gemeinden bezeichnet 
haben. Die Deckung des Verwaltungsaufwandes 
ist das Ziel der Finanzwirthschaf t — nichts mehr ; 
also nicht das Trachten nach Erlangung irgend- 
welcher Ueberschüsse, welche dann etwa zur Be- 
friedigung irgendwelcher persönlicher Bedürf- 
nisse der Gemeinde vorhanden wären. Auch 
darin zeigt sich ein Beweis für die Berechtigung 



zum Begriffe der Eechtspersönlichkeit des Staates all- 
mälig fortschreitet, sagt Schmoller, Epochen der 
preussischen Finanzpolitik (Jahrbuch für Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Volkswirthschaft, I. Jahr- 
gang, 1877, Heft 1, S. 112): „Die mangelhafte Ab- 
straction konnte lange nicht zu dem heutigen Be- 
griffe der Steuer kommen. Die anschauliche Auf- 
fassung, die nur begreift, was sie mit Händen greifen 
kann, weiss lange noch nichts von einem Staat, sie 
kennt nur Fürsten, nur Diener desselben, die be- 
stimmte Handlungen vornehmen, sie begreift, dass 
man sie dafür bezahlen müsse Der Durch- 
bruch des Gedankens der Steuerpflicht ist ein im- 
geheurer sittlicher und geistiger Fortschritt. Welche 
Abstraction, einem unpersönlichen Wesen ohne jede 
genaue Abrechnung im Einzelnen einen freiwilligen 
Antheil an allem Einkommen der Staatsbürger zu 
gönnen." 
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des oben erwähnten und auf das richtige Mass 
zurückgeführten Ausspruches, dass bei den öffent- 
lichen Wirthschaften sich das Einkommen nach 
dem Bedarfe richtet, so dass der in dem gegebenen 
Augenblicke für unabweisbar erkannte Bedarf die 
Grenze des Einkommens bildet. Die Erwerbs- 
thätigkeit der Gemeinde, welche wir der Einfach- 
heit halber als das Sammeln von Einkommens- 
bruchtheilen charakterisirt haben, ist in Wirk- 
lichkeit zu einer grossartig complicirten Thätig- 
keit emporgewachsen — eben dem Gegenstande 
der Finanzwissenschaft — und jene Dotation der 
Gemeinden von Seite der Gesellschaft ist eine 
vielfache, da sie nicht nur auf dem erwähnten 
directen Zusammensteuern der Bürger beruht, 
sondern auch so eingerichtet ist, dass den Ge- 
meinden Capitalcomplexe, welche aus dem per- 
sönlichen Vermögen der Gesellschaftsglieder aus- 
geschaltet sind, anheimgestellt erscheinen, mit 
welchen sodann die Gemeinden selbstthätig er- 
werben. Das Wesen aber und der Zweck der ge- 
nannten öffentlichen Einnahmen ist derselbe, den 
wir soeben geschildert haben. 

Hieraus geht hervor, dass öffentliches Ein- 
kommen alle einfliessenden Güter (Gelder) sind, 
welche zur Erhaltung des sich beständig erneu- 
ernden Ausgabsprocesses der Verwaltung ver- 
wendet werden können, ohne dass sich da- 
durch das Stammvermögen der Gemeinde ver- 
ringert. Wir sprechen hier nicht von den Gütern, 
welche etwa zur Erhaltung und Förderung irgend 
vrelcher selbstständigen Individualität der Ge- 
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meinden dienen, nicht von den Reinerträgnissen 
und Ueberschüssen, welche zur Befriedigung et- 
waiger persönlicher Bedürfnisse der personificir- 
ten Gemeinden verwendet werden können, son- 
dern lediglich von den neuen und sich erneuern- 
den Gütern, welche dem Consumtionsprocesse 
der Verwaltung gewidmet sind. 

Die soeben beschriebenen öffentlichen Ein- 
künfte theilen wir nach dem hier angelegten 
Schema ein in: 

A. Ursprüngliche Einkünfte. 

I. Nutzungseinkünfte. 

II. 1. Productions- (Erwerbs-) oder Do- 

manialeinkünfte. 
2. Steuereinkünfte. 

B. Abgeleitete Einkünfte. 

Das ursprüngliche Einkommen schliesst in 
sich vor Allem das sogenannte Nutzungseinkom- 
men, welches in dem thatsächlichen oder mög- 
Hchen Genüsse des Nutzungs- (Gebrauchs-) Capi- 
tales besteht, d. h. des öffentlichen Domaniimis, 
dessen oben Erwähnung geschah. Ihre finanzielle 
Bedeutung ist eine riesige, aber indirecte. Die 
Existenz des Nutzungscapitales im Staatseigen- 
thume, sowie die gegebene Möglichkeit seiner 
andauernden Benutzung überwiegt Millionen 
haaren Geldes. Dies wird am besten deutlich, 
wenn das Capital entweder abgenützt oder ver- 
altet ist (z. B. Kriegsarmatur), und das Bedürf- 
niss es zu erneuern eintritt. Die Zinsen der zu 
dieser Erneuerung verwendeten Gelder repräsen- 
tiren dann recht deutlich den Werth der Nutzung, 
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mit anderen Worten, den Werth des Nutzungs- 
einkommens. Mit Rücksicht auf diese indirecte 
finanzielle Bedeutung dieses Einkommens be- 
schäftigt sich die Finanzwissenschaft nicht mit 
demselben, wie schon aus der zu Ende des vo- 
rigen Paragraphen gegebenen Definition ihres 
Gegenstandes hervorgeht. 

Es erübrigt daher nur jenes ursprüngliche 
Einkommen, welches im Schema unter IL ange- 
führt und in zwei Gruppen eingetheilt ist. Zu- 
erst wollen wir von diesen seinen zwei Arten 
sprechen, und dann werden wir uns darüber 
einigen, was in der öffentlichen Wirthschaft als 
ursprüngliches Einkommen zu bezeichnen ist, 
und ob dieses Wort dieselbe Bedeutung wie in 
den Privatwirthschaften hat oder nicht. Zu 
diesem Zwecke bitten wir im Sinne zu behalten, 
was gerade von der abweichenden Bedeutung 
des Einkommens in der öffentlichen Wirthschaft 
gesagt wurde. Es wurde namentlich ausgeführt, 
dass die Gemeinden von der Gesellschaft mit Ein- 
künften dotirt sind (d. i. mit sich erneuernden 
Güterfonds) aus dem Titel und Grunde, weil ihnen 
die Gesellschaft die Sorge für die Befriedigung 
gewisser Bedürfnisse der Bürger anheimstellt. Der 
Aufwand, welchen diese Verwaltungsthätigkeit er- 
fordert, verursacht die Nothwendigkeit imd Un- 
vermeidlichkeit des öffentlichen Einkommens, 
und dieser imabweislichen Nothwendigkeit kann 
die Gesellschaft auf zweifache Art Genüge leisten. 
Entweder überlässt (übergibt) sie den Gemeinden 
irgendwelche Erwerbscapitalien, damit sie aus 
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denselben Ertrag ziehen und dadurch Deckung 
für die Verwaltungskosten erhalten, mögen sie 
zuweilen eben schon durch diese Erwerbsthätig- 
keit bestimmte Verwaltungsfunctionen voll- 
ziehen. Oder die Mitglieder der Gesellschaft ver- 
helfen der Gemeinde zur Deckung des Verwal- 
tungsaufwandes durch Beiträge, welche sie direct 
aus ihrem Vermögen, aus dem eigenen Einkom- 
men, geben.^*) Diese Arten schliessen sich gegen- 
seitig nicht aus; im Gegentheile treten gegen- 
wärtig beide Arten der Einkünfte zugleich auf. 
Das zuerst angeführte Einkonunen erscheint nach 
dem schliesslichen Erfolg als Erträgniss der Pro- 
ductions-(Erwerbs-)Thätigkeit der Gemeinden und 
kommt ihnen in Form eines speciellen — sei es 
vollen, sei es nur theilweisen — Entgeltes für 
die durch sie erzeugten und den Bürgern darge- 
botenen wirthschaftlichen Werthe zu. Wir nennen 
es Productions- oder Domanialeinkonunen, weil 
jener Erwerb des Erträgnisses durch die Produc- 
tion mit Hilfe des oben erwähnten Productions- 
capitales stattfindet und sich darauf stützt. Wir 
haben dieses Capital nach dem Beispiele der 
französisch - italienischen Theorie Finanzdoma- 
nium genannt. Die zweite Art des Einkommens 
unterscheidet sich wesentlich von dem Produc- 
tionseinkonmien, und deshalb reichen wir in den 
öffentlichen Wirthschaften unter Zahl II mit einem 



3*) Die Nation gibt als ein geistiges Ganzes die 
Mittel für ihren Beruf als Staat und jeder Einzelne 
mnss geben, weil er Glied der Nation ist. Stahl, 
Philosophie des Kechtes, I. Bd., 2. Abth., S. 419. 
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einzigen ursprünglichen Einkommen wie in den 
Privatwirthschaften nicht aus, sondern mussten 
eine neue, besondere Art des ursprünglichen Ein- 
kommens aufstellen und haben dasselbe Steuer- 
einkommen, und zwar deshalb so benannt, weil 
mit dem Worte Steuer allgemein eben solche Bei- 
träge der Bürger bezeichnet werden. Die mo- 
derne Finanzwissenschaft, wie gesagt, berück- 
sichtigt nur die Geldsteuer, wodurch es allerdings 
nicht ausgeschlossen ist, dass diese Einkünfte 
nicht auch in Naturalgaben oder Functionen be- 
stehen. 

Eines ist aber den beiden Arten des Ein- 
kommens gemein und verbindet sie miteinander, 
der Umstand nämlich, dass es sich um ihre ur- 
sprüngliche Bestimmung zur Deckung der Verwal- 
tungskosten handelt. Sie erscheinen einzig und 
allein zu diesem Zwecke den Gemeinden von 
allem Anfange an gewidmet und die Gemeinden 
erwerben sie nur aus diesem Titel. Deshalb 
nennen wir beide Arten von Einkünften ursprüng- 
liche und legen sie in eine Kategorie zusammen, 
gegenüber anderen, von denen wir sofort spre- 
chen werden. 

Wenn wir das ursprüngliche Einkommen der 
privaten Wirthschaftssubjecte als ursprünglich 
bezeichnen, weil es aus dem eigenen Erwerbs- 
fleisse des Wirthschafters stammt und geschöpft 
wird, so nennen wir das Einkommen der 
Gemeinden ursprünglich, weil es aus der Gesell- 
schaft geschöpft und durch die Gemeinde er- 
worben wird ausschliesslich aus dem Titel und 
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zur Bestreitung ihrer Verwaltungsthätigkeit. 
Dieser gleiche Typus und die Verwandtschaft des 
Domanial- und Steuereinkommens wird durch das 
nachstehende einfache Beispiel erläutert: Den- 
ken wir uns eine kleine, politisch ganz selbst- 
ständige Ackerbaugemeinde mit beschränktem 
und durchaus besetztem Territorium; die Bürger 
kommen überein, die Deckung der geringen Ver- 
waltungskosten in der Weise selbst zu besorgen, 
dass jeder Bürger sich eines Theiles seiner Grund- 
stücke zu Gunsten der Gemeinde begibt. Auf 
diesen Gemeindefeldern wirthschaftet dann der 
gewählte Bürgermeister und deckt aus den Er- 
trägnissen die Verwaltungskosten. Mit der Zeit 
zeigt es sich, dass dieses Gemeindeeinkommen 
nicht mehr hinreicht, und da die Bürger nicht 
willfährig sind, wieder einen Theil ihrer Felder 
und ihrer selbstständigen Wirthschaft auf den- 
selben abzutreten, entschliessen sie sich lieber 
dazu, der Gemeinde Jahr für Jahr einen Theil des 
Erträgnisses abzuführen, welches sie durch eigene 
Thätigkeit auf dem eigenen, nicht verkleinerten 
Felde erworben haben. In dem einen Falle haben 
die Bürger das Capital abgetreten, damit die Ge- 
meinde das Erträgniss von demselben erlangt, 
im zweiten Falle behalten sie das Capital und 
treten nur das Erträgniss ab. Dieser abgetretene 
Ertrag entspricht vielleicht einem kleineren Ca- 
pitale, als dasjenige wäre, welches die Bürger 
wieder abtreten müssten, damit die Gemeinde 
mit ihm ein gleichgrosses Einkommen erlange, 
weil sie auf ihren eigenen Feldern vielleicht 
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besser wirthschaften, als der Bürgermeister auf 
jenen der Gemeinde. 

Es wurde eben angedeutet, dass es in den 
öffentlichen Finanzen ausser dem ursprünglichen 
Einkommen auch Einkünfte gibt, welche einen 
anderen Ursprung und Titel haben. Sie fliessen 
nicht in das Vermögen der Gemeinden, weil sie 
zur Deckung jdes öffentlichen Aufwandes erforder- 
lich sind; sie werden nicht als die, den Gemein- 
den zugetheilte oder schuldige Deckung des Ver- 
waltungsaufwandes erworben, respective einge- 
trieben, sondern aus einem anderen Grunde. Wir 
führen z. B. die Geldstrafen an, welche heut- 
zutage nicht als Beiträge zu dem öffentlichen 
Aufwände auferlegt und eingehoben werden, son- 
dern aus Gründen, welche das Strafrecht (Straf- 
theorie) als Ursache einer Strafe und Busse be- 
zeichnet; Caducitäten, welche die Gemeinde er- 
wirbt, weil sowohl die Angemessenheit als auch 
die Nothwendigkeit einer festen Eigenthumsord- 
nung dieselbe schliesslich zum rechtmässigen 
Erben ab intestato macht; die Kriegskostenent- 
schädigimgen, welche theilweise als Strafen des 
internationalen Rechtes construirt, theilweise als 
Entschädigung betrachtet werden können u. s. w. 
Es ist kein Zweifel, dass alle diese und ähnliche 
Einkünfte schliesslich für Verwaltungsauslagen 
verwendet werden, imd dass mit ihrer Hilfe viel- 
leicht eine Verringerung des öffentlichen Auf- 
wandes erzielt wird; der Unterschied liegt aber 
darin, dass die Unerlässlichkeit und Nothwendig- 
keit der Mittel zur Erhaltung der Verwaltung 
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kein Grund für den Erwerb dieser eben bezeich- 
neten Einkünfte ist, dass ihre Bestimmung und 
Einreihung unter die den öffentlichen Aufwand 
deckenden Fonds keine ursprüngliche, sondern 
eine nachträgliche und abgeleitete ist. Darum 
trennen w;r diese Art der Einkünfte von den ur- 
sprünglichen, und nennen sie abgeleitete und 
halten dafür, dass diese Anwendung und Begriffs- 
bestimmung der Worte: ursprünglich und ab- 
geleitet nichts anderes ist, als die Consequenz 
der Besonderheiten, welchen wir bei dem öffent- 
lichen Einkommen zum Unterschiede von dem 
Privateinkommen begegneten. 

Wie in den Privatwirthschaften, so finden 
sich in der öffentlichen Wirthschaft neben den 
Einkünften auch Einnahmen vor, welche den 
Charakter von Einkünften nicht haben, welche 
daher ohne Verringerung der Stammsubstanz des 
Vermögens nicht verwendet werden können. Ver- 
äusserungen des Capitalvermögens, Capitalforde- 
rungen, auf welche Abzahlungen einlangen, und 
der Credit sind die Quellen solcher Einkünfte. 
Allen voran haben namentlich die öffentlichen 
Crediteinnahmen, oder kurz der öffentliche 
Credit, in der neueren Zeit eine sehr grosse Be- 
deutung und Ausdehnung erlangt. Das ökonomi- 
sche Wesen dieser Einkünfte in den öffentlichen 
Wirthschaften ist dasselbe wie in den Privatwirth- 
schaften, so dass es nicht erforderlich ist, sich mit 
ihnen an dieser Stelle eingehender zu befassen.^^) 

35) Das Erforschen der ökonomischen Kategorien 
in den öffentlichen Wirthschaften, welches in diesem 
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§ 5. Der wirthscliaftliclie Vorbedacht und 
das Budget. 

Uebersicht. Die Nothwendigkeit des Vor- 
bedachtes und des Budgets überhaupt, und ganz be- 
sonders bei den öffentlichen Wirthschaften. Das spe- 
cialisirte und das Bruttobudget. Virements. Die Thatig- 
keit des Finanzministers. Einheitliches Budget luid 
Fondsbudgets. Rechnungscontrole. Die Budget- und 
Rechnimgsperioden. Das Budget in allen übrigen Ge- 
meindeverbänden, ausgenommen den Staat. Staats- 
rechtliche Bedeutimg des Staatsbudgets ; verschiedene 
Ansichten. Das Budget ist eine wirkliche Ermächti- 
gung der Regierung zur Führung der Staatsangelegen- 
heiten. Bedeutimg der Budgetverweigerung. 

Die vorausblickende Umsicht, welche über- 
haupt jede Wirthschaft charakterisirt, führt 
die Privatökonjomen dazu, von Periode zu Periode 

Paragraphe durchgeführt wurde, finden wir bis jetzt 
in der Finanzliteratur nirgends vollständig vor; siehe 
das in der Anmerkimg 32 Gesagte. Eine einzige Aus- 
nahme macht wieder Sax, bei dem gerade diese 
Forschung der Hauptzweck des citirten Werkes 
ist. Er theilt die öffentlichen Einkünfte (S. 367 und 
223) wie folgt: 1. ursprüngliches Einkommen, und 
zählt hiezu nur das eigene privatwirthschaftliche Ein- 
kommen der Gemeinden, siehe unten §. 7 ; 2. abgeleite- 
tes Einkommen, welches zwei Arten in sich schliesst: 
a) specifisch staatswirthschaftliches, d. i. Steuern und 
Taxpreise, und b) heimgefallene Güter, Strafen u. A. 
Erwägungen, welche jenen nicht unähnlich sind, aus 
denen wir unsere Kategorie des abgeleiteten Einkom- 
mens aufgestellt haben, führen Sax dazu, dass er die 
Einkünfte dieser Provenienz unter seinen abgeleiteten 
Einkünften sub lit. b) in eine separate Gruppe zu- 
sammenfasst. 
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das in derselben gesicherte oder erwartete Ein- 
kommen im voraus zu berechnen, oder wenigstens 
annähernd abzuschätzen, darnach das System 
der Ausgaben zusammenzustellen und Qualität 
und Quantität der Befriedigung der einzelnen Be- 
dürfnisse, d. i. in letzter Auflösung die ganze 
Art und Haltung des Lebens zu bestimmen. 

Das Resultat dieser vorschauenden Thätig- 
keit ist der Voranschlag (Budget oder Präliminar), 
d. i. die vorgängige Zusammenstellung und Ver- 
gleichung (Bilancirung) der Einkünfte und Con- 
sumtionsausgaben , oder mit anderen Worten, 
der ziffermässige Plan der künftigen Wirthschafts- 
periode.36) 

Eine Wirthschaft grösserer Ausdehnimg ist 
ohne Budget einfach unmöglich, denn sie ist be- 
ständig der Gefahr ausgesetzt, dass entweder für 
die entfernteren Bedürfnisse überhaupt keine 
oder keine genügende Deckung bleibt, weil am 
Anfang aufs Gerathewohl begonnen und ver- 
schwendet wurde, oder dass aus lauter Vorsicht 
die Bedürfnisse am Anfang nur kümmerlich 

3ß) Es ist interessant, dass man die anerkannte 
Unerlässlichkeit des vorausblickenden Budgetirens 
auch durch die heilige Schrift nachweisen kann; im 
Evangelium des heil. Lukas, 11, 28 — 30, steht ge- 
schrieben: „Denn wer von Euch will einen Thurm 
bauen, ohne sich zuerst hingesetzt und die Kosten be- 
rechnet zu haben, ob er genug hat, um ihn zu voll- 
enden? Damit nicht vielleicht, wenn er den Grund ge- 
legt und den Thurm nicht beendigen könnte, alle, die 
ihn gesehen, anfangen über ihn zu spotten imd sagen: 
Dieser Mensch fing an zu bauen und konnte den Bau 
nicht beendigen.** 
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befriedigt werden, um der eben erwähnten 
Eventualität zu entgehen, und zum Schlüsse sich 
Ueberschüsse zeigen; weder hier, noch dort — 
soviel ist klar — liegt eine gleichmässige Be- 
friedigung und vorbedachte sichere Führung vor. 
Diese Nothwendigkeit des klaren, rechnungs- 
mässigen Bewusstseins und der ziffermässigen 
Planmässigkeit existirt daher gewiss auch bei den 
oft weit ausgedehnten öffentlichen Wirthschaften, 
mag auch dort, wie man aus den reservirten Aus- 
einandersetzungen des § 2 entnehmen kann, zum 
Unterschied von den Privatwirthschaften, bis zu 
einem gewissen Grade eher mit der Bestimmung 
und Uebersicht des Bedürfnisses angefangen und 
mit der Uebersicht und der Bestimmung der ge- 
gebenen und eventuell neuen Deckung (der Ein- 
nahme, des Einkommens) geendet werden. Aber 
weit unentbehrlicher als für die einzelpersön- 
lichen Privatwirthschaf ter ist diese genaue Budge- 
tirung, diese Vorausbestimmung oder Prälimini- 
rung des Bedarfes und der Deckung für die 
Gemeinden gerade wegen der Structur der 
Persönlichkeit dieser öffentlichen Wirthschaf- 
ten. Es geht aus der Natur der Sache selbst, 
und aus der auf ihr basirenden rechtlichen An- 
ordnung hervor, dass bei CoUectivpersonen 
(Gemeinden), welche Centren der öffentlichen 
Wirthschaften sind, sich die persönlichen Re- 
präsentanten des Willens der Gemeinden über- 
haupt und insbesondere des obersten Willens des 
Staates von den persönlichen Repräsentanten 
ihrer VoUzugsthätigkeit unterscheiden. Jene (die 
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gesetzgebenden Factoren in den Staaten) bestim- 
men sowohl den Umfang der Aufgaben, welche 
von der Verwaltung durchgeführt werden sollen 
(durch Verwaltungsgesetze), als auch den Um- 
fang und die Arten der Finanzdeckung (durch 
Finanzgesetze); diese dagegen (in den Staaten 
die Regierung) haben dann im Sinne und inner- 
halb der so gegebenen Grenzen als handelnde Or- 
gane thätig zu sein. Die gesetzgebenden Factoren 
— und zu diesen gehört in den modernen con- 
stitutionellen Staaten die Vertretung des Volkes, 
welches zu einem nicht geringen Theile direct aus 
dem eigenen Einkommen die Staatsfinanzen ver- 
sorgt — offenbaren daher durch das Budget ihre 
giltige wirthschaftliche Willensmeinung über die 
Ausgaben und Einnahmen, nach welcher sich zu 
richten und welche zu vollstrecken den verant- 
wortlichen Geschäftsorganen der Verwaltung (der 
Regierung) obliegt. Ausserdem erheischt der oben 
erwähnte Umstand, dass sich bei öffentlichen 
Wirthschaften nicht so sehr der Bedarf nach dem 
Einkommen, als vielmehr das Einkommen nach 
dem Bedarfe richtet, noch eindringlicher die 
vorausgehende feste Bestimmung der Thätigkeit 
und daher der Ausgaben des Staates. 

Dies ist die Grundbedeutung des Voran- 
schlages oder Budgets,^') mit welchem Worte das 

37) Das Wort Budget und seinen ursprünglichen 
Gebrauch in der gegenwärtigen Bedeutung erklärt 
L i 1 1 r 6 (Dictionnaire) wie folgt : „Das englische Wort 
Budget kommt vom altfranzösischen Worte boulgette 
(petite bourse , v. bougette , d. i. Beutel , kleiner 

Kaizl, Finanzwissensebaft, Ubers.: ▼. Körner. 6 
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Verzeichniss und die Bilanz der in voraus be- 
messenen oder abgeschätzten öffentlichen Be- 
dürfnisse und Einnahmen bezeichnet wird. Dass. 
ohne Budget keine geordnete öffentliche Wirth- 
Schaft existirt, leuchtet aus Allem ein, was bis- 
her angeführt wurde, sowohl in Bezug auf die 
unerlässliche Planmässigkeit der Wirthschaft 
überhaupt, der grossen nicht leicht zu übersehen- 
den Wirthschaften insbesondere, als auch in Be- 
zug auf die Verschiedenheit der beschliessenden 
und der vollziehenden Personen bei den öffent- 
lichen Wirthschaften, sowie endlich in Bezug auf 
die gewisse Unabhängigkeit des öffentlichen Be- 
darfes vom Einkommen. In den parlamentari- 
schen Staaten ist dann die Oeffentlichkeit, in 
welche jeder wirthschaftliche Plan durch die 
Discussion im Parlamente gelangt, ein weiterer 
starker Antrieb nicht nur für die Sparsamkeit, 
sondern auch für die strenge Gesetzmässigkeit.^®) 

Beutel), welches in England die Bedeutung im Sinne 
von bourse du roi (Beutel des Königs, Königscasse) 
erhielt. Dies Wort wurde in den ersten Jahren de» 
XIX. Jahrhunderts aus dem Englischen entlehnt und 
kommt in der Bedeutung : Summe der Staatseinnahmen 
und Ausgaben, zum ersten Male in dem am 1. April 
1814 dem Könige übergebenen Berichte über den Stand 
der Finanzen (Rapport au roi sur la Situation des fi- 
nances au 1er avril 1814) und auf den Voranschlägen 
der Jahre 1814 und 1816 vor." Die Worte: 6tat, Vor- 
anschlag, Präliminar, werden oft in demselben Sinne 
wie Budget angewendet; die Italiener sagen bilancio 
(Bilanz) oder preventivo. 

38) Sehr eingehende und belehrende Ausfühnmgen 
über das Staatsbudget gibt Leroy-Beaulieu, Sc^ 
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Das Budget ist in den modernen constitutio- 
nellen Staaten nicht nur die Zusammenschrift und 
die Schätzung, sondern auch die von den gesetz- 
gebenden Factoren der Regierung gegebene Vor- 
schrift der Staatsausgaben und -Einnahmen. 
Durch den entscheidenden Einfluss auf das Budget 
ist der Volksvertretung als dem gesetzgebenden 
Factor der entscheidendste Einfluss auf die ge- 
sammte Verwaltung gegeben. Je eingehender (spe- 
cialisirter) daher das Budget, desto intensiver ist 
jener Einfluss und umgekehrt, je allgemeiner das- 
selbe gehalten, desto mehr Freiheit wird der Re- 
gierung gelassen. Wenn aber das Budget eine 
eingehende, genaue Norm und ein streng einzu- 
haltender Plan sein soll, muss es sich auf kürzere 
Zeiten (kurze Finanzperioden) beschränken, wel- 
che der voraussehende Blick klar zu übersehen, 
und so die Ausgaben und Einnahmen mit Sicher- 
heit oder grosser Wahrscheinlichkeit vorauszu- 
bestimmen vermag. Das Bestreben nach sehr 
langen Budgetperioden ist daher das Streben 
nach Verringerung des Einflusses der gesetz- 
gebenden Macht und nach Erweiterung der Frei- 
heit der Regierung; darum in parlamentarischen 
Staaten die allgemeine Neigung zu einjährigen 
Specialbudgets. Es ist selbstverständlich, dass 
das Budget, wenn es überhaupt das sein soll, 
als was es bezeichnet wird, fertiggestellt werden 
muss, bevor die Periode beginnt, für welche es 

des fin., II ; siehe auch S e i d 1 e r, Budget und Budget- 
recht im Staatshaushalte der constitutionellen Mon- 
archie, 1885. 

6* 
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gilt; es wäre nicht nothwendig, dies zu berühren, 
wenn nicht die Praxis hie und da, namentlich in 
Oesterreich, die entgegengesetzte wäre. 

Das Budget ist natürlicherweise nach den 
Hauptverwaltungsressorts aufgebaut (nach den 
Ministerien und Verwaltungszweigen, die den 
Ministerien nicht zugetheilt sind) und bietet so 
ein Bild der gesammten Verwaltungsthätigkeit. 
Für jeden Verwaltungszweig (Capitel), dann für 
jede niedrigere Abtheilung (Titel) und Unterab- 
theilung (Paragraphe) sind einerseits alle ihre 
Ausgaben bestimmt, d. h. alle Bedürfnisse und 
Ressortagenden der Verwaltungssectionen und 
-Abtheilungen. Es ist wahr, dass die bis zum 
Extrem, „dans Tinfiniment petit", durchgeführte 
Specialisirung des Budgets, namentlich der Aus- 
gaben, der Verwaltung nicht nur jede Beweglich- 
keit, sondern auch die Möglichkeit und den An- 
trieb zu Ersparnissen nehmen würde ; darum ver- 
langte Thiers für die Regierung: vor Allem 
mehr Vertrauen, dann aber auch eine gründliche 
Controle. Andererseits werden alle Einkünfte 
(darunter werden die Bruttoeinnahmen gemeint) 
im Voraus bestimmt, die die Staatsverwaltung 
in den einzelnen Sectionen erlangt und deren 
Summe als Deckung für das Gesammterforder- 
niss dient. Ein so aufgebautes Budget ist daher 
ein Bruttobudget, d. h. es weist die Gesammt- 
ausgabe und die Gesammteinnahme sämmtlicher 
Zweige aus, nicht vielleicht, wie einstens das 
Nettobudget, nur die Ueberschüsse oder Rein- 
erträgnisse der einzelnen activen Zweige der 
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Finanzverwaltung nach Abzug der Erlangungs- 
kosten einerseits, und das reine Erfordemiss 
der passiven Verwaltungszweige, nach Abzug der 
Einnahmen, welche diesen Zweigen zukommen, 
andererseits. Die in der historischen Entwick- 
lung früher stehenden Nettobudgets entledigen 
das Budget des Charakters der Vollständigkeit 
und verringern daher den Wirkungskreis der 
gesetzgebenden Factoren bezüglich der Con- 
trole und Disposition; wie wichtig ist es 
z. B. für die Beurtheilung der Angemessenheit 
dieser oder jener Steuer, für die Beurtheilimg 
dieses oder jenes öffentlichen Productionseta- 
blissements, zu wissen, ob die Kosten der Ein- 
hebung, beziehungsweise des Betriebes nicht 
vielleicht bis zur Höhe des Bruttoerträgnisses 
steigen u. s. f. Das specialisirte Bruttobudget 
benimmt der Regierung die Freiheit und das 
Recht, nach eigenem Urtheil aus dieser oder jener 
Ursache von einer bestimmten Auslage (Verwal- 
tungsact) abzusehen, und dafür die freigewordene 
Bedeckung oder die erzielten Ersparungen zu 
einer anderen Ausgabe (Verwaltungsacte) zu be- 
nützen. Solch eine Verschiebung der Bedeckung 
auf eine andere Ausgabe heisst Virement (auch 
Revirement). Durch das genehmigte Budget ist 
jede bewilligte Einnahme definitiv einem be- 
stimmten Zwecke (Ausgabe) gewidmet oder zu- 
geeignet (englisch: appropriate) ; darum heisst das 
Gesetz, in welchem die tabellarischen Budget- 
verzeichnisse als dessen Beilagen angeführt 
werden, und welches entweder allein oder mit 
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diesen Beilagen zusammen Finanzgesetz genannt 
wird, in England appropriation-act, d. h. Gesetz, 
durch welches die Einnahmen und daher auch 
Ausgaben den festgesetzten Zwecken gewidmet, 
zugeeignet werden. Wenn die bewilligte Be- 
deckung für die gegebenen, respective für neu 
entstandene Zwecke nicht hinreicht, verlangt 
sodann die Regierung durch neue Gesetze von der 
Legislative eine neue Ermächtigimg imd neue 
Gelder. Man spricht dann von Nachtrags- (supple- 
mentären) Crediten, durch welche die schon ge- 
nehmigten Dotationen erhöht werden, und von 
ausserordentlichen Crediten, durch welche eine 
im Budget überhaupt nicht vorgesehene Auslage 
bewilligt wird. 

Der Finanzminister als Finanzreferent der 
Regierung bearbeitet die Budgets und überreicht 
sie dem Parlamente als Gesetzesvorlage (Gesetzes- 
vorschlag). Deshalb aber gehören nicht alle Ver- 
waltungszweige, aus welchen zugleich finanzielle 
Erträgnisse fliessen, ins Ressort des Finanzmini- 
sters, sondern ihm wird gewöhnlich nur die 
Steuer- und Staatsschuldenverwaltung und ausser- 
dem hie und da die Verwaltung irgendwelcher 
Productionsetablissements übergeben. Der Fi- 
nanzminister jedoch ist damit betraut, die von den 
einzelnen Ressorts verfassten Verzeichnisse des 
Erfordernisses und der eventuellen Bedeckung 
zu vereinigen und in ein Ganzes zusammenzu- 
stellen, dann die Bilanz der Ausgaben und Ein- 
nahmen zu machen und vorzuschlagen, was zur 
vollen Deckung erforderlich ist. Es ist begreiflich. 
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dass der Finanzminister als bester Kenner des 
Standes der Finanzen, gewöhnlich le moderateur 
de tous les ressorts ist (Leroy-Beaulieu). 
Die Staatsbudgets sind in der Regel einheit- 
liche oder wie man manchmal sagt : centralisirte ; 
die einheitliche und untrennbare Summe des 
Staatsbedarfes ist bestimmt und ausgerechnet 
durch die Addition sämmtlicher Bedürfnisse der 
einzelnen Verwaltungsressorts und ihr gegenüber 
ist die Gesammtsimune der aus den verschie- 
denen acquisitiven Thätigkeiten fliessenden Ein- 
nahmen gestellt. Die ursprünglich üblich gewesene 
und auch jetzt noch nicht ganz aufgegebene Be- 
rechnung gewisser bestimmter Einnahmen und 
Ausgaben in Form selbstständiger Specialfonds 
wurde einmal wegen der rechnungsmässigen Un- 
übersichtlichkeit und Complicirtheit, hauptsäch- 
lich aber wegen der Unwirthschaftlichkeit, wel- 
cher leicht Thür und Thor geöffnet war, fallen 
gelassen; leidet doch vielleicht ein Fond Noth, 
während ein anderer, welcher überflüssige Ueber- 
schüsse hat, verschwendet, imd doch handelt es 
sich schliesslich hier und dort um dasselbe öffent- 
liche Geld. Nur ausnahmsweise, aus Gründen, 
welche entweder auf der eigenthümlichen histo- 
rischen Entwicklung oder auf der ein solches 
Vorgehen erklärenden Eigenthümlichkeit des 
Zweckes beruhen (Stiftungs-, Amortisations-, Pen- 
sionsfonds etc.) werden bisher manche Ver- 
mögenscomplexe, welche einem bestimmten Ver- 
waltungszwecke gewidmet sind, mit ihren Aus- 
gaben und Einnahmen für ein selbstständiges 
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Rechnungscorpus (für eine Art universitas rerum, 
Fond) angesehen, welcher dann entweder activ 
ist, indem er Ueberschüsse, oder passiv, indem 
er ein Deficit hat. 

In den Budgets der engeren Gemeinden 
finden wir diese Fondsbudgetirung noch häufig 
vor; so war z. B. das Landesbudget des König- 
reiches Böhmen bis zur neuesten Zeit als zu- 
sammengesetztes Fondsbudget aufgestellt. 

Aehnlich verrechnet man oft in Bezirken und 
Ortsgemeinden nach Special- oder Separatfonden : 
Gemeindefond, Armen-, Schulfond.^») 

In unseren Zeiten, wo die Geldwirthschaft 
in so ausgedehntem Masse vorherrscht, sind die 
Staatsbudgets durchwegs Geldbudgets, d. h. der 
ganze Staatsbedarf ist durchwegs in Geld aus- 
gedrückt und es wird nur auf Geldbedeckung 
Rücksicht genommen, wie überhaupt das Wort 



39) Als Beispiel führen wir das Budget der könig- 
lichen Hauptstadt Prag für das Jahr 1888 an, welches 
vor Allem in zwei Theile zerfällt: Schulbudget und 
Budget der übrigen Ausgaben und Einnahmen; jenes 
begreift in sich eilf selbstständige Budgets, von 
welchen drei Ueberschüsse haben und activ sind; die 
Ueberschüsse des Budget VII werden unter Budget II 
und VI vertheilt, deren Deficite jedoch hiedurch nur 
zum Theile gedeckt sind. Alle Deficite werden sodann 
in die Ausgaben des Budgets XI eingestellt, welches 
— abgesehen von dem Schulwesen — eigentlich das 
richtige und Hauptbudget der Gemeinde ist. Die 
Complicirtheit und Unübersichtlichkeit eines solchen 
Apparates liegt auf der Hand. 
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„Finanz" vorzugsweise zur Bezeichnung der 
Geldeinnahmen dient. 

Die technische Anordnung des Budgets, na- 
mentlich seine Eintheilung in ein ordentliches 
und ausserordentliches, d. h. die Theilung der 
Einnahmen und Ausgaben in ordentliche und 
ausserordentliche, gehört nicht in die Finanz- 
wissenschaft. Die finanzielle Bedeutung der so- 
genannten ordentlichen und ausserordentlichen 
Natur der öffentlicJUen Einnahmen und soweit er- 
forderlich auch der Ausgaben, sowie der negative 
oder positive Erfolg der Budgetbilanz (Deficit 
oder Ueberschuss) finden indess an gehöriger 
Stelle ihre Erklärung. 

Eine selbstverständliche und unerlässliche 
Ergänzung des Budgetirens ist die Rechnungs- 
controle, welche nicht nur verfolgt, ob wirklich 
ausgegeben wurde, was in Ausgabe gestellt ist 
(Rechnimgsdocumente, Belege), sondern auch, ob 
die Ausgaben so gemacht wurden, wie das Budget 
es vorschreibt. Das Budget ist deshalb auch 
die Grundlage der Rechnungscontrole. Dass es 
hiebei nicht auf die Einhaltung des Budgets 
auf den Kreuzer ankommen kann, erhellt daraus, 
dass die Ansätze der Einnahmen und Aus- 
gaben zum grossen Theil nur annähernde 
Schätzungen sind, welche der Regierung einigen, 
durch die Veränderlichkeit der Lebensbedürf- 
nisse genugsam motivirten Spielraum lassen. 
Diese Rechnungscontrole der Staatsverwaltung 
wird in der Regel mittelst eines selbstständigen 
Rechnungsamtes (oberste Rechenkammer, Rech- 
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nungshof, cour des comptes) gehandhabt, welche 

— keiner Verwaltungsinstanz unterworfen — 
über das Resultat ihrer Thätigkeit direct an die 
gesetzgebenden Körperschaften berichtet, die 
sodann der Regierung die Absolution ertheilen, 
eventuell verweigern. Die Rechnungsperiode fällt 
nicht überall mit der Budgetperiode zusammen, 
sondern erstere ist gewöhnlich länger als letz- 
tere. Die Ursache hievon liegt darin, dass die 
thatsächlichen Begebenheiten und Ereignisse sich 
der budgetären Voraussicht nicht unterordnen, 
sondern viele Ausgaben und viele Einnahmen, 
die auf das Budgetjahr beschränkt sind, erst 
später bewerkstelligt werden können; deshalb 
werden mitunter Ausgaben und Einnahmen auf 
das Conto jenes Budgetjahres verrechnet, für 
welches sie bewilligt wurden — auch wenn sie 
ein Vierteljahr nach Vollendimg des Budgetjahres 
realisirt wurden. Hiedurch werden eben die 
Rechnungsperioden verlängert. 

Dass die Budgetirung und Verrechnung bei 
den engeren Gemeinden thatsächlich gerade so 
wichtig und nothwendig ist, als bei dem Staate, 
geht aus ihrer CoUectivnatur ebenso wie aus dem 
ökonomischen Charakter ihrer Thätigkeit hervor 
(siehe die oben speciell bezüglich des Staates 
auseinandergesetzten Argumente). Was im Staate 
die Regierung, das ist in den engeren Gemeinden 

— soweit es sich eben um Zwecke und 
Thätigkeiten handelt, worin sie selbstständig 
sind . — die »geschäftsf ührende Vertretimg (Landes- 
ausschuss, Bezirksausschuss, Gemeindevor- 
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Stehimg). Das Pendant der staatlichen Legis- 
lative ist in den Ländern die Landeslegislative, 
in den Bezirken und Ortsgemeinden die weitere 
Vertretung (eventuell die höhere Selbstverwal- 
tungsinstanz), welche das Budget aufstellt und 
die Rechnungen genehmigt. 

Siehe z. B. die mit dem Bezirks- und Ge- 
meindestatute für das Königreich Böhmen vom 
Jahre 1864 erlassenen Bestimmungen über die 
Wirthschaft der Bezirke imd Ortsgemeinden. 

Eben dasselbe gilt bezüglich der politischen 
Formationen, welche in gewisser Richtung über 
dem Staate stehen; wir denken an die Real- 
unionen oder Staatenbünde, möge ihre staats- 
rechtliche Structur wie immer beschaffen sein 
(Oesterreich-Ungam, das Deutsche Reich, die 
schweizerische! und hordamerikanische Republik), 
welche eine selbstständige Wirthschaft haben 
und daher auch einen Wirthschaftsplan benöthi- 
gen. Wie die höheren staatlichen Gemeinwesen, 
können auch die Gemeinden niederer Ordnung, 
speciell die Ortsgemeinden, sich zur Erreichimg 
dieses oder jenes Verwaltungszweckes vereinigen, 
ohne dabei ihre selbstständige Existenz aufzu- 
geben; den Zwecken der Gemeinschaft entspre- 
chen sodann gemeinsame Finanzen und ein ge- 
meinsames Budget. 

Wir würden die Erörterung über das Budget 
für lückenhaft erachten, wenn wir nicht 
wenigstens einen raschen Blick seiner staats- 
rechtlichen Bedeutung widmeten, welche wir 
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Übrigens schon aus Anlass der Besprechung 
seiner finanziellen Bedeutung berühren mussten. 
Es scheint zwar, dass wir hiedurch über die 
Grenze der Finanzwissenschaft in das Gebiet der 
Staatswissenschaft hinübergerathen, aber es ist 
doch schwer, bei Erörterung einer Institution, 
welche zwei aufeinander bezugnehmende und 
miteinander im Zusammenhang stehende Seiten 
hat, sich gewaltsam mit der Behandlung der einen 
Seite zu begnügen imd sich hiedurch zwar ängst- 
lich auf dem eigenen Gebiete zu halten, zugleich 
aber auch eine lückenhafte und unbefriedigende 
Erörterung zu bieten. 

Die Frage lautet: Welche staatsrechtliche 
Bedeutung hat die Bewilligung und eventuell die 
Ablehnung des Jahresbudgets durch das Parla- 
ment? Es ist nicht möglich, diese Frage in ab- 
stracto zu löse^, sondern nur auf Grimd der ver- 
fassungsmässigen Bestimmungen, welche in Staa- 
ten mit parlamentarischen Einrichtungen gelten, 
wie solche nach englischem Muster auf dem euro- 
päischen Festlande zuerst in Frankreich imd 
später in besonders vorgeschrittener Form in Bel- 
gien eingeführt wurden imd den Constitutionen 
Oesterreichs, Italiens und anderer Staaten zum 
Muster dienten. Das Wesen dieser constitutio- 
nellen Einrichtungen besteht darin, dass, sowie 
die Gesetzgebung überhaupt, so auch die Geneh- 
migung des Wirthschaftsplanes (Budgets) durch 
die übereinstimmenden und gleichwerthigen Ent- 
schjiessungen des Herrschers und des Parla- 
mentes bedingt ist, so dass die Berechtigung 
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der Regierung zur Erwerbung der Finanzen an 
die Bewilligung der gesetzgebenden Factoren ge- 
knüpft erscheint. Wir führen als Beispiel die 
Bestimmung des österreichischen Staatsgrund- 
gesetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 141, an, deren § 11 bestimmt, dass in den 
Wirkungskreis des Reichsrathes auch die Auf- 
stellung des staatlichen Wirthschaftsbudgets, und 
„Feststellung der Voranschläge des Staatshaus- 
haltes, insbesondere die jährliche Bewilligung der 
einzuhebenden Steuern, Abgaben und Gefälle" 
gehört. 

Ueber die Natur dieser und ähnlicher staats- 
grundgesetzlichen Bestimmungen herrscht grosser 
Streit, und das namentlich in der deutschen Lite- 
ratur. Die eine Partei, welche von einer mög- 
lichen Budgetablehnung revolutionäre Folgen be- 
fürchtet und sich auf die juristische Hilfs- 
construction der sogenannten formalen Gesetze 
(zum Unterschiede von den materiellen) stützt, 
erfasst überhaupt die ganze Frage nicht im hi- 
storisch-politischen, sondern im legistisch-herme- 
neutischen Geiste und kommt also zu der Folge- 
rung, dass eigentlich die Votirung des Budgets 
mehr formelle Geltung hat, imd dass seine Ab- 
lehnung den Gang der staatlichen Thätigkeit auf- 
zuhalten nicht vermag. Die zweite Partei, zu 
welcher — soweit wir es überblicken können — 
ausser zahlreichen deutschen Schriftstellern die 
Mehrzahl der französischen, englischen und ita- 
lienischen Autoren gehört, hält das Budgetvotum 
für die unerlässHche Bedingung der gesammten 
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Verwaltungsthätigkeit, und namentlich jeglichen 
finanziellen Erwerbes.*®) 

Wir halten mit Rücksicht auf den Wortlaut, 
sowie auf den Geist und die historische Entwick- 
lung der parlamentarischen Institutionen die 



*0) Die deutsche Literatur beider Parteien wird 
sorgfältig angeführt in der Abhandlung J. Praiäk's: 
Beiträge zum Budgetrecht, Archiv für öffentliches 
Kecht, 1887, S. 453; ebenso bei Seidler. Aus den 
übrigen Literaturen führen wir an: May, The consti- 
tutionel history of England; May, Pari, practice; 
T o d d, Pari, govemement of England ; B o s s i, Cours 
de droit constit. ; Leroy-Beaulieu; Batbie, 
Droit public ; A r c o 1 e o, II bilancio dello stato ; Z a m- 
m a r a n o, La legge del bilancio ; in dieser Schrift 
ist gegen G n e i s t der Beweis geführt, dass jetzt nach 
den durch Gladstone vorgeschlagenen und in den 
Jahren 1854 und 1866 in England erlassenen Gesetzen 
der sogenannten Consolidated Fund (eine Gruppe der 
Finanzeinnahmen) von der parlamentarischen Bewilli- 
gung abhängt, weil das Budget in ein Bruttobudget 
verwandelt ist, und die Kosten der Erlangung der Ein- 
nahmen, welche in den Cons.-Fond gehören, im Budget 
imter den Ausgaben eingestellt sind, zu denen es un- 
erlässlich des parlamentarischen Votums bedarf. Z a m- 
m a r a n o polemisirt gegen seine Landsleute (A r c o- 
leo, Kicca-Salerno), indem er sagt, dass sie bei 
vielen Schriften den Leser daran erinnern, „che quegli 
scritti hanno un puro scopo polemico e son forse 
destinati a coprire colla veste della scienza la poli- 
tica e le dottrine antiparlamentarie del principe di 
B i s m a r c k" (dass diese Schriften rein polemischen 
Charakter haben imd vielleicht bestimmt sind, die 
Politik imd die antiparlamentarischen Doctrinen des 
Fürsten v. Bismarck mit dem Gewände der Wissen- 
schaft zu bedecken). 
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BuSgetbewilligung für die wirkliche Ermäch- 
tigung der Regierung zur Weiterführung der staat- 
lichen Angelegenheiten in der im Voranschlage 
zum Ausdrucke gebrachten Art und Weise, ohne 
welche Ermächtigung die Regierung, sofern sie 
nicht den Boden des Rechtes verlassen und eine 
Staatsumwälzung hervorrufen will, auch nicht 
einen Augenblick länger Regierung bleiben und 
auch nicht einen Kreuzer an öffentlichen Geldern 
einnehmen und ausgeben darf. Giltige Gesetze 
werden durch das blosse Finanzgesetz aller- 
dings nicht abgeändert, aber die finanziellen 
Mittel zu ihrer Durchführung werden erst 
durch das Budget zugemessen und genehmigt. 
Einzig und allein aus dieser Erwägung geht jener 
gewaltige Einfluss hervor, welchen die parlamen- 
tarischen Institutionen der Volksvertretung auf die 
gesammte Führung staatlicher Angelegenheiten 
durch die Bewilligung des Detailplanes der Staats- 
wirthschaft geben und geben sollen, und einzig 
durch diese Erwägung wird der historische Aus- 
spruch Wahrheit und nicht Phrase, dass das 
Budgetvotum der Eckstein des Parlamentaris- 
mus ist. 

Daraus geht allerdings hervor, dass die Mög- 
lichkeit der Budgetverweigerung eine furchtbare 
und verderbliche Waffe in der Hand des Parla- 
mentes ist, und dem ist auch so; aber die Ge- 
schichte lehrt, dass diese Waffe, welche für un- 
entbehrlich erachtet wird zu Zeiten, wo ein 
kaum erkämpftes Parlament beständig wirkliche 
oder vermeintliche Anschläge befürchtet, überall 
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und immerfort in der Scheide steckt und rostet, 
ohne benützt zu werden. In Belgien beispiels- 
weise, wo die Constitution am schärfsten die 
Rechte des Parlamentes in Budgetangelegenheiten 
formulirt hat, ja ausdrücklich im Artikel 111 ver- 
ordnet, dass die Steuergesetze selbst nur auf ein 
Jahr Giltigkeit haben, ist es bis jetzt niemals zur 
Budgetverweigerung von Seite des Parlamentes 
gekommen, und in der französischen Republik 
genügte es, als nichts Anderes half, die Hand 
an den Knauf der Waffe zu legen und mit der Bud- 
getverweigerung zu drohen, um die Regierung zum 
Rücktritte zu bewegen (nach dem sogenannten 
Staatsstreich, inscenirt durch den Präsidenten Mac 
Mahon am 16. Mai 1877). Sowie keine Constitution 
dem Monarchen vorschreibt, eine Regierung aus 
der Majorität zu berufen und das Ministerium 
zu entlassen, wenn das Parlament es zurückweist, 
so schreibt auch keine Constitution der Regierung 
vor, zurückzutreten, wenn das Parlament ihr das 
Misstrauen kundgibt; und dennoch entschliesst 
sich kein constitutioneller Herrscher dazu, mit- 
telst eines Cabinettes zu regieren, welches über 
keine Majorität im Parlamente verfügt, und kaum 
irgendwo harrt die parlamentarische Regierung 
im Amte aus, wenn sie auf irgend eine Art die 
Ueberzeugung gewonnen hat, dass sie in der Par- 
lamentsmehrheit keine Unterstützung findet; sie 
wartet nicht ab, bis dieser Thatsache schliesslich 
der schärfste Ausdruck durch die Budgetverweige- 
rung gegeben wird. So belebt und erfüllt den todten 
und fragmentarischen Buchstaben der Staats- 
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grundgesetze überall der constitutionelle Geist, die 
constitutionelle Tradition und das politische Leben 
der Nationen. „In den Verfassungen aller Völker," 
sagt Tocqueville, „sei ihre Natur im Uebri- 
gen wie immer beschaffen, ist eine Stelle, wo dem 
Gesetzgeber nichts übrig bleibt, als sich auf den 
gesunden Sinn imd die Ehrlichkeit der Bürger 
zu verlassen. Es gibt kein Land, in welchem 
das Gesetz dazu gelangt wäre. Alles vorauszu- 
sehen, und in welchem die Constitution den Ver- 
stand imd die Moral zu vertreten vermöchte**« In 
Zeiten, wo das blosse Misstrauensvotum genügt, 
damit die Regierung demissionire , bleibt die 
Budgetverweigerung eine todte, letzte Möglich- 
keit; imd wenn schliesslich das Parlament, da 
es keinen Ausweg sieht, zu diesem äussersten 
Mittel greifen muss, geschieht dies nicht in der 
Absicht, jede weitere staatliche Thätigkeit über- 
haupt, sondern nur die Weiterführung der Staats- 
geschäfte durch die gegenwärtige Regierung zu 
vereiteln, der man misstraut, und um die Leitung 
der Staatsgeschäfte in die Hände Anderer zu 
bringen; dem wird eben der schärfste Ausdruck 
durch die Budgetverweigerung gegeben. Wenn es 
sich aber dem Parlamente, wenn es der wahre Ver- 
treter des Volkes ist, wirklich um die Vereitelung 
der gesammten weiteren staatlichen Action, d. h. 
um die Vernichtung dieser bestimmten staatlichen 
Individualität handeln sollte, so könnte gegen 
solche Disposition des Volkes und seiner Repräsen- 
tanten kaimi irgend eine Auslegung der Gesetze 
helfen, und gehe sie auch noch weiter als La- 

EaizI, FinanzwiBsenschaft, übers.: v. Körner. 7 
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band und andere deutsche Politiker die Trag- 
weite des parlamentarischen Budgetrechtes be- 
schränkt haben. 

Der parlamentarische Staat beruht schliess- 
lich auf der Voraussetzung beständiger Harmonie 
zwischen Herrscher imd Parlament; wo diese 
Harmonie dauernd zerstört ist, sind auch die 
Orundlagen zerstört, auf welchen der Staat bis- 
her ruhte, und die Zeit des Staatsstreiches ist 
angebrochen.*^) 



*i) Siehe hierüber die treffenden Ausführungen in 
L. Z a m m a r a n o, La legge del bilancio, 1881. 
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§ 6. Arten der Finanz-EiimahnieiL. 

Uebersicht. Wichtigkeit der Classification. 
Schwierigkeiten bereiten die einkommenartigen Ein- 
nahmen. Grenze zwischen den Productions- imd Steuer- 
einkünften. 

Das Productionseinkommen und die Yerschieden- 
artigkeit de& Erwerbsbestrebens, der Verwaltungs- 
zwecke und der rechtlichen Stellimg der Gemeinden 
bei seiner Erlangung. Viererlei Gruppen des Produc- 
tionseinkommens ; in der vierten überwiegt das Steuer- 
element. Wesen der sogenannten privatwirthschaft- 
lichen Einkünfte. Beiträge domanialen Charakters. 

Das Steuereinkommen: Gebühren und Steuern. 
Unterschied zwischen beiden. Abgrenzung der Ge- 
bühren von dem Productionseinkommen. Beiträge 
steuerlichen Charakters. 

Kecapitulation. Was Eintheilungsgnmd für die 
Finanzeinkünfte ist imd was als solcher nicht ange- 
nommen werden kann. Historische Wichtigkeit der 
dargestellten Kategorien. 

Das abgeleitete Einkommen. 

Wenn die Finanzwissenschaft, wie wir ge- 
sagt haben, die Wissenschaft von den Finanz- 
einnahmen ist, so stellt sich eine klare und voll- 
kommene Eintheilung oder Classification dieser 
Einnahmen als ihre erste und wichtigste Auf gäbe 
dar; handelt es sich doch bei der Classification 
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um die Erkenntniss sowohl der speciellen Eigen- 
thümlichkeiten, als auch hinwiederum der ge- 
meinsamen Merkmale der einzelnen finanziellen 
Erscheinimgen und sohin um die Aufstellung von 
Reihen und Gruppen, ^on welcher die wissen- 
schaftliche Erkenntniss imd Einsicht direct ab- 
hängig ist. 

Wie schon vorher in § 4 gesagt wurde, 
theilen wir die gesammten Finanzeinnahmen von 
vorneherein in zwei grosse Gruppen; die erste 
begreift in sich die einkommenartigen Einnahmen 
oder Einkünfte; die zweite die Einnahmen, wel- 
che nicht Einkommensnatur haben. Der Unter- 
schied zwischen dem wirklichen Einkommen 
und den nicht einkommenartigen Einnahmen ist 
schon auseinandergesetzt worden; diese Unter- 
scheidung gehört sicherlich zu den allgemeinsten 
Wahrheiten. Es weiss jeder, welche verschiedene 
Position und Vermögensbedeutung in der Wirth- 
schaft auf der einen Seite Güter haben, die wir uns 
erworben haben und die definitiv unser sind, dann 
wiederum ausgeborgte Güter, die wir zwar recht- 
mässig benützen können, aber zurückgeben 
müssen. In gleicher Weise leicht begreiflich sind 
die verschiedenen Arten dieser nichteinkommen- 
artigen Einnahmen, wie die Einnahmen aus 
Anlehen, die Einnahmen für veräussertes Ver- 
mögen, die Einnahmen aus bezahlten Forderun- 
gen, auf welche schon oben hingewiesen wurde ; es 
ist daher nicht nöthig, sich mit ihnen hier zu 
befassen und es genügt, auf die detaillirte Ausfüh- 
rung zu verweisen, welche ihnen an entsprechen- 
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der stelle zu Theil wird. Dagegen ist allerdings 
die erste Gruppe complicirt und schwierig, was 
sich schon in dem eben berufenen Paragraphe 
gezeigt hat; in dieser Gruppe treffen alle 
Schwierigkeiten und strittigen Punkte der Classi- 
fication zusammen, und deswegen ist ihr haupt- 
sächlich die Mühe der nachfolgenden Unter- 
suchungen gewidmet. 

Wie schon aus der früher gegebenen allge- 
meinen Skizze zu entnehmen ist, zerfallen 
die gesammten Einnahmen dieser ersten Gruppe 
in drei grosse Kategorien: Productions- oderDo- 
manialeinkünfte, Steuereinkünfte und abgeleitete 
Einkünfte; in Hinblick auf § 4 ist hier nur noch 
zu bemerken, dass Domanial- und Steuer- 
einkünfte den Umfang des Begriffes ursprüng- 
liche Einkünfte ausfüllen, und dass erst dieser auf 
der gleichen logischen Stufe steht, wie der Begriff 
abgeleitete Einkünfte. 

Quelle der Productionseinkünfte ist die Er- 
werbsthätigkeit der Gemeinden, gestützt auf das 
Finanzdomanium, d.i. das Erwerbscapital der Ge- 
meinden; die Productionseinkünfte zeigen sich 
uns im Allgemeinen als specielle Entgelte in 
Geld, welche das Individuum den Gemeinden für 
die von ihnen producirten und dargebotenen 
wirthschaftlichen Werthe bezahlt, mögen mm 
diese Werthe in materiellen Gütern oder in Fimc- 
tionen oder in der Gestattung des Capitalien- 
genusses des Finanzdomaniums bestehen (die in 
Staatsfabriken erzeugten Waaren, auf dem staat- 
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liehen Grundbesitze producirten Feldfrüchte, 
Transportleistiingen, Benützung der Wege, Canäle, 
Häfen u. A.). Die Productionseinkünfte erwirbt 
die Gemeinde im wahren Sinne des Wortes, wie 
irgendein privater Wirthschafter; für die Werthe, 
welche sie schafft und hingibt, empfängt sie ein 
wirthschaftlich begründetes Tauschäquivalent in 
anderen Gütern (Geld). 

Quelle der Steuereinkünfte ist das Privat- 
vermögen, in erster Linie das Einkommen der 
Bürger, und sie erscheinen uns entweder als spe- 
cielle Beiträge zu Verwaltimgsauslagen, welche 
die einzelnen Bürger dann zahlen, wenn sie zu 
ihrem besonderen Vortheile öffentliche Thätig- 
keiten und Einrichtungen benützen, die nicht 
ökonomisch - productiver Natur sind; oder — 
und das zum überwiegenden Thieile — als in 
Form einer Pauschalentgeltsumme aufgelegte und 
von der Bürgerschaft zur Deckung der Kosten 
der öffentlichen Verwaltung bezahlte Beiträge. 

Die Steuereinkünfte sind nicht Resultat oder 
Ertrag der wirthschaftlichen Productivthätigkeit 
der Gemeinden ; der Titel, aus dem sie gewonnen 
werden, liegt nicht darin, dass die Gemeinde 
wirthschaftliche Werthe producirt, um hiefür ein 
Tauschäquivalent von jenen zu empfangen, denen 
sie geboten werden. 

Der Erwerbstitel beruht vielmehr darin, dass 
die Gesellschaft (Bürgerschaft) gewisse Einrich- 
tungen und Fimctionen benöthigt, welche Bedin- 
gung der Existenz und des gesammten wirth- 
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schaftlichen und ausserwirthschafÜicheix Ge- 
deihens der Individuen sind, dass diese Einrich- 
tungen und Functionen Auslagen erfordern, und 
dass es für diese Auslagen keine andere Deckung 
gibt, als mehr oder weniger directes Schöpfen 
aus dem Vermögen der vereinigten Bürger. Des- 
halb sagen wir, dass die Quelle des Productions- 
einkommens die Erwerbsthätigkeit der Gemein- 
den ist, durch die wirthschaftliche Werthe ge- 
schaffen werden, die Quelle des Steuereinkom- 
mens hingegen das Vermögen der Bürger; denn 
durch jene Thätigkeit der Gemeinde, für welche 
man Steuereinkünfta braucht (Heer- und Gerichts- 
wesen, innere Verwaltimg, Schulwesen u. A.), 
werden keine wirthschaftlichen Werthe ge- 
schaffen. 

Der bezeichnete Unterschied zwischen den 
Steuereinkünften geht aus dem verschiedenen 
Masse und der verschiedenen Unmittelbarkeit der 
Vortheile hervor, welche sich aus dieser Thätigkeit 
der Gemeinden für die Einzelpersonen ergeben. 
Dass in beiden Fällen, bei dem Productionsein- 
kommen und bei dem Steuereinkommen, den. 
Bürgern irgendein Aequivalent dafür zu Theil 
wird, was sie den Gemeinden geben, ist klar; 
aber der Unterschied steckt darin, dass im 
ersten Falle jenes Aequivalent den Charakter 
specieller wirthschaftlicher Tauschwerthe hat, 
während dies im zweiten Falle nicht vor- 
handen ist. 

Also ist eine Grenzlinie in das grosse 
Gebiet des ursprünglichen Finanzeinkommens 
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gelegt, welche es in die bezeichneten zwei 
Gruppen eintheilt, und welche überall deutlich 
sichtbar hervortritt, mit Ausnahme zweier Stellen, 
an denen es scheint, als ob Domanial- und Steuer- 
einkünfte imscheidbar in einander verschwimmen 
würden, indem sie dem Anscheine nach sich als 
gleich erweisen. Aus den nachfolgenden Er- 
wägungen, deren Aufgabe es ist, die Unterschei- 
dung zwischen Productions- und Steuereinkünften 
detaillirt auszuführen, möge die durchwegs klare 
Erkenntniss dieser Grenzlinie zwischen den 
beiden Gruppen hervorgehen. 

Es ist gesagt worden, dass die Productions- 
einkünfte besondere Entgelte sind, welche 
den Gemeinwesen für die von ihnen producirten 
und dargebotenen wirthschaftlichen Werthe ge- 
geben werden; wir sehen nun, dass die Gemein- 
wesen mit Hilfe der Capitalien, welche die Ge- 
sellschaft ihnen gewidmet und vorbehalten hat, 
die Production verschiedener wirthschafÜicher 
Werthe unternehmen, dass sie hiebei erstens ent- 
weder die gemeine und ordentliche rechtliche Po- 
sition, wie jeder beliebige Privatproducent, oder 
eine besondere und ausserordentliche Position 
innehaben, und dass sie hiebei zweitens verschie- 
dene durch diese Productionsthätigkeit zugleich 
angestrebte Verwaltungszwecke verfolgen, welche 
die reine Erwerbstendenz dieser ihrer Thätigkeit 
zu modificiren oder auch ganz zurückzudrängen 
vermögen. Die complicirten Effecte dieser beiden 
Umstände zeigen sich finanziell in der verschie- 
denen Fixirung des Preises der producirten 
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Werthe oder Güter, d. i. in der verschiedenen 
Festsetzung des Betrages und der Höhe der be- 
sagten Specialentgelte. 

Vor Allem stehen die Productionsetablisse- 
ments der Gemeinwesen entweder auf demselben 
gemeinen ökonomisch - rechtlichen Boden wie 
die Privatuntemehmimgen, oder sie nehmen 
eine rechtliche Ausnahmsstellung ein. In jenem 
Falle hat das producirende Gemeinwesen die 
Position des Privatproducenten, der mit An- 
deren zu concurriren hat; das Höchstmass des 
Preises der producirten Güter, welches überhaupt 
erlangt werden kann, bestimmt sich dann eben 
auf dem Markte nach den allgemeinen Regeln, 
welche dort den Preis der Güter normiren. 
Dieses Preismaximum, welches die Gemeinwesen 
als Producenten erzielen können, wird unter nor- 
malen Verhältnissen gleich sein : dem Werthe der 
Productionskosten plus dem nach Massgabe der 
gegebenen Marktverhältnisse erreichbaren Ge- 
winne. Aber das ist, wie wir sagen, nur das er- 
reichbare Maximum und das Streben nach 
Erreichung dieser Maximalpreise kann ohne 
Zweifel die so producirenden Gemeinden bei ihrer 
Productionsthätigkeit leiten, und in vielen Fällen 
geschieht dies auch wirklich und ist früher noch 
viel häufiger geschehen (Gruben, Hüttenwerke, 
Fabriken , Versicherungsanstalten , Gaswerke , 
Wasserleitungen, Pferdebahnen, Miethhäuser, ein 
grosser Theil der ländlichen Güter). 

Aber die Gemeinden brauchen nicht so vor- 
zugehen und thun es auch in vielen Fällen nicht 
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(siehe § 2) ; sie stellen vielmehr die reine Ge- 
winntendenz in den Hintergrund; die Gemeinden 
setzen daher selbst in jener ökonomisch-recht- 
lichen Position, an welche wir jetzt denken, aus 
freien Stücken die Preise (Entgelte) für die er- 
zeugten wirthschaftlichen Werthe niedriger an, 
als jene sind, welche sie auf dem Markte er- 
langen könnten. Sie pflegen deshalb so zu 
handeln, weil sie das Ziel ihrer Verwaltung 
in der Sorge dafür finden, dass diese oder jene 
wirthschaftlichen Werthe den Bürgern gegen ein 
möglichst kleines Entgelt zukommen; wenn 
nöthig so klein, als die Productionskosten oder 
die gegebenen finanziellen Verhältnisse der Ge- 
meinde nur immer gestatten. Manchmal wiederum 
erachten die Gemeinden die Erlangung von Güter- 
ertrag und dessen entgeltliche Veräusserung , 
mit einem Worte ihren directen finanziellen Vor- 
theil,*2) als Nebenzweck deshalb, weil sie den 

*2) Wir sprechen von directem und indirectem 
finanziellen Nutzen; jener wird erlangt duroh den 
gegenwärtigen, möglichst reichlichen Gewinn aus den 
gegebenen Einkommensquellen, und hier stossen wir 
auf die Erscheinung, welche gewöhnlich Fiscalismus 
genannt wird, d. i. auf ein derartiges Bemühen imd 
Vorgehen der Finanzverwaltung, dass sie nur nach 
reichlichen finanziellen Erträgnissen strebt, ohne 
Rücksicht auf Verwaltimgs- und namentlich wirth- 
schaftspolitische Gesichtspunkte. Der indirecte finan* 
cielle Nutzen besteht in der Erstarkung und Kräfti- 
gung der Finanzquellen, die man oft nur mittels Ver- 
zicht auf momentane grössere finanzielle Erträgnisse 
und selbst durch kostspielige Vorkehrungen der öffent- 
lichen Verwaltung erlangt. Hier erscheinen in der 
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Hauptvortheil in der Existenz des auf bestimmte 
Art geordneten Productionsprocesses an sich er- 
blicken (landwirthschaftliche Musterwirthschaften 
bei Schulen, andere Musterproductionsbetriebe), 
oder in erster Linie in der Bewahrimg und Ver- 
mehrung des Capitales (Wälder und Aufforstun- 
gen) oder in Anderem. Wenn nun gar schliesslich 
die Gemeinde überhaupt kein Entgelt fixirt und 
einhebt und die erwähnten Leistungen und 
Nutzungen den Bürgern, wie man sagt, gratis 
oder unentgeltlich gewährt (Benützung der Land- 
strassen, Brücken imd Wege überhaupt, die 
Thätigkeit der Münzstätten, welche keinen 
Schlagschatz einheben), so verlieren vollends 
die Betriebsanlagen den Charakter des Finänz- 
domaniums und treten über in die Kategorie des 
öffentlichen Domaniums (siehe die Definition des 
öffentlichen Domaniums in § 4). In allen derartigen 
Fällen stehen alsdann die öffentlichen Verwal- 
tungszwecke im Vordergrunde, und in allen diesen 
Fällen stehen die Gemeinden — wenn wir den 
ausschliesslich privatwirthschaftlichen Massstab 
anlegen — in Betreff der Gewinnerfolge ihrer Er- 
werbsthätigkeit oder des Gelderträgnisses ihrer 
Betriebe (Finanzdomanien) ihren privaten Con- 
currenten nach. Die Stellung der concurrirenden 
Privatwirthschafter wird allerdings schwierig, 
wenn die rein finanzielle Bestrebung der Gemein- 
den durch derartige Verwaltungszwecke gemildert 

Praxis oft die Bilder von der Henne, die goldene Eier 
legt, vom Hirten, der seine Schäfchen nicht schindet, 
sondern sie bedachtsam schert, und ähnliche. 
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und zurückgedrängt wird (siehe z.B., wenn Privat- 
eisenbahnen neben den so wirthschaftenden 
Staatsbahnen bestünden); das thatsächliche Mo- 
nopol der Gemeinden kann sich alsdann still- 
schweigend und mählich entwickeln und an Stelle 
des rechtlichen Monopoles treten, ohne dass den 
ausgerotteten Privatconcurrenten ein Schadener- 
satz zukommt. Dies ist der Sinn des oben ge- 
thanen und auf den ersten Blick vielleicht nicht 
ganz verständlichen Ausspruches, dass die ver- 
schiedenen Bestrebungen und Zwecke der Verwal- 
tung, welche die Gemeinden durch ihre, Erwerbs- 
thätigkeit zugleich verfolgen, dazu führen, die 
reine Erwerbstendenz dieser Thätigkeit zu modi- 
ficiren, ja auch ganz zurückzudrängen. 

Wir haben bisher von dem Falle gesprochen, 
dass die Gemeinden mit ihrer Production auf dem 
gemeinen ökonomisch-rechtlichen Boden stehen 
und haben die Möglichkeiten beobachtet, welche 
sich aus den verschiedenen ökonomisch-finan- 
ziellen Bestrebungen ergeben, von denen sie bei 
ihrer Erwerbsthätigkeit geleitet sind. Aber der 
Staat (und nach seinem Gestatten als des obersten 
Repräsentanten der nationalen Gesellschaft auch 
die Gemeinden niederer Ordnung) vermag durch 
seinen Recht schaffenden Willen auch die ihm 
zustehenden Productionszweige von jeglicher 
Concurrenz frei zu machen, indem er diese oder 
jene wirthschaftlichen Functionen als ausschliess- 
liches Recht sich vorbehält. Die Gemeinden 
stehen dann nicht mehr auf dem ökonomisch- 
rechtlichen Boden des privatwirthschaftlichen 
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Systems, und die besondere monopolistische 
Stellmig gibt ihnen die Macht, den Preis so will- 
kürlich festzustellen, wie überhaupt der Mono- 
polist es thun kann.*^) 

Für uns ist auch in diesem, sowie im ersten 
Falle das Motiv und der Zweck der durchgeführ- 
ten Monopolisirung und die daraus hervorgehende 
Gewinnabsicht bei der monopolisirten Production 
massgebend und für die Aufstellung der Thei- 
lungsgrenze entscheidend. Diese Gewinnabsicht 
zeigt sich wiedenmi in der Höhe des erstellten 
Preises oder Entgeltes für die producirten wirth- 
schaftlichen Werthe. Die Grenze wird der Preis 
sein, welchen man ungefähr maximal erlangen 
könnte, wenn die Production nicht monopolisirt 
wäre, sondern auf dem Boden des privat- 
wirthschaftlichen Systemes der freien Concurrenz 
stünde, also der Preis, welcher die Productions- 
kosten imd den üblichen Gewinn decken würde. 
Entweder bestimmen die Gemeinden selbstwillig 
den Preis über dieses supponirte Maximum, oder 
sie thun es nicht, und in diesem zweiten Falle be- 
stehen wieder zwei uns schon bekannte Möglich- 
keiten: entweder sie belassen den Preis schlecht- 
weg ungefähr auf der Höhe jenes Maximums, 



^) Die Willkür des Monopolisten hat allerdings 
feste Grenzen, welche sein Streben nach Absatz imd 
Gewinn selbst bestimmt; es ist der Absatz immer 
eine Function des festgestellten Preises und umgekehrt 
wieder der Preis eine Fimction des abgesetzten Güter- 
quantums ; siehe tmten das sogf;nannte C o u r n o t- 
sche Absatzgesetz. 
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oder sie setzen ihn aus jenen Ursachen niedriger 
an, die wir soeben ausführlich erörtert haben. 

Wenn den aus den monopolisirten Produc- 
tionszweigen hervorgehenden Werthen autorita- 
tiv ein Preis zuerkannt wird, welcher 3ich auf 
der Höhe des besagten Maximums oder imter 
demselben hält, zählen wir die Einnahmen, die 
die Finanzen durch diese Preise erlangen, zu dem 
Productionseinkommen (Post, Telegraphie, Münz- 
wesen u. A.). Die Monopolisirung hat hier offen- 
bar kein finanzielles (Gewinn-) Motiv, sondern 
ein Verwaltungsmotiv, und deswegen heissen Be- 
triebe dieser Art Verwaltungsmonopole. 

Wenn dagegen für diese Werthe ein höherer 
Preis angesetzt wird, reihen wir diese Einnahmen 
unter das Steuereinkommen, und dies deshalb, 
weil die Gemeinden sich das Monopol und die 
Ausnützung ihrer monopolistischen Stellimg vor- 
behalten, um von Allen, welche diese Güter ent- 
geltlich erwerben, oder erwerben müssen, Ent- 
gelte einzuheben, welche nicht mehr den Cha- 
rakter eines privatwirthschaftlich angemessenen 
Preises oder Entgeltes, sondern den Charakter 
der gemeinwirthschaftlichen Steuerabgabe haben, 
d. i. die Natur eines Beitrages zu den allgemeinen 
Verwaltungsauslagen, für dessen Erhebung nur die 
Form des Preises der von den Gemeinden erzeug- 
ten wirthschaftlichen Güter gewählt wurde. Das 
steuerliche Element verfärbt diesen Preis und er- 
langt in ihm die Oberhand über die Productions- 
kosten imd den üblichen Gewinn. Die Monopoli- 
sirung hat hier einen finanziellen Beweggrund: 
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durch Ausschluss jeglicher Concurrenz möglichst 
viel Gewinn für die Finanzen zu erzielen; des- 
halb spricht man hier von Finanzmonopolen 
(Tabak, Zündhölzchen, Salz u. A.). Die Mono- 
polisirung kann mehr oder weniger vollkommen 
sein, je nachdem entweder sowohl Production 
als Verkauf (Tabak in Oesterreich), oder nur Pro- 
duction (Salz in Oesterreich), oder nur Verkauf 
(das deutsche Spiritusmonopolsproject) zum aus- 
schliesslichen Rechte der Gemeinde gemacht 
wird. 

Und hier ist von den oben angeführten zwei 
Punkten der erste, an welchem die Grenzlinie 
zwischen Domanial- und Steuereinkünften schein- 
bar verschwimmt und imkennbar wird. 

Wenn wir das bis jetzt Gesagte zusammen- 
fassen, gelangen wir zu folgender Unter- 
scheidung der wirthschaftlichen Productionsein- 
richtungen der Staaten und Gemeinden: 

1. Betriebe, welche auf dem gemeinen 
Rechtsboden mit Privatunternehmimgen concur- 
riren, und bei Production und Tausch der Güter 
ausschliesslich nach finanziellen oder Erwerbs- 
rücksichten (höchster Gewinn) vorgehen. 

2. Einrichtungen, welche auf dem ge- 
meinen Rechtsboden mit Privatimternehmungen 
concurriren und bei der Production oder bei dem 
Tausche der Güter den finanziellen Gesichtspimkt 
mehr oder weniger den Verwaltungsrücksichten 
unterordnen (kleiner, eventuell kein Gewinn, und 
blosse Deckung der Productionskosten, oder auch 
dies nicht vollständig). 

Eaizl, Finanswissen Schaft, übers.: y. Körner. 8 
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3. Monopolistische Einrichtungen, welche bei 
dem Tausche ihr Vorrecht nicht so ausnützen, 
dass sie Preise aufstellen würden, welche das 
Mass der privatwirthschaf tlichen Angemessenheit 
übersteigen ; aus der Natur der Sache geht hervor, 
dass man hier Wieder zwei Fälle nach Massgabe 
der eben sub 1 und 2 gemachten Unterschei- 
dung auseinanderhalten kann, nämlich: a) Mono- 
pole, welche nach einem so grossen Gewinne 
streben, wie er auch erlangt werden könnte, wenn 
in privater Concurrenz gearbeitet werden würde, 
und b) Monopole, welche sich mit kleinerem Ge- 
winne oder mit der blossen Deckung der Produc- 
tionskosten begnügen. Die hier unter 3. an- 
geführten monopolistischen Einrichtungen heissen 
Verwaltungsmonopole. 

4. Monopolistische Betriebe, welche bei dem 
Tausche ihrer Producte ihre Stellung so aus- 
nützen, dass sie autoritativ Preise festsetzen, 
welche das Mass privatwirthschaftlicher Ange- 
messenheit übersteigen imd die Form von Steuer- 
einkünften annehmen. Die monopolistischen Pro- 
ductionsbetriebe , welche wir hier angeführt 
haben, heissen Finanzmonopole. 

Die aus den unter 1, 2 und 3 bezeichneten 
Productionsbetrieben hervorgehenden Einkünfte 
sind Productions- (Erwerbs-) Einkünfte ; des bis 
jetzt in finanzwissenschaftlichen Systemen ge- 
bräuchlichen Ausdruckes „privatwirthschaftliches 
Einkommen** kann man sich correcter Weise nur 
für die Einkünfte aus den unter 1. bezeichneten 
Betrieben bedienen, weil nur bei ihrer Erwerbung 
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die Gemeinden durchwegs auf dem Rechts- und 
Erwerbsstandpunkte der privaten Wirthschafter 
stehen. Die Einkünfte aber aus den unter 
Punkt 4 dargestellten Betrieben gehören zu den 
Steuereinkünften. Hieraus erhellt, nebenbei ge- 
sagt, dass nicht das ganze Einkommen, welches 
sich auf- das Finanzdomanium gründet, eo ipso 
in die Kategorie des Domanialeinkommens ge- 
hört. 

Zu dem Productionseinkommen zählen wir 
ausser dem eben Besprochenen die besonderen 
Beiträge, mit welchen zur Gründung irgendeiner 
Productiv- (Domanial-) Einrichtung jene Einzelper- 
sonen oder Gruppen nicht eben freiwillig Bei- 
hilfe leisten, denen aus dem Bestände imd Wir- 
ken des gegründeten Betriebes ein specieller, wir 
möchten sagen, präcipualer Nutzen erwächst. 
Diese Beiträge unterscheiden sich wesentlich von 
den angeführten Productionseinkünften, welche 
ein currentes Specialentgelt für die aus der cur- 
renten Production der Gemeinden hervorgegan- 
genen speciellen wirthschaftlichen Werthe sind, 
während es sich hier um einen einzigen Beitrag 
zur Beschaffung des festen Capitales (Doma- 
niums) handelt. Das charakteristischeste Beispiel 
sind die Beiträge der Einzelpersonen oder en- 
geren Gemeinden (Länder, Bezirke, Stadtgemein- 
den), welche vom Staate als Bedingung dafür 
auferlegt werden, dass er eine Landstrasse, eine 
Eisenbahn, einen Hafen baut. Diese Beiträge 
nennen wir Beiträge mit Erwerbs- (Domanial-) 
Charakter, zum Unterschiede von den unten zu 

8* 
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erwähnenden Beiträgen steuerlichen Charakters. 
Soweit es sich um blosse Geschenke handelt, 
d. h. um wahrhaft freiwillige Zahlungen zu sol- 
chen Gelegenheiten, gebührt ihnen der Platz unter 
dem abgeleiteten Einkommen. 

Zum Domanialeinkommen rechnen wir 
schliesslich alle zufälligen, d. h. zur Natur und 
dem Zwecke der Sache nicht gehörigen Einkünfte 
aus dem öffentlichen Domaniimi, soweit sie wirth- 
schaftlichen Ursprung und Charakter haben 
(siehe § 4: Einkünfte aus vermietheten Theilen 
von Dicasterialgebäuden, aus der vermietheten 
Nutzung öffentlicher Parkanlagen u. A.); hier 
ist es wiederum interessant, wahrzunehmen, dass 
zu den Domanialeinkünften Einnahmen zählen, 
welche nicht aus dem Finanzdomanium hervor- 
gehen. 

So ist jetzt das Gebiet der Productions- oder 
Domanialeinkünfte vollkommen beleuchtet und 
erübrigt nur, desgleichen auf dem Gebiete der 
Steuereinkünfte zu thun. Der schon oben erwähn- 
ten Unterscheidung der Steuereinkünfte ent- 
sprechen die Bezeichnungen: Steuern und Ge- 
bühren. Gebühren sind Beiträge der Bürger zu 
den Kosten der öffentlichen Verwaltung, die spe- 
ciell denjenigen auferlegt werden, welche in 
ihrem besonderen Interesse öffentliche Institu- 
tionen und Thätigkeiten nicht wirthschaftlich- 
productiver Natur benützen ; die Gebühren haben 
daher den Charakter eines speciellen Entgeltes. 
Steuern sind Beiträge, welche nach Art des gene- 
rellen Entgeltes den Bürgern zur Deckung jener 
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Öffentlichen Verwaltungskosten auferlegt werden, 
welche durch das Productionseinkommen und 
die Gebühren nicht gedeckt oder nicht bedeckbar 
sind; es handelt sich also hiebei um solche 
öffentliche Auslagen, für welche das gegebene 
Productionseinkommen und die gegebene Ge- 
bührendeckung nicht hinreichen. Hieraus leitet 
man gewöhnlich ab, dass man logisch richtig 
nur dann von Steuern sprechen kann, wenn 
es sich um Deckung solcher Kosten, be- 
ziehungsweise Thätigkeiten der öffentlichen Ver- 
waltung handelt, welche zu allgemeinem Nutzen 
der Bürger gereichen, wo also ein specieller und 
verschiedener Antheil der einzelnen Bürger an 
diesem Nutzen entweder nicht existirt oder nicht 
ausgemittelt werden kann (das Gegentheil bei der 
Deckung mittelst Gebühren), weshalb sich als 
einzig möglich und angemessen die allgemeine 
den Individuen nach irgend einem allgemein 
fixirten Massstabe aufgelastete Pauschalzahlung 
darstellt; aber man pflegt hiebei zu vergessen, 
dass nicht immer eine solche Logik die finan- 
ziellen Phänomene beherrscht.**) 

**) Siehe hierüber die unten folgenden Ausfüh- 
rungen betreffend die Steuern ; dort ist auch gesagt, aus 
welchen Ursachen die Steuern häufig nicht in jener 
reinen begrifflichen Vollkommenheit in Erscheinimg 
treten, welche wir hier bezeichnet haben, und welche 
die bisherige Finanzwissenschaft absolut voraussetzt 
oder in ihren Steuerdefinitionen fordert. Zur Illustra- 
tion des einige Male angeführten Begriffes der allge- 
meinen oder generellen Entgeltlichkeit verweisen wir 
z. B. auf das Vereinsleben. Die Auslagen, welche die 
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Der Unterschied zwischen den Productions- 
einkünften und Steuern liegt auf der Hand; ein- 
gehender dagegen ist der Unterschied zwischen 
Gebühren und solchen Productionseinkünften zu 
erörtern, welche Entgelte nicht für gebotene ma- 
terielle Tauschgüter, sondern für irgendwelche 
Leistungen der Gemeinde oder für die Nutzung 
von Gemeindegütern sind; hier wie dort handelt 
es sich um ein Specialentgelt, hier wie dort 
handelt es sich um ein Entgelt für Leistungen der 
Gemeinde oder für den Gebrauch der Gemeinde- 
institutionen : wo liegt also der Unterschied? 
Diese Entgelte sind Productionseinkünfte, wenn 
die bezeichneten Leistungen oder Gebrauchsacte 
direct den materiellen wirthschaftlichen Inter- 
essen dienen, wenn die in Betracht kommenden 
Leistungen technisch-productiver Natur sind, also 
Zahlungen für Beförderungen mit Post, Telegra- 



Beschaffung, Keinigimg, Beleuchtung, Beheizung der 
Localitäten, das Zeitungsabonnement, die Erhaltung 
der Bibliothek u. s. w. erheischen, werden in Form 
genereller Beitragsleistung gedeckt, welche auf das 
specielle, sich vielfach ändernde Mass, in welchem 
der Einzelne dies alles benützt, nicht Rücksicht nimmt ; 
der Schlüssel dazu ist die gleiche Repartition des Auf- 
wandes unter die Mitglieder, die im gleich hohen 
Beitrage zum Ausdruck gelangt. Eine specielle Ent- 
geltlichkeit würde zu Tage treten, wenn z. B. für das 
Bücherausleihen eine besondere Zahlung zu leisten 
wäre, oder wenn zur Erhaltung anderer ständiger 
(Kegelbahn, Fechtboden) und zeitweiliger (Vorträge, 
Concerte, Bälle) Einrichtimgen des Vereines ein be- 
sonderer Beitrag von den diese Einrichtungen be- 
nutzenden Mitgliedern eingehoben würde. 
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phen, Eisenbahnen, für die Arbeit der Münzstätten, 
der öffentlichen Wagen, Aichämter u. s. f., Ab- 
gaben von Wegen, Canälen, Häfen und Aehn- 
lichem. Diese Entgelte sind Gebühren, wenn es 
sich um Gebrauchsacte oder Functionen handelt, 
die direct den nichtmateriellen Interessen dienen 
und keine ökonomisch-productive Natur haben, 
z.B. die Zahlungen für die Rechtsprechung, Be- 
wahrung der bürgerlichen Ordnung, den Schul- 
unterricht, die Benützung der Bildergalerien etc.*^) 



*5) Diesen Unterschied beleuchtet ein Beispiel, 
das H. Öuhel in der citirten Elritik anführt, indem 
er sagt: „Ein politischer Oekonom kann nicht be- 
greifen, warum die Einschreibegebühr für einen re- 
commandirten Brief, wenn sie bezüglich des Betrages 
dem Gebührenprincipe entspricht, in eine andere fi- 
nanzwissenschaftliche Kategorie gehören sollte, als die 
Abgabe für das Einschreiben ins Grundbuch." Uns 
scheint, dass dies jeder, auch wenn er nicht politi- 
scher Oekonom ist, begreift, wenn er nur imbefangen 
nachdenkt, um was es sich eigentlich in dem imd in 
jenem Falle handelt. Beim Einschreiben eines Briefes 
handelt es sich um die Vermittlimg der Beförderung, 
und speciell um die grössere Sicherstellung oder Ver- 
sicherung derselben, beim Einschreiben ins Grundbuch 
dagegen handelt es sich um die Sicherung des gesetz- 
lichen Eigenthumsrechtes ; dort ein Act ökonomischer 
Natur, ein technisch productiver Apparat, der in dem 
gegebenen Beispiele in den Händen des Staates ist, 
aber auch ganz gut von einer Privatuntemehmung 
gehandhabt werden könnte ; hier ein Act, „pure- 
ment gouvememental" (B. e z o b r a z o v), ein rein ad- 
ministrativer Apparat, eine durch Privatpersonen ab- 
solut undurchführbare Function. — Herr Öuhel sagt 
weiter: „Abgesehen von der bezeichneten Inconse- 
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Insoweit also ein Theil der Productionsein- 
künfte den Gebühren äusserlich ähnlich ist, lassen 
sich beide dadurch unterscheiden, dass die Zah- 
lungen für ^technisch-productive Leistungen der 
Gemeinden und ßie Zahlungen für den Gebrauch 
solcher Gemeindeeinrichtungen, ,die als unmittel- 
baren Zweck ^die Förderung des materiellen "wirth- 
schaftlichen Wohlstandes haben ^[wirthschaftliche 
Verwaltung), Erwerbseinkünfte ^sind, die Zahlun- 
gen für Functionen oder Einrichtungen der Ge- 
meinde, welche als unmittelbaren Zweck ent- 

quenz hat die Classification auch den Fehler, dass 
sie unsicher ist. Dieselbe Function der öffentlichen 
Verwaltung, die einer Person oder in einem Falle zur 
Hebung des wirthschaftlichen Wohlstandes dient, kann 
dem Zweiten oder im zweiten Falle zur geistigen oder 
moralischen Hebung dienen (Unterricht eines zukünf- 
tigen Lehrers oder Advocaten einerseits, eines reichen 
Adeligen andererseits, der Besuch einer Bildergallerie 
durch einen Künstler einerseits imd durch einen Di- 
lettanten oder Laien andererseits)." Auch dieses Bei- 
spiel erhärtet in vollem Masse imsere Theorie; die 
öffentliche Fimction dient in dem imd jenem Falle (der 
Lehrer — der reiche Adelige) demselben Zwecke, der 
Schulunterricht insbesondere „der geistigen und mora- 
lischen Hebimg" ; was dann ein Jeder mit dem Schatze 
der geistigen Hebung thut, zu dessen Erlangung die 
Schule dient, ob er mit Hilfe desselben Geld verdient 
und sich ernährt, ob er sich blos imterhält und di- 
lettirt, oder endlich nur brüstet, das berührt doch 
gewiss nicht im Mindesten den Zweck der Schule imd 
die Natur ihrer Arbeit, ebenso wie die ökonomische 
Natur der Postbeförderung gleich bleibt, ob jetzt der 
eingeschriebene Brief einen Auftrag des Fabrikanten 
an den Producenten des Kohmateriales oder einen 
Glückwunsch des Sohnes an die Mutter enthält. 
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weder die Erhaltung der Rechtsordnung im weite* 
ren Sinne des Wortes (Gerichte, die Sorge um 
die Sicherheit der Person imd des Eigenthums, 
um die Evidenz der Bevölkerung) oder die 
körperliche, geistige und sittliche Hebung der Ge- 
sellschaft (Sanitätspflege, Schulwesen, Religion) 
verfolgen, Gebühren sind. Hier ist nunmehr 
jene zweite Stelle, wo die Grenze zwischen den 
Domanial- und Steuereinnahmen scheinbar ver- 
schwimmt und undeutlich wird. 

Zu den Steuereinnahmen werden noch die 
Beiträge steuerlichen Charakters gezählt, die zu 
den allgemeinen Steuereinnahmen in demselben 
Verhältnisse stehen, wie die Beiträge domanialen 
Charakters zu den Dpmanialeinnahmen ; beide 
Arten der Beiträge unterscheiden sich von ein- 
ander dadurch, wodurch sich die Productionsein- 
künfte von den Steuern überhaupt und von den 
Gebühren insbesondere unterscheiden. Indem wir 
uns auf die Analogie dessen beziehen, was oben 
von den Domanialbeiträgen und dem Unterschiede 
zwischen Erwerbseinkünften und Gebühren ge- 
sagt wurde, bezeichnen wir als Steuerbeiträge 
jene besonderen Beitragsleistungen von Einzel- 
personen oder .Gruppen, die zur Anschaffung 
eines öffentlichen Domaniums (eines festen Ge- 
brauchscapitales), also z. B. zur Gründung von 
Schulen, zur Errichtung von Gerichten, Spitälern 
etc. gegeben werden. 

Noch einer Parallele sei an dieser Stelle 
kurz gedacht: Bei der Eintheilung der Er- 
werbseinkünfte haben wir bemerkt, dass die 
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Gemeinde dann und wann keinerlei be- 
sondere Abgaben bestimmt und einhebt für 
Werthe, die sie durch ihre productive Thätigkeit 
schafft, sondern dass sie dieselben aus Gründen 
der Volkswirthschaftspolitik, oder wie wir allge- 
meiner gesagt haben, aus Verwaltimgsrücksich- 
ten den Bürgern, wie man sagt, umsonst oder 
ohne Bezahlung gibt. Aehnlich wird auch für 
Functionen und Nutzungen, für welche einstens 
Gebühren eingehoben wurden oder eingehoben 
werden könnten, zuweilen kein specielles Entgelt 
genommen, und wieder sind Rücksichten der 
Politik, wenn auch nicht der nationalökonomi- 
schen, die Veranlassung. Die Bürger haben dann 
diese Functionen und Nutzungen auch „umsonst", 
es existirt nämlich kein specielles Entgelt für die- 
selben, wodurch die sie Benützenden den erlang- 
ten besonderen Vortheil vergelten würden, son- 
dern die Kosten werden bestritten — und be- 
stritten müssen sie ja irgendwie werden, da sie 
doch nicht „umsonst** sind — entweder aus dem 
Reinerträgnisse des Domaniums oder aus den 
Steuereinnahmen oder vorläufig durch eine An- 
leihe etc. Als Beispiel sei eine vielbesprochene 
Sache erwähnt: die Aufhebung des Schulgeldes 
und der unentgeltliche Schulunterricht; der ob- 
ligate Schulbesuch, der aus Gründen der Bil- 
dungspolitik eingeführt wurde, pflegt hier der 
führende Verwaltungsgesichtspunkt zu sein, von 
dem wir gesprochen haben. 

Hiemit sind die Merkmale angeführt, wo- 
durch die Productions- und Steuereinnahmen ge- 
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kennzeichnet werden und sich unterscheiden. Der 
Eintheilungsgrund ist der verschiedene wirth- 
schaftliche Grund und Ursprung der Einkünfte, 
und das ist zum Schlüsse die verschiedene Natur 
dessen, was der Staat für die einzelnen an ihn 
geleisteten Zahlungen, für seine Finanzeinkünfte, 
verschafft und bietet; dass es nicht nur möglich, 
sondern auch unerlässlich ist, in der Finanz- 
wissenschaft das wirthschaftliche Moment als 
ersten und wichtigsten Theilimgsgrund zu 
nehmen, erhellt daraus, dass es sich eben um 
die Wirthschaft des Staates und der Gemeinden 
handelt. 

Was der Staat und andere Gemeinden be- 
schaffen und bieten, besteht: 

L Entweder in wirthschaftlichen Werthen, 
Nutzungen, Leistungen, materiellen Gütern, die 
der Staat verschafft, und zwar durch eine Thätig- 
keit, die die Natur wirthschaftlicher Erzeugung 
hat, imd die sich überhaupt auf jenes Produc- 
tionscapital stützt, welches Domanium (das ist: 
Finanzdomanium) genannt wird ; davon der Name 
der Domanial- oder Productionseinkünfte (die in 
dieser Kategorie angeführten Unterschiede gehen 
daraus hervor, wie der Staat die Raison d'etre 
und den Zweck seiner verschiedenen Thätig- 
keiten auffasst, welche ökonomisch-politische Be- 
deutung er ihnen zurechnet, und mit welchen 
Gewinnintentionen er arbeitet). 

IL Oder in Thätigkeiten und Einrichtungen, 
die keine wirthschaftlich productive Natur haben 
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und deshalb unmittelbar keine wirthschaftlichen 
Güter schaffen, aber eine allgemeine Bedingung 
des ausserwirthschaftlichen und auch wirth- 
schaftlichen Wohlstandes der Bürger sind : Recht 
und Friede, sittliche, intellectuelle imd ästhetische 
Cultur, Gesundheitspflege u. s. w. Die der ge- 
nannten Thätigkeit gewidmeten Institutionen 
werden, wenn keine andere Bedeckung da ist, 
aus den Steuereinnahmen erhalten, und stützen 
sich auf das Capital, welches wir „öffentliches 
Domanium** genannt haben, und welches ebenso 
durch die Finanzeinnahmen beschafft und er- 
neuert wird. (Unterschiede* in dieser Steuerkate- 
gorie der öffentlichen Einkünfte verursacht das 
verschiedene Mass, in dem die Bürger die be- 
sagten Institutionen benützen, und wegen dieses 
verschiedenen Masses pflegt die Sache so ein- 
gerichtet zu sein, dass ausser den allgemeinen 
Abgaben (Steuern) ein besonderes Abgabenpräci- 
puum (Gebühren und Beiträge) von denjenigen 
gefordert wird, denen diese Institutionen speciell 
dienen). 

Der Haupteintheilungsgrund der öffentlichen 
Einkünfte liegt also nicht in dem Umstände, ob 
der Staat die Höhe seiner Einkünfte, d. h. der 
Zahlungen der Bürger, ganz selbstständig be- 
stimmt oder nicht. Aus dem Angeführten geht 
hervor, dass es Einkünfte sind, die die verschie- 
densten wirthschaftlich - finanziellen Qualifica- 
tionen haben, welche der Staat also bestimmt 
(Steuern, Gebühren, aber auch Postporto, Eisen- 
bahntarife u. s. w.). 
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Ein geeigneter Haupteintheilungsgrund ist 
auch in dem Umstände nicht gelegen, ob die 
Zahlungen obligate oder gezwungene sind oder 
nicht; gezwungene, d. h. ohne Ausnahme von 
jedem eingehobene sind nur einzelne Steuer- 
gattungen (directe Steuern), freiwillig ist zum 
Schlüsse manche Verzehrungssteuer nicht 
weniger, als die Einnahme, die der Staat aus 
dem Verkaufe seiner Ackerproducte, aus der Post, 
der Eisenbahn u. s. w. hat. 

Endlich sind auch weder die Regelmässig- 
keit oder Unregelmässigkeit, noch die Dauer- 
haftigkeit oder Undauerhaftigkeit, noch die Perio- 
dicität oder Nichtperiodicität, kurz das, was man 
mit unbestimmtem imd schwankendem Ausdrucke 
als „Ordentlichkeit** oder „Ausserordentlichkeit** 
der öffentlichen Einkünfte bezeichnet, solche 
Theilungsgründe, welchen in der Finanzwissen- 
schaft die erste Stelle gebühren würde; die ge- 
nannten Eigenschaften der öffentlichen Einkünfte 
haben in der Praxis und besonders für die 
Finanzverwaltung, die das Budget zusammen- 
stellt, eine unbestreitbare Wichtigkeit, aber der 
die öffentliche Wirthschaft erfassenden Theorie 
obliegt es, zuerst auf die innere wirthschaftliche 
Natur der Finanzeinnahmen und nicht auf secun- 
däre Merkmale, wie z. B. das zeitliche Vorkom- 
men oder die verlässliche Voraussehbarkeit der 
Einnahmen Rücksicht zu nehmen. Die hier auf- 
gestellten begrifflichen Kategorien der Finanz- 
einnahmen sind historische (factische), inducirt 
aus den jetzigen und vergangenen Verhältnissen, 
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und keineswegs absolute und logische, d. h. 
keineswegs solche, dass sie mit unbedingter Noth- 
wendigkeit aus dem Begriff „Staat" hervorgehen 
würden, und eo ipso mit der wie imd wo immer 
gegebenen oder vorgestellten Existenz des Staates 
gegeben wären. Es ist kein Zweifel, dass man 
sich einen Staat oder eine andere Gemeinde vor- 
stellen kann, die keinen Kreuzer Productionsein- 
künfte haben und ausschliesslich auf das Steuer- 
einkommen angewiesen sind (mitunter das Ideal 
ultraliberaler Finanzpolitik). In gleicher Weise 
ist es mit Rücksicht auf die historische Entwick- 
lung leicht, sich eine Gemeinde vorzustellen, die 
kein Steuereinkommen hat und finanziell blos 
von einem grossen Domanium lebt, und ebenso 
lässt sich ein Staat denken, der eigentlich weder 
Steuer noch Domanialeinnahmen hat, nämlich 
ein communistischer Staat, der sämmtliche Pro- 
duction in der Hand hat und umgekehrt selbst 
aus den Erträgnissen den Bürgern Antheile zu- 
weist. 

Aber auch wenn wir an einem bestimmten 
Orte und zur bestimmten Zeit — wie z. B. in 
den modernen Staaten — beide grosse Kategorien 
der Finanzeinkünfte (Erwerbs- und Steuerein- 
künfte) und alle ihre Unterschiede vorfinden, ist 
die Zugehörigkeit einer concreten Einnahme zu 
dieser oder jener Kategorie nicht absolut, son- 
dern relativ, abhängig von der politischen Ent- 
wicklung, von der Auffassung der Gemeinden und 
deren Zwecken; so wie alle politischen Anschau- 
ungen in den Strömungen der Zeit liegen und 
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veränderlich sind (siehe z. B. die socialpolitische 
Anschauimg, die nach der liberalen hervortrat), 
so verschiebt und ändert sich auch der Umfang 
und Inhalt dieser einzelnen Kategorien und Arten. 
Die Strassengebühren (Mauthen) und Münzgebüh- 
ren (Schlagschatz) z. B. waren seinerzeit so gross, 
dass die den Gemeinden daraus zufliessenden 
Einnahmen Steuercharakter hatten ; dann wurden 
sie immer kleiner und kleiner, sich in Einnahmen 
von Productionscharakter verwandelnd (die dritte 
oben angeführte Classe), und jetzt verschwinden 
sie grossentheils ganz, so dass das Capital, auf 
das sie sich gründeten, die Natur des Finanzdoma- 
niums verliert und die des öffentlichen Doma- 
niums annimmt. Aehnlich wird überhaupt bei 
vielen Domanialeinkünften der finanzielle Ge- 
sichtspunkt mehr und mehr durch Verwaltungs- 
rücksichten (durch die Volkswirthschaftspolitik, 
Socialpolitik) zurückgedrängt, imd Einnahmen 
aus der ersten (eventuell vierten) Classe treten 
in die zweite (eventuell dritte) Classe zurück. Es 
ist also unmöglich, mit absoluter Giltigkeit zu 
behaupten, dass Einnahmen der oder jener Art 
immer und überall zu der imd jener Kategorie 
und Classe gehören und gehören werden, son- 
dern es lässt sich dies nur für eine bestimmte 
Zeit und einen bestimmten Ort feststellen und 
darnach ein Schema zusammenstellen, dessen 
Geltung indess alltäglich gestört werden kann. 

Den Domanial- imd Steuereinkünften gegen- 
über stehen endlich die abgeleiteten Einkünfte 
(siehe § 4) als eine besondere selbstständige Art 
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der öffenüichen Einkünfte, welche, wie es bisher 
zu geschehen pflegt, sich nur gewaltsam unter 
die Erwerbs- oder unter die Steuereinkünfte ein- 
reihen lässt. Dies geht aus der wirthschaftlichen 
Natur der Sache hervor, welche in öffentlichen 
und privaten Wirthschaften im Wesentlichen die 
gleiche ist und in der Finanztheorie das ent- 
scheidende Wort hat. 



§ 7. Die Classification der Finanz-Einnahmen 
in der Finanzliteratnr, 

üebersicht. Die Classification von Leroy- 
Beaulieu und Parieu; Cossa, Kicca-Saler- 
no, Boccardo, Alessio und Zorli; Adolf 
Wagner, L. v. Stein und Umpfenbach. Kriti- 
scher Ueberblick; die Classification Sax'. Die eng- 
lischen Schriftsteller; Sidgwick. Pfeiffer und 
Koscher. Detaillirte Elaxlegung der Classification 
Bezobrazov*s; Chodsk^, Janful,Lebed6v, 
Biliüski, Scheel und Schall. 

Die Eintheilung der Finanzeinkünfte in ordent- 
liche und ausserordentliche, welche einige Schrift- 
steller an den ersten Platz stellen. 

So weit es sich um die Classification — und 
das bedeutet die klare und consequente Erfassung 
des Begriffes — der Finanzeinkünfte handelt, 
herrscht bisher in der Finanzliteratur nur Streit, 
ja sogar Verwirrung. Die Classificationsversuche 
bedeutenderer Finanzschriftsteller, welche wir 
dem Leser jetzt vorführen wollen, werden nicht 
nur die Wahrheit dieser Worte darthim, sondern 
auch einen neuen Beweis davon geben, wie oft 
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die Wissenschaft — hier in Folge von vorge^ 
fasster Meinung, dort in Folge yon Vorliebe für 
ausgetretene Pfade und traditionelle Begriffe oder 
nur für Worte — von der Wahrheit entfernt 
bleibt. 

Leroy-Beaulieu (Trait6 de la science 
des finances), welcher unter den modernen fran- 
zösischen Finanzschriftstellem eine hervor- 
ragende Stelle einninunt, reiht unter die Doma- 
nialeinkünfte nur diejenigen ein, welche aus den, 
durch den Staat im Systeme der freien Concur- 
renz, d. h. derart, dass es den Privaten erlaubt 
ist, sich mit diesen Productionen zu befassen, 
ausgeübten Productionen stammen; zu den 
Steuereinkünften zählt er die Einkünfte aus allen 
Productionen, welche der Staat monopohsirt hat, 
sei es, dass er sie in eigener oder vermietheter 
Regie hält. Leroy-Beaulieu macht zwischen 
Steuern und Gebühren keinen Unterschied. 

Esquirou de Parieu (Trait6 des impöts, 
1862—1864) steht auf demselben Standpunkte 
wie Leroy-Beaulieu (vgl. Bd. III und IV). 
^ Luigi Cossa (Primi elementi di scienza 
delle finanze, 1876) imterscheidet unmittelbare 
und mittelbare Quellen der Staatseinkünfte, und 
zählt zu den ersteren das Capitalvermögen des 
Staates (demanio fiscale), zu den letzteren das 
Vermögen der Bürger; auf dieser Unterscheidimg 
basirt dann der Unterschied zwischen Steuer- und 
Domanialeinkünften. Für Domanialeinkünfte hält 
aber Cossa nur diejenigen, welche Leroy- 
Beaulieu anerkennt, und führt darum unter 

Eaizl, Finanzwissenschaft, fibers.: v. Körner. 9 
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den Gebühren (tassa), welche er von den Steuern 
trennt, die Abgaben für die Post, Eisenbahn, 
Telegraphie, das Münzwesen u. s. w. an. In der 
Schrift Scienza delle finanze (Manuali Barbfera, 
1888) hat G. Ricca-Salerno absolut den- 
selben Classificationsstandpunkt eingenommen 
wie L. Cossa. 

Gerolamo Boccardo (I principii della 
scienza e dell'arte delle finanze, 1884) unter- 
scheidet zwar ebenso wie Cossa unmittelbare 
und mittelbare Einkünfte (rendita immediata und 
rendita mediata), und wenn er von den Domanial- 
einkünften handelt, thut er so, als ob er zu ihnen 
beinahe alles das rechnen würde, was wir zu 
ihnen in dem vorhergehenden Paragraphe rech- 
nen (Absatz VI); wenn er sich aber später (Ab- 
satz XXX) mit den Gebühren befasst, welche er 
ausser den Steuern (imposta) zu dem Steuerein- 
kommen (tributo) zählt, so bezieht er hier zu den 
Gebühreneinkünften auch alle Entlohnungen für 
besondere öffentliche Verrichtungen ein, welche 
den Bürgern auf ihr Ansuchen von der Staats- 
verwaltung zukommen (retribuzione di servigi 
publici particolari, che i privati ricevono dal- 
r Amministrazione sopra loro domanda) und da 
kommen vor : Abgaben für Post, Telegraphen und 
Eisenbahnen, ja auch die Lotterieeinkünfte. 

Alberto Zorli zählt in seinem durch den 
historischen Ausbhck sehr bemerkenswerthen 
Aufsatze „Sistemi finanziari** 1885, zu den Doma- 
nialeinkünften die Einkünfte von den Eisen- 
bahnen, Telegraphen u. s. w., aber auch den Theil 
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der Einkünfte aus den Finanzmonopolen, welcher 
nicht den Gewinn übersteigt, der sich mit diesen 
Betrieben bei der gewöhnlichen privatwirthschaft- 
lichen Concurrenz erreichen liesse. Den zweiten 
Theil, der dieses Mass übersteigt, rechnet er 
unter die Steuern und formulirt die Sache sehr 
geistreich, indem er sagt: jener erste Theil der 
Einkünfte ist eine Einnahme aus dem Domanium 
(Capital), welches in den monopolistischen Be- 
trieben steckt, wogegen der zweite Theil eine Ein- 
nahme aus dem Monopol für sich ist (redditi delle 
privative stesse). Allerdings ist die Frage, wie 
in concreto die Linie aufgefunden wird (jenes 
Einkommenspercent), welche das ganze Einkom- 
men in die besagten zwei Hälften trennt? 

GiulioAlessio (Saggio del sistema tribu- 
tario in Italia, vol. II; Le imposte indirette e le 
lasse, 1887) hat wieder eine bedeutend ver- 
schiedene Ansicht. Die Lotterie hält er für ein 
Domanialimtemehmen und die aus demselben 
fliessenden Einnahmen für Domanialeinkommen 
(S. 647), und ebenso beurtheilt er die Eisen- 
bahnen (S. 755) ; dagegen hält ler die Abgaben von 
der Post und Telegraphie für wirkliche Gebühren 
und polemisirt diesbezüglich gegen die unten 
wiedergegebenen Ansichten S c h a 1 Ts und 
Scheel's. 

Ad. Wagner (Finanzwissenschaft, I, 1877), 
welcher einer der ersten deutschen Finanzschrift- 
steller ist, lässt ganz entschieden nur zwei Arten 
der (ordentlichen) Finanzeinkünfte zu („zwei — 
aber auch nur zwei Hauptarten", S. 295). 



9* 
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1. Privatwirthschaftliche Einnahmen (Privat- 
erwerb), das sind diejenigen, welche der Staat 
als Individualwirthschafter aus den Unternehmen 
in freier Concurrenz durchaus nach den all- 
gemeinen Grundsätzen des privatwirthschaft- 
lichen Systems erwirbt (S. 296). 

2. Staatswirthschaftliche Einnahmen oder 
Steuern, welche von dem Einkommen aller 
übrigen Wirthschafter stammen, und welche dem 
Staate nach der gesetzlichen Anordnimg zur Dis- 
position gestellt werden. 

Von der Strenge, ja direct von der Giltigkeit 
dieser Meinung lässt Wagner alsbald in der 
detaillirten Erörterung ab (S. 308), indem er sagt, 
dass „streng genommen** zu den privatwirth- 
schaftlichen Einnahmen nur diejenigen gehören 
würden, welche aus der Verwendung von wer- 
bendem Staatseigenthume (dem Productionscapi- 
tale des Staates) und aus dem Staatsgewerbe- 
betrieb stammen, insof eme sie ider Staat durchaus 
unter den Bedingungen des privatwirthschaft- 
lichen Systeines der Concurrenz erwirbt; daher 
dürfte der Staat keine Rechtsvortheile haben, und 
es müsste einzig und auch vollständig das 
finanzielle Interesse und das Streben nach der 
höchsten Rentabilität entscheiden. „Aber in Wirk- 
lichkeit,** sagt Wagner, „gibt es weniger Ein- 
nahmen als man denkt, die allen diesen Bedin- 
gungen entsprechen. Bei manchen Einnahmen, 
welche gewöhnlich privatwirthschaftliche genannt 
werden, wie bei den Einnahmen aus Staats- 
forsten, aus Eisenbahnen imd vollends aus den 
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Canälen des Staates herrscht derzeit grössten- 
theils — und das mit Recht — nicht ausschliess- 
lich der fiscalische Standpunkt vor. Einnahmen 
dieser Art sind daher immerhin anders aufzu- 
fassen als die rein privatwirthschaftlichen Ein- 
nahmen. Sie können mit letzteren gleichwohl in 
eine Gruppe zusammengefasst werden, weil die 
Erzielung der Einnahme in beiden Fällen ein 
sehr hervorragender Zweck mit ist. Demnach kann 
man auch in der Theorie nicht ein für allemal kurz- 
weg sagen : diese und jene Einnahmen sind privat- 
wirthschaftliche, sondern man kann immer nur 
angeben, Welche Einnahmen unter gegebenen Ver- 
hältnissen als reine oder überwiegend, oder als 
doch zugleich wesentlich mit privatwirthschaft- 
liche zu behandeln sind.** In Anbetracht dieser 
Erklärung fragt man allerdings unwillkürlich, 
woher und auf welcher Grimdlage die „Theorie** 
zu jenen zwei ausschliesslich zugelassenen Kate- 
gorien des Finanzeinkommens gelangt? 

Dieser sehr überraschende Abfall von der 
entschiedenen Classificationsbehauptung auf 
S. 296 bildet den Uebergang zur Aufzählung auf 
S. 310, wo Wagner zu den privatwirthschaft- 
lichen Einnahmen — wie er sagt — „noch** zählt : 
1. Einnahmen aus den Feldgütem; 2. Einnahmen 
aus den Staatswäldem; 3. Einnahmen aus den 
Staatsberg- und Hüttenwerken, Salinenbetrieb, In- 
dustrieunternehmen und Wohngebäuden; 4. Ein- 
nahmen aus den Handels-, Geld- imd Bank- 
geschäften, sowie aus werbendem beweglichem 
Vermögen überhaupt, und 5. Einnahmen aus den 
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Eisenbahnen, Canälen und Schifffahrtsdiensten, 
welche dem Staate gehören oder für seine Rech- 
nung ausgeführt werden. Die Erklärung der Ur- 
sachen, in Folge welcher diese Einnahmen gegen- 
wärtig noch als privatwirthschaftlich angesehen 
werden können (als — rein oder über- 
wiegend oder doch zugleich mit — privat- 
wirthschaf tliche) behält Wagner späteren 
Stellen vor. 

„Manche andere Einnahmen sind einigen von 
den eben angeführten nahe verwandt, und 
wurden bisweilen ebenfalls zu den privatwirth- 
schaftlichen gereiht: so die Einnahmen aus den 
Staatsstrassen (Wegegeld), Telegraphen, Post, 
Münzprägung für Rechnimg Privater, Staats- 
schulen aller Art (Schulgeld), Staatslotterien** 
(S. 311). Jedoch zählt sie Wagner zu den 
Steuereinnahmen und grösstentheils zu den Ge- 
bühren, und zwar deshalb, weil nach seinem Ur- 
theile bei ihnen der privatwirthschaftliche Stand* 
punkt nicht entscheidend oder vorherrschend sein 
soll, da er manchmal ganz zurücktreten muss 
oder keine nothwendig entscheidende Bedeutung 
hat. Wagner zählt daher zu den Steuereinnah- 
men die Einnahmen aus der Münzprägung, aus 
Strassen (nicht aber Eisenbahnen, Flüssen und 
Canälen), aus der Post, Telegraphie, imd fügt 
zu diesen die Einnahmen aus heimfälligen Gütern 
hinzu (II, 1888, S. 133); allerdings muss sich 
dann — und wieder nicht zum Vortheil der Con- 
Sequenz — der Begriff der Gebühren nothwen.» 
digerweise sehr in die Breite ziehen. 
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L. V. Stein (Lehrbuch der Finanzwissen- 
schaft, 1876, 3. Theil), welcher mit Hege Tscher 
Dialektik mitunter der Geschichte Gewalt anthut 
und in den Einzelheiten etwas unverlässlich, ver- 
gesslich und inconsequent zu sein pflegt, dafür 
aber doch durch nicht selten grossartige imd 
geistreiche Conception der Wissenschaft zu man- 
chem Fortschritt verholfen hat, theilt die Finanz- 
einnahmen (abstrahirend von den aus dem 
Credit geschöpften Einnahmen) in solche, 
welche aus dem wirthschaftlichen Staatseinkom- 
men stammen, und in Einnahmen, welche aus 
dem wirthschaftlichen Einkommen der Bürger 
hervorgehen, und das sind die Steuern. Unter 
wirthschaftlichem Staatseinkommen versteht 
Stein alle Einnahmen, welche der wirthschaft- 
lichen Thätigkeit des Staates entspringen, imd 
deren gibt es drei Gruppen: 

1. Einnahmen aus dem, was Stein „Staats- 
gut** nennt, und das sind nicht alle Einnahmen 
aus dem Finanzdomanium in imserem Sinne des 
Wortes, sondern nur beiläufig die im § 6 unter 
Zahl 1 und 2 angeführten Kategorien; dann 2. 
Regaleinnahmen, „welche der Staat von den ein- 
zelnen Bürgern für solche Leistungen erwirbt, 
welche nach ihrer Natur nur durch die Macht 
des Staates im allgemeinen Interesse durch- 
geführt werden können**. 3. Gebühren, das sind 
Einnahmen, „welche der Staat für die im Inter- 
esse des Einzelnen gemachten Leistungen er- 
wirbt**. Bei allen diesen drei Einnahmen möge 
sich der Staat dessen bewusst sein, dass es sich 
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höchstens nur um Erträgnisse handeln darf, 
„wie sie die volkswirthschaftlichen Gesetze zu- 
lassen** (nämlich das System der freien Concur- 
lenz), und dass es nur so weit zulässig ist, über 
diese Höhe hinaus die Erwerbung wirthschaft- 
licher Reinerträgnisse anzustreben, als nicht 
höhere Aufgaben der Verwaltung dies verwehren 
(siehe unseren § 2 und § 6); bei dieser: Auf- 
fassung >,findet die ganze Lehre von diesen Ein- 
nahmen fernerhin ihren Schwerpunkt in der 
Lehre von der inneren Verwaltung, und nicht 
wie früher in den Finanzen**, 

Zu den Einnahmen aus dem „Staatsgute** 
zählt S t e i n die Einnahmen aus dem Ackerbau-, 
Forst-, Bergbau-, Industriedomanium, aus der 
Jagd und eventuell aus Lehensabgaben, Unter- 
thänigkeitsgiebigkeiten, aber auch aus den Cadu- 
citäten und Strafen. Regal sind für ihn Institu- 
tionen, welche vor Allem für die öffentliche Ver- 
waltung erforderlich sind, welche aber gleichzeitig 
ein Erträgniss abwerfen oder mit anderen Worten, 
„die wirthschaftliche Unternehmung, deren Exi- 
stenz und gesicherte Ordnung die absolute und 
allgemeine Bedingung des wirthschaftlichen 
Wohlstandes des Volkes ist, und welche daher, 
was Gründung und Betrieb anbelangt, nicht 
dem Zufalle oder der Willkür der Einzelnen 
überlassen werden kann**. Darum nennt Stein 
die Regalien „wirthschaftliche Hoheitsrechte**, 
indem er sich an die alte staatswissenschaftliche 
Terminologie hält. Zu den Regalien zählt er sodann 
Post, Eisenbahn, Telegraph, Münzwesen, Papier- 
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geld und Lotterie. Der Begriff der Gebühren ist 
für ihn weiter als für uns, weil er unter diesem 
Begriff, und zwar angesichts der aufgestellten 
Classe der Regalien mit offenbarer Inconsequenz, 
auch die Einnahmen aus den Land- und Wasser- 
strassen, Häfen, Wagen etc. zusammenfasst. 

K. Umpfenbach (Lehrbuch der Finanz- 
wissenschaft, 2. Ausgabe, 1887) hält dafür, 
dass allein die wirthschaftliche Leistimgskraft der 
Bürger die organische Quelle des öffentlichen 
Einkommens ist, weil die Aufgabe des Staates 
nur darin hegt, der Vermittler zwischen einem 
Theile der Bedürfnisse und der Leistungskraft 
der Bürger zu sein (S. 81). Das schliesst aller- 
dings nicht aus, dass der Staat auch andere Ein- 
kommensquellen hat, welche von dem Privat- 
besitze der Bürger unabhängig sind; diese sind 
aber hienach nur culturell zulässig und mecha- 
nisch, keineswegs unerlässlich und bewirken eine 
Erleichterung an den organischen Quellen. Ohne 
Rücksicht auf diese geistreiche und vom 
historisch-politischen Standpunkte ohne Wider- 
spruch sehr zutreffende Terminologie steht Um- 
pfenbach mit seiner Classification auf dem 
älteren Boden, denn in die Gruppe der mecha- 
nischen Einkünfte rechnet er nicht nur die rein 
privatwirthschafthchen Einkünfte, sondern auch 
die Regalien (Fiscalvorrechte, S. 355, unter ihnen 
z. B, die Caducitäten, die Einnahmen aus dem 
Tabak- und Sal?monopol, aus der Lotterie und so 
weiter); zu den organischen Einnahmen zählt er 
dagegen neb^i den Steuern die Gebühren in einem 
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noch etwas weiteren Sinne des Wortes, als wir 
sie bei Wagner finden; denn die Einnahmen 
aus der Post, dem Telegraphen, den Eisenbahnen 
IL A. rechnet er seinerseits nicht zu den Regal-, 
sondern zu den Gebühreneinnahmen. 

Wenn wir die eben angeführten Lehr- 
meinungen kritisch betrachten, müssen wir an 
Wagner etwas Inconsequenz *^) und mit 
ihr verbundene Willkür ausstellen, welche sich 
manifestirt in dem Widerspruche zwischen der 
Definition der „privatwirthschaftlichen" Ein- 
nahmen und der Umfangsbestimmimg (Division) 
dieses Begriffes, und sodann in der Zerreissung 
jener Einnahmen, die wir domaniale nennen, und 
in ihrer Einreihung hier unter die „privatwirth- 
schaftlichen**, dort unter die Gebühren. Trägt 
nicht vielleicht das bis jetzt beliebte Wort: 
„privatwirthschaftliche** (Einnahme), an dem man 
so fest hängt, und die verlockende Gegenüber- 
stellung des Wortes : „staatswirthschaftliche" 
(oder öffentlichwirthschaftliche oder gemein- 
wirthschaftliche) an diesen grossen Classifi- 
cationssünden die Schuld? 

Durch unsere Classification — nebenbei ge- 
sagt — verfallen wir nirgends in den unhistori- 
schen Radicalismus, vor welchem Wagner 
warnt, weil wir die bestehenden Finanzeinnah- 
men nach sachlichen, wirthschaftlichen Merk- 
malen ohne irgendwelche politische Hintergedan-^ 
ken eintheilen. 



*5) So thut mit specieller Rücksichtnahme auf 
die Staatseisenbahnen auch Sax, a. a. 0., S. 484. 
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Leroy-Beaulieu vermeidet die In- 
consequenz Wagner's insoferne, als er die 
privatwirthschaftlichen Einnahmen (in miserem 
in § 6 auseinandergesetzten Sinne des Wortes) 
streng imterscheidet mid den Umfang des Be- 
griffes nicht wie W a g n e r so festsetzt, dass sich 
dieser Umfang mit dem früher angegebenen In- 
halte nicht deckt; er fehlt aber darin, dass er 
jedes Erwerbseinkommen, welches nicht in dem 
oben angegebenen rechten Sinne des Wortes ein 
privatwirthschaftliches ist, durchwegs als Steuer- 
einkommen erklärt (nach § 6 gehört hiezu nur 
Kategorie 4), und dass er dann in dieser umfang- 
reichen Gruppe nicht die sachliche Untertheilung 
der Steuern und Gebühren versucht. 

C o s s a stimmt im Wesentlichen mit Leroy- 
Beaulieu überein, nur dass er sich von der 
letzterwähnten Oberflächlichkeit fernhält, indem 
er Steuern imd Gebühren unterscheidet; dem Be- 
griffe „Gebühren** gibt er allerdings einen allzu 
grossen Umfang, indem er zu denselben auch 
die Einnahmen aus Post, Telegraph, Münzwesen 
und ähnliche rechnet. 

Stein hat den Standpimkt des Staates 
gegenüber seinen Productionsbetrieben meister- 
haft gekennzeichnet (siehe § 2, wo wir uns aus- 
drücklich auf ihn beriefen), aber wir machen ihm 
zum Vorwurfe, dass er die Gebühren unter die 
wirthschaftlichen Einkünfte rechnet, als ob die 
Specialität des Entgeltes allein über die finanz- 
wissenschaftliche Natur und Qualification des 
correspondirenden Einkommens entscheiden 
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könnte; wirthschaftlich sind am Ende die Ge- 
bühren so gut wie die Steuern, in dem Sinne 
nämlich, dass — sowohl durch diese, als durch 
jene — wirthschaftliche Güter für die Auslagen 
der Verwaltungsthätigkeit beschafft werden, dass 
die einen und anderen wirthschaftliche Aequi- 
valente sind, welche dem Staat für seine Func- 
tionen und Dienste gegeben werden; worin der 
ausschlaggebende Unterschied beruht, ist im vor- 
hergehenden Paragraphen gesagt worden. 

Wir machen Stein weiters zum Vorwurfe, 
dass er den abgestorbenen Terminus „Regal" gal- 
vanisirt, welcher derzeit nur historische Bedeu- 
tung hat; übrigens wäre vielleicht an dem Worte 
— obschon es zu Irrthümem führt, und das umso- 
mehr, als Stein dessen Bedeutimg sich will- 
kürlich zurecht gelegt hat — nichts gelegen, wenn 
S t e i n in der Sache selbst consequent geblieben 
wäre; warum er aber zu den Regalien die Post, 
den Telegraphen, die Eisenbahn zählt, die 
Strassen, Canäle, Häfen aber ausschliesst, ist in 
Anbetracht der gleichen wirthschaftlichen und 
hie und da auch rechtlichen Natur der aus allen 
diesen Betrieben fliessenden Einkünfte unbe- 
greiflich. Dass Umpfenbach's Eintheilung 
in keiner Weise befriedigt, geht aus dem Ge- 
sagten hervor, und wird nach der Analyse des 
Regals (§ 8) noch offenkundiger werden. 

Interessant ist der Classificationsversuch 
Sax' (Theoretische Staatswissenschaft), von 
dessen Unterscheidung zwischen ursprünglichem 
und abgeleitetem öffentlichen Einkommen bereits 
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Erwähnung geschah. Sax gründet die Classifi- 
cation darauf, in welchem Masse die verschie- 
denen öffentlichen (coUectiven) Institutionen und 
die durch sie beschafften Vortheile dem speciellen 
Bedürfnisse der persönlichen Wirthschafter 
dienen oder nicht, und unterscheidet hier im 
Wesentlichen zwei Fälle: 

1. Einrichtungen, deren Thätigkeit dem 
reinen CoUectiv- (daher keineswegs dem spe- 
ciellen Individual-) Bedürfnisse aller der in der 
CoUectivwirthschaft enthaltenen Wirthschaften zu 
Gute kommt, so dass ein grösseres oder gerin- 
geres Mass des aus dieser Thätigkeit den Indi- 
vidualwirthschaften zufliessenden Nutzens nicht 
vorliegt oder nicht ermittelt werden kann. Hier 
spricht Sax von universaler CoUectivthätigkeit 
und von öffentlichen Thätigkeiten, welche nach 
dem Principe des reinen CoUectivbedürfnisses 
verrichtet werden; diese Einrichtungen werden 
— insolange es keine andere Bedeckung dafür 
gibt — durch Güter (Entgelte) erhalten, die man 
unter dem Namen Steuer den Privatwirthschaf- 
ten abnimmt. 

2. Einrichtungen, deren Bestand und Func- 
tion allerdings zu allgemeinem Vortheile gereicht, 
aus denen aber den einzelnen persönlichen Wirth- 
schaftem so verschiedene specielle Vortheile er- 
wachsen, dass man von particularen CoUectiv- 
thätigkeiten sprechen kann. Von solchen Einrich- 
tungen sagt der Autor, dass sie entweder nach 
dem Finanzprincipe der öffentlichen Unterneh- 
mung verwaltet werden, dem die unter dem 
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Namen Taxpreise bezeichneten Einnahmen ent- 
sprechen, oder nach aem Finanzprincipe der 
öffentlichen Anstalt, welchem die als Gebühren 
bezeichneten Einnahmen entsprechen. 

Auf Gnmd der Ausführungen S a x' lässt sich 
also folgendes Schema der Finanzeinkünfte auf- 
stellen : 

I. Steuern. 

II. a) Taxpreise. 

b) Gebühren. Hiezu kommen dann noch 

III. Privatwirthschaftliche Einnahmen, bei 
deren Erlangung der Staat auf dem allgemeinen 
Boden des privatwirthschaftlichen Systemes steht, 
S. 368 (siehe § 4, Anm. 35). 

Die Hauptmängel dieser Classification rühren 
daher, dass sich Sax in seiner Schrift 
über die Verkehrsmittel den Begriff der öffent- 
lichen Unternehmung construirt hat, der ur- 
sprünglich und seiner Natur nach eine Verwal- 
tungskategorie und keine Finanzkategorie ist, 
und dass er sich dieses Begriffes bei den 
Finanzen um keinen Preis begeben mag, obschon 
hier keine Merkmale vorhanden sind, welche 
die selbstständige und separate Existenz und 
Giltigkeit dieses Begriffes begründen. Sax 
stellt nämlich neben den Steuereinkünften und 
den rein privatwirthschaftlichen Einkünften die 
weiteren Kategorien IIa) und b) auf; IIa) aber 
gehört ganz und gar zum Productionseinkommen, 
denn Sax' „öffentliche Unternehmung" ist hier 
in der Finanzwissenschaft nichts anderes, als der 
vom Staate monopolisirte Productionsbetrieb, 
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aus welchem der Staat Einkünfte, „Gebühren", 
bezieht, so wie der auf möglichst hohen 
Gewinn bedachte Privatwirthschafter sie beziehen 
würde; der Betrieb ist in der Hand des 
Staates monopolisirt, und zwar aus Rücksichten 
der Verwaltung; es handelt sich hier also um 
nichts anderes, als um Betriebe, welche oben 
z. B. unter 3a) angeführt sind; IIb) gehört zum 
Theile zu dem Productionseinkommen , soweit 
Sax hier die monopolistischen Betriebe im 
Sinne hat, bei denen aus Verwaltungsrücksichten 
der finanzielle Erwerb mit der Deckung der Prö- 
ductionskosten sich begnügt; das ist die Kate- 
gorie, die wir oben auf S. 114 imter 3 b) an- 
geführt haben; zum anderen imd offenbar 
grössten Theile aber handelt es sich bei IIb) 
um Gebühren in unserem Sinne des Wortes, d. i. 
um steuerartige Einkünfte. 

Wir classificiren nach dem wirthschaftlichen 
Ursprünge und Titulus der Finanzeinnahmen, 
und deswegen sind Sax' Kategorien IIa) und 
IIb) für uns nichts Selbstständiges, sondern er- 
scheinen zum Theil unter den Productions-, zum 
Theil unter den Steuereinkünften. 

Sax classificirt nach Gesichtspunkten der 
Verwaltung, welche auf die verschiedene Bestim- 
mung der Höhe der überaus mannigfaltigen Ein- 
künfte (auch der Steuern — siehe unten den 
socialpolitischen Standpunkt W a g n e r's) Ein- 
fluss haben xmd haben können, und reiht nur 
nach diesem Gesichtspunkte Einkünfte in ver- 
schiedene Classen ein, welche ihrer ökonomi- 
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sehen Natur nach vollkommen gleich sind, wo- 
gegen er wieder verschiedene Einkünfte zu- 
sammenwirft, welche ihrer ökonomischen Natur 
nach verschieden sind ; so werden die Productions- 
einkünfte in Gebühren und Taxen zerrissen (II a, 
IIb, aber auch III) und auf der anderen Seite 
unsere Gebühren und ein Theil der Productionsein- 
künfte unter II b zusammengeworfen u. s. w. Also 
geschieht es, dass vor Allem die Grenze zwischen 
Gruppe II und III sehr schwach fundirt ist; 
sagt doch Sax selbst einige Male (S. 413 und 
483), dass Verwaltungsgesichtspunkte — seien 
sie an sich auch höchst wichtig r— - das ökono- 
mische Wesen der öffentlichen Erwerbsthätigkeit 
nicht zu ändern vermögen, und namentlich nicht 
das der privatwirthschaftlichen Thätigkeit, aus 
welcher die dritte Gruppe der Einnahmen fliesst. 
Erfolgt aber die Monopolisirung einiger Er- 
werbszweige nicht wirklich nur aus Gesichts- 
punkten der Verwaltung, und zwar eben jener 
Unternehmungen, welche Sax als öffentliche 
Unternehmungen erklärt, und für welche er die 
Regel aufstellt (S. 450): Die Preise sind auf die- 
jenige Höhe zu stellen, welche bei privatwirth- 
schaftlicher Güterversorgung von günstigster Ge- 
staltung platzgreifen würde? 

Umsomehr erscheint jene Monopolisirung als 
einziger Eintheilungsgrund, welche die vielen vom 
Staate verwalteten „öffentlichen Unternehmun- 
gen** von den vielen staatlichen „privatwirthschaft- 
lichen Unternehmungen** trennt. Deswegen ist so- 
dann die Polemik Sax' (S. 483), welcher sonst 
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im Angriffe und in der Vertheidigung so schneidig 
zu sein versteht, gegenüber Scheel wenig 
wirksam. 

Ein weiterer Mangel liegt in der über- 
mässigen Unklarheit der Grenze zwischen den 
Taxpreisen II a imd den Gebühren II b, respective 
zwischen „öffentlichen Unternehmungen** imd 
„öffentlichen Anstalten**, einer Unklarheit, die 
sich am besten demjenigen offenbart, welcher 
concrete Finanzeinkünfte nach den bezeichneten 
Classen Sax* einzutheilen sich anschickt. 
Der wirthschaftliche oder ausserwirthschaftliche 
Zweck ist nicht als Eintheilungsgrund zugelassen 
(S. 456, 471, 486 — Entgelte für Schul- und Ge- 
richtswesen stehen neben Gebühren für Wege 
und andere Verkehrsmittel in derselben Gruppe) 
und in vielen Fällen ist auch die Art der Preis- 
bestimmung nicht ausschlaggebend (S. 473, 499, 
458). Hieraus ergeben sich dann Verlegenheiten 
(S. 476), die matte Polemik gegen Schall 
(S. 485) und das interessante Factum, dass 
zwischen IIa und IIb jetzt ausdrücklich nur ein 
gradueller Unterschied gemacht ist, während noch 
in der ersten Ausgabe des Schö übergesehen 
Handbuches (Transport- und Communications- 
wesen, S. 390) die Taxpreise (respective öffent- 
lichen Unternehmimgen) und die Gebühren 
(repective öffentlichen Anstalten) als zwei selbst- 
ständige Kategorien neben den Steuern figurirten. 

Uebrigens ist der von Sax erfundene Aus- 
druck „öffentliche Unternehmung** an sich von 
sehr zweifelhaftem Werthe ; er enthält einen Wider- 

KaizI, Finanzvrijsensohaft, übers.: ▼. Köroer. 10 
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Spruch in sich selbst, weil ein so specifisch privat- 
wirthschaftlicher Begriff, wie der der Unterneh- 
mung es ist, nicht das Attribut „öffentlich" ver- 
trägt. S a X will indess damit die Wirkung specieller 
reglementirender Thätigkeit der Gtesetzgebimg und 
Verwaltung auf bestimmte Erwerbsthätigkeiten 
von privaten Wirthschaftem bezeichnen, wodurch 
diese Thätigkeiten den Zwecken der öffentlichen 
Verwaltung unterstellt und angepasst werden 
sollen; die so eingeengten und beschränkten 
Privatunternehmer erscheinen sodann, wie Sax 
ausführt, gewissermassen nur als Abgeordnete 
oder Delegirte der staatlichen Verwaltung („dele- 
girte Verwaltung"). Aber jene aus Verwaltungs- 
rücksichten vorgenommene Beengung und Be- 
schränkung, welche nach Sax den Charakter des 
„öffentlichen Unternehmens" begründet, braucht 
sich durchaus nicht in der Fixirung der Preise für 
die Producte der öffentlichen Unternehmungen zu 
äussern (in der Bestimmung der Tarife und Posi- 
tionen, wenngleich nur maximaler, imd Anderem) ; 
hierin kann die „öffentliche" Unternehmung volle 
Freiheit haben, mid die Beschränkung, d.i. der 
^,öffentliche" Charakter, offenbart sich nur in der 
Vorschrift, dass der Unternehmer Jedem imi den- 
selben — wie immer hohen — Preis verkaufen 
muss (Eisenbahn), dass er sich bei der Produc- 
tion so und so benehmen muss u. s. w. Hieraus 
geht hervor, dass man für die Finanzen aus Sax' 
„öffentlicher Unternehmung" nichts Bestimmtes 
und nichts Besonderes ableiten kann, imd dass 
aus dieser Verwaltungskategorie („öffentliche 
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Unternehmung**) keinerlei Finanzprincip resul- 
tirt>6) 

Die englischen Schriftsteller verweilen fast 
ausschliesslich nur bei den Steuern und Credit- 
einnahmen, indem sie aus Gründen, die hier 
nicht auseinanderzusetzen sind, den übrigen Ein- 
nahmen keinerlei Aufmerksamkeit widmen; so 
schon Adam Smith, der die eben berührten 
Einnahmen nur sehr flüchtig erwähnt (Wealth pf 
Nations, Buch V, Capitel 2); Ricardo (Prin- 
ciples of political economy and taxation), Mac 
Culloch (Taxation), J. Stuart Mill (Prin- 
ciples of political economy and taxation), der 
Amerikaner Perry (Political economy) imd An- 
dere, welche hievon kaum Erwähnung thun. Die 
neuere Schule beginnt sich sorgfältiger mit ihnen 
zu befassen; als Beweis hiefür führen wir die 
schon oben citirte Schrift Sidgwick's (The 
principles of political economy, 1883, S. 542 ff.) 
an; er gibt dort auch eine ausführliche Classifi- 
cation in folgender Art: 

1. Miethgelder oder Zinsen, welche von Ein- 
zelpersonen für die Benützimg von Gütern ge- 
zahlt werden, die ganz oder zum Theile der Ge^ 
meinde gehören. 



*ö) Siehe hierüber die detaillirteren Ausführungen 
in der Abhandlung J. Fof t's: Ueber das Eisenbahn- 
tarifwesen im „Athenäum", Jahrgang VII, aus denen 
hervorgeht, dass gerade im Bereiche der Eisenbahn- 
verwaltung, auf deren Boden Sax zu seiner Con- 
struction gelangt ist, der Begriff der öffentlichen 
Unternehmung nicht besteht^ 

10* 
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2. Ausgeliehene Gelder. 

3. Entgelte für von der Regierung beschaffte 
Güter. 

4. Steuern. 

Von den Einnahmen Nr. 3 sagt er auf 
S. 551 : „Ein gewisser Theil des öffentlichen Ein- 
kommens rührt aus Entgelten für die Producte 
der Productionsthätigkeit der Regierung her, wel- 
che freiwillig von jenen Personen gekauft werden, 
die ihrer benöthigen, ebenso wie die durch pri- 
vate Thätigkeit producirten Güter gekauft werden. 
Es wird vonVortheil sein, diese Entgelte alsPro- 
ductionseinkommen (eamings) der Regierung be- 
grifflich abzusondern, und man muss sie in zwei 
Gruppen eintheilen: In einigen Fällen werden 
diese Entgelte erlangt durch den Verkauf der Pro- 
ducte oder Leistungen zu ihrem durch die Con- 
currenz der Privatproducenten bestimmten Markt- 
preise, wie z. B. wenn die Regierung eine land- 
wirthschaftliche Domäne hat und die durch den 
Ackerbau gewonnenen landwirthschaftlichen Pro- 
ducte verkauft, oder wenn sie Holz aus ihren 
Forsten verkauft u. dgl. In anderen Fällen hat 
sich die Regierung das Monopol einiger Produc- 
tionszweige vorbehalten, entweder um sich den 
vollen erlangbaren wirthschaftlichen Nutzen 
durch Unterstellimg der Production imter ihre 
ausschliessliche Führung zu sichern, oder um Be- 
trügereien besser hintanzuhalten, oder aus Steuer- 
gesichtspunkten. In Grossbritannien ist die ein- 
zige, also monopolisirte Thätigkeit — abgesehen 
vom Münzwesen — die Beförderung der Briefe 
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und Telegramme; in anderen Ländern werden 
verschiedene andere Thätigkeiten so geführt, wie 
z. B. einige Arten des Bergbaues, die Production 
und der Verkauf des Tabakes, Opiums und auch 
der Lotterielose". Die Grenze zwischen den 
Steuern und den Erträgnissen der monopolisirten 
Productionen erklärt Sidgwick für sehr un- 
deutlich und verbreitet sich darüber ausführlich. 
Ed. Pfeiffer (Die Staatseinnahmen, 1866) 
theilt die „regelmässigen" Staatseinnahmen (I, 
S. 58) folgendermassen ein : 

1. Einkünfte aus eigenem Erwerbsbetriebe 
der Regierung. 

a) Mit Zulassung der freien Concurrenz der 
Staatsangehörigen. 

b) Mit Beschränkimg des Mitbewerbes der Ein- 
zelnen (Monopole, häufig auch Regalien ge- 
nannt). 

2. Einkünfte aus den Abgaben der Bürger. 

a) Für besondere Dienstleistungen des Staates 
(Gebühren). 

b) Allgemeine Abgaben (Steuern). 

Die auf dem Staatscredite beruhenden Ein- 
nahmen sind heutzutage die hauptsächlichsten 
unter den ausserordentlichen Staatseinnahmen, zu 
welchen früher auch noch mitunter die confis- 
cirten Güter gehörten. Die Classification Pfeif- 
fer's stimmt in vielen Stücken mit der im vor- 
hergehenden Paragraphen aufgestellten überein, 
allerdings nur, soweit es sich um die ursprimg- 
lichen Einkünfte handelt; er belässt zwar die 
Einnahmen aus Finanzmonopolen unter den Er- 
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werbseinnahmen, umgrenzt aber dafür die 
Gruppe der Gebühren, fast so wie wir es thaten. 

„Das charakteristische Merkmal der Gebüh- 
ren ist** — so sagt er auf S. 295 — „dass sie von 
Einzelnen für eine besondere Benützung von 
Staatsanstalten entrichtet werden, und zwar sol- 
cher Anstalten, die nicht des Erwerbes wegen von 
der Regierung eingerichtet worden sind, und die 
der Staat unter allen Umständen aufrecht zu er- 
halten verpflichtet wäre, selbst wenn nicht das 
Geringste dadurch in die Staatscasse gebracht 
würde.** Deswegen schliesst er die Post, den Tele- 
graphen u. A. von diesen Anstalten aus und recht- 
fertigt die Einreihung der Chaussee- und Brücken- 
gelder unter die Gebühren damit, dass auf 
Chausseen und Brücken der Staat selbst nicht 
den Transport besorgt, sondern nur ihre Be- 
nützung den Privaten freilässt, und dann damit, 
dass die Erträgnisse dieser Mauthgelder nur einen 
kleinen Theil der Erhaltungskosten ausmachen, 
während die Post, der Telegraph u. A. Ueber- 
schüsse abwerfen. 

W. Röscher (System der Finanzwissen- 
schaft, 1886) weicht von Pfeiffer darin ab, 
dass er die Gebühren — im Pf eif f er'schen 
Begriffe des Wortes — zum Erwerbseinkommen 
zählt, welches er „ganz- und halbprivatwirth- 
schaftliche" Staatseinnahmen nennt, und dem er 
sodann nur die Steuern gegenüberstellt; dass 
Röscher hierin sich nahe zu S t e i n stellt, geht 
aus den obigen Ausführungen deutlich hervor. 
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Von den wenigen Schriftstellern, welche der 
Classification der Finanzeinnahmen in Erkennt- 
niss ihrer hohen Bedeutung besondere, und so- 
weit uns bekannt, grösste Aufmerksamkeit und 
Mühe widmeten, steht V. Bezobrazov dem 
Standpunkte sehr nahe, von welchem der vorher- 
gehende Paragraph die Classificirung durchführt. 
In der Schrift ^^Glosudarstvennie dochodi" *7) theilt 
Bezobrazov die öffentlichen Einnahmen vor- 
erst in zwei Gruppen: 

A. Steuern (impöts). 

B. Productionseinkommen (revenu industriel 
de r6tat). 

Unter den Steuereinkünften unterscheidet er 
dann: 

1. Steuern (contributions). 

2. Gebühren (taxes). 

Das Productionseinkommen theilt er ein in 

3. Regaleinnahmen (droits regaliens), 
worunter er unsere dritte Gruppe der Domanial- 
einnahmen und die Einkünfte aus den Finanz- 
monopolen versteht, und in 

4. Productionseinkommen im engsten Sinne 
des Wortes (revenu industriel dans un sens re- 
streint). 



*7) Gosudaxstvennie dochodi Rossii, jich klassifi- 
kacja, nijni§nee sostojanie i dviienie (1866—1872), im 
Jahre 1872 zugleich in französischer Sprache er- 
schienen unter dem Titel : Revenus publics de la Russie 
(leur Classification, leur Situation et leur mouvement 
1866 — 1872, in den Schriften der kaiserlichen Akademie 
der Wissenschaften in Petersburg). 
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Die Steuereinkünfte (A) bezieht der Staat mit 
Rücksicht auf seine reine Regierungsthätigkeit 
(fonctions purement gouvemementales) und al^ 
Entgelt für die den Bürgern geleisteten Dienste; 
hier handelt es sich um die Beschaffung von 
(keineswegs wirthschaftlichen) Werthen, zu deren 
Beschaffung der Staat allein fähig ist oder für 
fähig erachtet wird (capable ou suppos6 capahle). 
Das Productionseinkommen (B) kommt derart in 
die Casse, dass der Staat sich mit der Production 
und Gewinnung ebenso befasst, wie dies jeder 
Private oder jeder Productionsverband im Lande 
thun könnte; hier werden die gewöhnlichen 
wirthschaftlichen Werthe producirt (valeurs in- 
dustrielles communes). 

Bezobrazov constatirt, dass die Differen- 
zen und Streitigkeiten in der Literatur sich um 
die Anordnung und Eintheilung der Einnahmen 
drehen, welche er unter Nr. 2 und 3 als Gebühren 
und Regaleinnahmen bezeichnet hat, und welche 
z. B. Stein unter die Productionseinkünfte 
(Gruppe B) einreiht, während Wagner sie zu 
den Steuereinkünften (Gruppe A) rechnet; „hier- 
aus lässt sich durch Induction schliessen, dass 
die Theorie dieser zwei Classen noch nicht zur ge- 
wünschten Präcision gelangt ist, weil es möglich 
ist, dass diese Hauptkategorien wechselweise 
unter beide einander diametral entgegengesetzte 
Hauptgruppen eingereiht werden. Zur Aufklärung 
dieser Verwechslung der Regaleinkünfte und Ge- 
bühren muss daher an erster Stelle das Studium 
der Finanzquellen beitragen.** Deswegen stellt 
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Bezobrazov eine detaillirte Analyse dieser 
Classen an, indem er parallel ihre Aehnlichkeiten 
und Verschiedenheiten prüft. 

Die Aehnlichkeiten liegen an der Oberfläche 
und beziehen sich nicht auf die innere Natur; es 
sind folgende (siehe die citirte russische Schrift, 
S. 38 und 39): 

1. Die Regaleinnahmen und Gebühren grün* 
den sich auf solche Einrichtungen, welche hier 
und dort die Natur eines Monopoles und Privi- 
legiums haben (Post, Telegraph, Gerichte, Schu- 
len). 

2. Beide Institutionen gereichen — nebst- 
dem, dass die Einzelperson speciell aus ihnen 
Nutzen zieht — zu öffentlichem Nutzen. 

3. Die Regaleinnahmen imd Gebühren sind 
Entgelte für besondere Leistungen des Staates 
imd dienen beide zur Deckung ihrer Auslagen. 

4. Bei äiesiem und bei jenem Zweige der 
staatlichen Thätigkeit zeigt sich, wie man sagt, in 
mehreren Fällen irgend ein Productionselement; 
hier scheint bei Bezobrazov eben jener Irr- 
thum zu Tage zu treten, dessen wir dann wieder 
bei der Einreihung der Einkünfte aus dem Com- 
municationsdomanium unter das Gebührenein- 
kommen gewahr werden. 

„Es ist kein Wunder," heisst es weiter, dass 
wegen dieser äusseren Merkmale bald die ver- 
schiedenen Gattungen dieser beiden Gruppen 
vermengt werden, bald jede Gruppe in ihrer Ge- 
sammtheit von den Einen zu den Steuereinkünf- 
ten, von den Anderen zu den Productionsein- 
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künften gerechnet wird; die unter Nr. 1 und 2 
angeführten Merkmale nähern beide Gruppen der 
Steuerclasse, die Merkmale 3 und 4 der Classe 
der Productionseinkünfte." 

Die wesentlichen und entscheidenden Unter* 
schiede dagegen bestehen in folgenden vier 
Stücken (siehe die angeführte russische Schrift, 
S. 39—42): 

1. Die Einrichtungen, auf Grund welcher die 
Gebühren eingehoben werden, sind ein natür- 
liches Monopol des Staates, welches aus seiner 
Existenz und seinem Berufe hervorgeht, während 
die Regaleinrichtungen eine künstliche wirth- 
schaftliche Position haben, die durch besondere 
Gesetzesanordnung hergestellt werden muss. 

2. Die Nützlichkeit der Einrichtungen, für 
welche Gebühren eingehoben werden, und jener, 
aus denen Regaleinnahmen fliessen, ist nicht die- 
selbe; sie hat bei jenen eine ethische und poli- 
tische Natur, einen weiteren Inhalt als den per- 
sönlichen Nutzen der Individuen, welche sie ge- 
messen, während bei diesen die Nützlichkeit eine 
rein wirthschaftliche ist, und nur die Simune der 
aus ihnen geschöpften persönlichen Vorthdile dar- 
stellt. Das handgreiflichste Beispiel dieses Unter- 
schiedes bieten auf der einen Seite die Ge- 
richte, welche jeder Nation gleich unentbehrlich 
sind, wie gross immer auch die Zahl der Ge- 
richteten sein möge, und auf der anderen Seite 
die Post und der Telegraph, deren Nützlichkeit 
nur nach der Zahl der beförderten Briefe und 
Telegramme bewerthet wird. Die Regaleinrich- 
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tungen sind ihrer Natur nach nicht „Fragen des 
öffentlichen Wohles oder der staatlichen Noth- 
wendigkeit" im wahren Sinne des Wortes; ihre 
Bedeutung ist productionistisch oder utilitär, und 
sie gehören zu den Erscheinungen des rein wirth- 
schaftlichen, nicht des nationalen oder politischen 
Bereiches. Das Aerar nimmt einige Productionen 
oder Privatrechte in seine monopolistische Inne- 
habung, weil darin ein fiscalischer Vortheil liegt 
(Grund der alten Regalien), oder weil ihre Inne- 
habung oder deren Genuss der Allgemeinheit 
grösseren Nutzen bringt, als die freie Concur- 
renz (modemer Grund der Regalien). 

3. Obschon sowohl die Gebühren als die 
Regaleinkünfte sich als Entgelte für specielle 
Leistungen des Staates darstellen, ist trotzdem 
zwischen ihnen ein grosser Unterschied, der darin 
besteht, dass die Regaleinkünfte den Tauschwerth 
der geleisteten Functionen vollständig decken, 
die Gebühren aber den Werth der geleisteten 
Functionen nicht zu repräsentiren vermögen. Der 
im öffentlichen Unterrichte, in der Sicherheit der 
Personen und Güter enthaltene Werth begreift in 
sich ohne Zweifel ein „Element des allgemeinen 
Wohles", etwas in Geld Unschätzbares, was sich 
der gewöhnlichen Vergleichung zweier Tausch- 
werthe entzieht; deswegen werden die Kosten 
dieser Einrichtungen zum Theile auf die Ge- 
bühren repartirt, zum Theile aber auch auf 
die Steuern, und deswegen ist die Tarifi- 
rung der Gebühren ihrem Wesen nach etwas 
anderes — imd muss es sein — als die Bestim- 
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mung der Sätze der Regaleingänge; dort 
können und dürfen nicht die ganzen Kosten durch 
die Gebühr gedeckt werden, hier aber können 
und müssen die ganzen Auslagen durch die 
Regaleinkünfte gedeckt werden, ja diese können 
die Kosten sogar übersteigen. 

4. Aus dem Angeführten folgt schliesslich, 
dass bei den Gebühren der finanzielle und pe- 
cuniäre Gesichtspunkt an letzter Stelle steht, 
während er bei den Regalien vorherrscht. 

Dies ist der Kern und die Hauptumrisse der 
Meinungen Bezobrazov's; es ist klar, dass 
er im Wesentlichen auf demselben Standpunkte 
steht, der im vorhergehenden Paragraphen ein- 
genommen wurde. 

Der Umstand, dass ßezobrazov in den 
Details nicht ganz consequent ist, ändert nichts 
an seiner principiellen Auffassimg, welche nach 
unserem Dafürhalten einen bedeutenden wissen- 
schaftlichen Fortschritt gegen Wagner, Stein 
imd hauptsächlich gegenüber den französischen 
und italienischen Schriftstellern bedeutet. B e z o- 
brazov irrt, wenn er sagt, dass es sich ihm 
blos um die Eintheilung der ordentlichen, d. h. 
mehr oder weniger dauernden (plus ou moins 
constantes) Einnahmen handelt, aber sofort in 
seine Classificirung die Einnahmen aus Domänen- 
veräusserung, Kriegscontributionen und Caduci- 
täten einbezieht; er entfernt sich ebenso von der 
Consequenz, wenn er die Einnahmen aus dem 
Verkehrsdomanium unter die Gebühren einreiht, 
und am bedenklichsten ist, dass er die wahre 
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finanzielle Natur jener Einnahmen nicht erfasst, 
welche, obschon sie sich in das Gewand des Do- 
maniums hüllen, nichts als in Form von Doma- 
nialeinnahmen bezogene Steuern sind (4. Gruppe 
nach der Eintheilung der Domanialeinkünfte in 
§6). Dies führt ihn dann dazu, dass er der bis- 
herigen Unklarheit der Grenzen zwischen Ge- 
bühren- und Domanialeinnahmen eine viel zu 
grosse, ja ungerechtfertigte Concession macht, 
indem er sagt: 

„Die Regaleinnahmen nähern sich trotz aller 
durch das Gesetz gegebener Privilegien mehr den 
wirthschaftlichen Verhältnissen der freien Pro- 
ductionen; man muss durch sie vor Allem die 
eigenen Auslagen decken, und schon deswegen 
ist das System aller Regaleinnahmen auf die allen 
Productionsunternehmungen gemeinsame wirth- 
schaftliche Calculation begründet. Aber trotz 
alledem leugnen wir hiemit nicht das finanzielle 
Axiom, dass die Regaleinnahmen ein mehr oder 
minder beträchtliches Steuerelement in sich 
tragen (un 616ment plus ou moins consid6rable 
d'impot), welches sie nach den Gebühren als 
Uebergangsform zwischen Steuern und Produc- 
tionseinnahmen einreiht** (S. 47). 

Von den russischen Finanzschriftstellern hält 
sich an diese Classification L. V. Chodsky,*^) 
welcher im Wesentlichen dieselbe Eintheilung 
wie Bezobrazov gibt; er stellt (S. 354) fol- 

**) Poliliceskaja ekonomia, Petersburg 1887, 2. Aus- 
gabe, siehe hierüber „Athenäum", 1888, Heft IV. 
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gende drei Hauptgruppen der Finanzeiimahmen 
auf: 

1. Productions- (Industrie-) oder privatrecht- 
liche Einkünfte. 

2. Nichtproductions- oder öffentlich-recht- 
liche Einkünfte. 

3. Staatscredit. 

Die Productionseinkünfte imterscheidet er 
dann folgendermassen : 

a) Einkünfte aus der gewöhnlichen Productions- 
thätigkeit des Staates, das sind jene, die wir 
oben als privatwirthschaftliche bezeichnet 
haben (aus dem Acker-, Forst-, Bergwerks- 
doftianium, aus den Fabriken, Eisenbahnen). 

b) Einkünfte aus Regalien und Monopolen. 

Regal nennt C h o d s k y eine Unternehmung, 
welche auch von Privaten geführt werden könnte, 
deren sich aber der Staat nicht nur wegen des 
finanziellen Gewinnes, sondern mehr noch wegen 
des aus dem staatlichen Betriebe fliessenden 
grösseren allgemeinen Nutzens annimmt; zu den 
Regalien zählt er die Post, den Telegraphen, das 
Münzwesen — nur nicht die Eisenbahnen; dass 
den Regalien ein monopolistisches Element inne- 
wohnt, ergibt sich aus der Natur der Sache. 

Monopol im engsten Sinne des Wortes (d. h. 
Finanzmonopol) sind für Chodsky die Unter- 
nehmungen, welche der Staat nur aus finanziellen 
Gesichtspunkten an sich zieht, und wobei er auch 
wirkliche Monopolpreise aufstellt; als Beispiel 
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führt C h o d s k y den Tabak in Frankreich, die 
Spielkarten in Russland an. Sehr scharfsinnig 
ist auf S. 369 gezeigt, wie der Unterschied zwi- 
schen privatwirthschaftlichem und monopolisti- 
schem Einkommen erst in jenem Augenblicke sich 
klar zeigt, wo das durch den Staat producirte Gut 
zum Verkaufe kommt; sicherlich richtet sich der 
Preis bei dem Monopole nicht nur nach den Pro- 
ductionskosten und dem gewöhnlichen Gewinn, 
sondern auch darnach, „in welchem Masse der 
Staat dem, der das Gut geniesst, Steuern auf- 
legen will". Auf solche Art nähern sich die Fi- 
nanzmonopole im engsten Sinne des Wortes, 
wenn sie auch nach ihrer einen Seite hin zu den 
Quellen öffentlicher Productionseinkünfte neigen, 
nach der anderen Seite hin in Folge der Art, wie 
sie bestimmt werden, den indirecten Steuern, und 
„repräsentiren schon denUebergang von denPro- 
ductionseinkünften zu den Einkünften ohne Pro- 
ductionscharakter**. 

Die Einkünfte ohne Productionscharakter 
theilt auch Chodskyin Gebühren und Steuern, 
und versteht unter Gebühren Entgelte für verschie- 
dene Dienste oder Functionen administrativer 
oder gerichtlicher öffentlicher Einrichtungen zu 
Gunsten bestimmter Personen. Zum Unterschiede 
von den Regalien werden die Gebühren in einem 
solchen Bereiche staatlicher Thätigkeit einge- 
hoben, welcher den Privatpersonen nicht über- 
lassen bleiben kann. Wie Bezobrazov zählt 
auch Chodsky die Entgelte für die Benützung 
öffentlicher Wege zu den Gebühren. 
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J. J. J a n 2 u H») hält sich nicht an die Classi- 
fication Bezobrazov's; neben die privatrecht- 
lichen Einnahmen stellt er die öffentlichrecht- 
lichen, zu denen er: a) die Regalien in sehr 
weitem und unbestimmtem Wortsinne, b) die Ge- 
bühren, und c) die Steuern zählt. 

Auf wesentlich anderem Standpunkte steht 
auch V. Lebedjeff in seinem inhaltreichen 
und gründlichen Buche über die Finanzwissen- 
schaft ;^ö) er theilt das Finanzeinkommeri : 

1. in das wirthschaftliche oder wie er nach 
Umpfenbach sagt, mechanische ; 

2. in die Steuern; aber zur ersten Kategorie 
zählt er nicht nur die thatsächlich privatwirth- 
schaftlichen imd Regaleinkünfte, sondern auch 
die Gebühren. 

Das ist Stein's Classification. In den De- 
tails scheidet dann Lebedjeff sehr richtig — 
und das namentlich gegen Wagner — die Ge- 
bühreneinkünfte von den Regaleinkünften. 

Auch die Classification Bilifiski's^^) ist 
ein Beleg dafür, dass die Schwierigkeiten der Er- 
kenntniss und Eintheilung der öffentlichen Ein- 
künfte sich auf die Gebühren und auf einige 



*•*) Ösnovnije naöala finansovoji nauky, Moskva 
1890, 2. Auflage, Siehe über diese Schrift die Re- 
cension im „Athenäum", Jahrgang IX, Nr. I, vom 
16. October 1891. 

50) Finansovoje pravo, jetzt zum Theil schon in 
der zweiten Auflage, St. Petersburg 1889^ 1. Theil, 
I. Abtheilung, S. 197 ff. 

51) System nauki skarbowej, Lemberg 1878. 
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ihnen äusserlich ähnliche Erwerbseinkünfte con- 
centriren. 

Bilifiski behilft sich damit, dass er drei 
Hauptkategorien der öffentlichen Einkünfte auf- 
stellt (S. 35): 

a) Rein private Einkünfte (czysto priwatne), 
das sind die privatwirthschaftlichen Produc- 
tionSeinkünfte; 

b) halböffentliche (na poly publyczne); 

c) rein öffentliche (cysto publyczne); das sind 
die Steuern. 

Zu den halböffentlichen Einkünften zählt B i- 
1 i fi s k i hauptsächlich die Einnahmen aus den 
sogenannten Fiscalprivilegien, sowie aus Cadu- 
citäten, Geldstrafen, confiscirten Gütern, dann die 
Einkünfte aus den Regalien, d. i. Einrichtungen, 
welche die Regienmg im allgemeinen Interesse 
erhält und verwaltet in der Befürchtung, dass 
diese Betriebe in Privathänden ihren Zweck nicht 
gut erfüllen würden; er theilt die Regale in 
zweifelhafte (S. 68), wie Lotterie, Eisenbahnen, 
Zettelbanken, und in unzweifelhafte, wie Post, 
Telegraph. Endlich rechnet er unter die halb- 
öffentlichen Einkünfte die Gebühren, die er als 
Deckung auffasst für die Dienste, welche die Re- 
gierung mit Hilfe ihrer rein öffentlichen Organe 
oder Einrichtungen den Bürgern leistet (oplaty 
skarbowe). 

Soviel sich aus monographischen Bruch- 
stücken erkennen lässt, nähern sich auch H. 
von Scheel und K. Fr. Schall sehr den 
Classificationsprincipien, welche im vorhergehen- 

EaizI, Finanz wissen Schaft, übers.: y. E5mer. 11 
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den Paragraphen auseinandergesetzt und durch- 
geführt wurden ; beide haben in S c h ö n b e r g's 
grossem Sammelwerke ^,Handbuch der politischen 
Oekonomie" Beiträge geliefert, welche mit an- 
deren zusammen ein System der Finanzwissen- 
schaft bilden. Scheel hat das Capitel über die 
Erwerbseinkünfte des Staates geliefert, d.i. über 
die Einkünfte, welche in der deutschen Literatur 
bisher meist als privatwirthschaftliche bezeichnet 
wurden; diesem Terminus weicht Scheel 
aus, ja er widersetzt sich demselben, indem er 
ihn für nicht treffend und nicht genügend weit 
hält. Unter Erwerbseinkünften versteht er Ein- 
nahmen, die der Staat aus solchen Unternehmun- 
gen (respective Capitalanlagen) bezieht, welche 
des Gewinnes halber geführt werden, und nicht 
auf eine Steuererhebung angelegt sind. Als Er- 
werbseinkommen kann man daher nicht ansehen 
alle Einnahmen aus staatlichen Betrieben, beson- 
ders nicht aus solchen, welche nur in Form staat- 
licher Unternehmungen gekleidete Steuereinrich- 
tungen sind, wo demnach steuerliche Gesichts- 
punkte sowohl für die Art der Production, als 
für die Feststellung des Preises der Producte den 
Ausschlag geben. Aber Scheel scheidet weiter 
noch — und hierin weicht er wesentlich von den 
im § 6 dargestellten Principien ab — die Ein- 
nahmen von solchen Unternehmungen aus, wel- 
che eigentlich nicht auf einen Erwerbszweck aus- 
gehen, sondern lediglich Wohlfahrtseinrichtungen 
oder Hilfsanstalten zur Durchführung allgemeiner 
Staatszwecke sind, wie öffentliche Versicherungs* 
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anstalten, Münzämter, für specielle Zwecke be- 
stimmte und verwaltete Vermögenscomplexe. Die 
Erwerbseinkünfte — sagt Scheel — grün- 
den sich immer auf Capitalanlagen und er- 
heischen einen speciellen technischen Verwal- 
tungsapparat, während es für die Erlangung der 
Steuer nur eines politischen Apparates bedarf. 
Schall ist in dem eben genannten Sammel- 
werke das Capitel über die (xebühren zugefallen, 
wrfche er als Abgaben definirt,'die bei specielleii 
Amtshandlungen von den mit der öffenthchen Gre- 
walt in Berührung kommenden Personen einge- 
hoben werden. Charakteristisches Merkmal der 
Gebühren, welche weder Erwerbseinkünfte, noch 
Steuern sind, ist, dass sie sich an ämtliche Thätig- 
keiten knüpfen, durch welche wesentliche Auf- 
gaben des Staates besorgt werden (an wesentliche 
Thätigkeiten öffentlicher Organe zur Ausfühnmg 
des Rechts- und Machtzweckes — wesent- 
licher Staatszwecke), und dass die Gebühr mit 
Rücksicht auf diese Functionen der öffentlichen 
Aemter bemessen ist. Hiedurch grenzen sich die 
Gebühren von den Steuern ab, indem sie gleich- 
sam Steuerpräcipua darstellen, während sie sich 
von den Erwerbseinnahmen, z. B. von den Ent- 
gelten für Post, Telegraph, Eisenbahnen u. A. 
dadurch unterscheiden, „dass die vom Staate 
dafür gegebene Gegenleistung nicht zur Befriedi- 
gung persönlicher Bedürfnisse der Einzelpersonen 
dient, sondern in einer Amtshandlung zur Er- 
reichung wesentlicher Staatszwecke besteht". 
Schall hat allerdings, indem er sich in der De- 
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finition auf den Rechts- und Machtzweck (Er- 
haltung der Rechtsordnung und Aufrechthaltung 
der öffentlichen Macht) beschränkte, den Bereich 
der Gebühren so eng ausgemessen, dass für den 
Unterricht, die Pflege der Wissenschaften, Ge* 
Sundheitspflege u. A., respective für die hieran 
sich knüpfenden Gebühren weder unter den Ge- 
bühren, noch — wie es nach SchalTs Aus- 
führungen scheint — unter anderen Kategorien 
von JEinkünften Platz ist.^^) 

Schliesslich sei mit einigen Worten der 
ersten und grundlegenden Eintheilung der öffent- 
lichen Einnahmen in ordentliche und ausser- 
ordentliche gedacht, wie wir sie bei einigen — 
und das, soweit unser Ueberblick reicht, meistens 
deutschen — Autoren finden. Weder R a u (Grund- 
sätze der Finanzwissenschaft, 1832), noch Um- 

") Herr Cuhel sagt a. a. O. in seiner Beurthei- 
lung unserer Classificirung, es scheine ihm, dass auf 
unsere wissenschaftliche Ueberzeugung nur das Streben 
eingewirkt habe, uns so viel als möglich den russischen 
Schriftstellern anzupassen, ., lediglich aus persönlichem 
Widerspruch gegen die deutsche Wissenschaft". Das 
ist eine willkürliche und ungerechte Insinuation; für 
sich nimmt Herr Cuhel die „objective Abwägung'* 
in Anspruch imd gelangt mit ihrer Hilfe zur perempto- 
rischen Behauptung, dass von allen bis jetzt vorge- 
brachten Classificationen jene der deutschen Finanz- 
schriftsteller die vollendetsten sind; aber deutsche 
Finanzschriftsteller sind für Herrn Cuhel nur Wag- 
ner und Sax, welche allerdings mit einander 
wenig übereinstinmien ; Stein, Umpfenbach, 
Koscher, Pfeiffer, Scheel, Schall u. A. non 
leguntur. 
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pfenbach, Stein, Röscher u. A. kennen 
diese Eintheilung, von denen aber, die sie 
machen, begreift sie jeder in anderem Sinne. 
Wagner nennt (S. 295) ordentliche jene Ein- 
nahmen, welche nach ihrer wirthschaftlichen 
Natur einer regelmässigen periodischen Wieder- 
holung fähig sind ; Geffcken (Schönberg'sches 
Handbuch, II, S. 12) scheidet die ausserordent- 
lichen Einnahmen aus der Finanzwissenschaft 
aus und zählt zu ihnen jene, welche ausserhalb 
der Staaten erworben werden (Kriegscontribu- 
tionen, Kriegsbeute, Preis für veräusserten Land- 
besitz des Staates — nicht aber für veräussertes 
Domanium u. A.); ordentliche Einnahmen nennt 
er hiemach nur jene, welche aus dem Staate 
selbst fliessen, und hiezu zählen nach ihm Er- 
werbs- und Steuereinkünfte, sodann Einnahmen 
aus dem Staatscredit. 

Pfeiffer spricht von regelmässigen imd 
nicht regelmässigen Einnahmen, und zählt zu 
letzteren fast ausschliesslich die Crediteinnah- 
men. Auch Bezobrazov hält sich bis zu einem 
gewissen Grade an diese Eintheilung, indem er 
ordentliche Einnahmen, die „mehr oder weniger 
dauernden** nennt; aber eine besondere Art von 
Einnahmen, nämlich die zufälligen, reiht er, ob- 
schon sie ausserordentliche sein sollten, unter die 
ordentlichen, weil angeblich in einer mehrjähri- 
gen Periode eine gleiche Jahresdurchschnittszahl 
von ihnen gezählt werden kann. Im vorigen Para- 
graphen haben wir über die Eintheilung dieser 
Art schon unsere Meinung ausgesprochen. 
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§ 8. Die historische Entwicklnng der 
Finanzen. 

Uebersicht. Allgemeine Skizze der Entwick- 
lung der Staatsfinanzen. Enger Zusammenhang der 
politischen und volkswirthschaftlichen Ordnimg mit 
det der Finanzen. Das ursprüngliche Vorherrschen der 
Domanialeinkünfte. Die Städte. Die Wendung in der 
Neuzeit. Abnahme imd Unzulänglichkeit der Doma- 
nialeinkünfte und Zunahme der Steuern. Der Absolu* 
tismus imd sein Thun. Constitutionelle Einrichtungen. 
Die Literatur der Finanzgeschichte. 

Skizze der Entwicklung der Staatsfinanzen in den 
böhmischen Ländern. Das ursprüngliche grosse Do- 
Tna.nium, genannt Königsgut. Die Landesrobotem Re- 
galien. Uebersicht der königlichen Einkünfte im 
XIII. Jahrhunderte. Gewinn aus dem Münzwesen; 
die Mauthen (Etymologie der Wörter: bernß, Steuer, 
Accise u. A.). Wendung am Ende des Mittelalters. 
Ferdinand I. Dauernde Steuerbewilligung* Beispiel 
von den bewilligten Steuern der Jahre 1534 imd 1545. 
Unterschied zwischen Kammer- und Steuereinkünften. 
Theilnahme des Landtages an finanziellen Angelegen- 
heiten. Die Periode nach der Schlacht am Weissen 
Berge. Der langsame Verfall der Macht des Land* 
tages und der Absolutismus im XVIIL Jahrhunderte* 
Das finanzielle Werk des Absolutismus. Das Empor- 
wachsen der directen Steuern und das Verkümmern der 
Domänen. Die constitutionelle Monarchie. Empor- 
wachsen der indirecten Steuern. Regalien — was sie 
waren; der Begriff des Regals ist ein staatsrecht- 
licher imd historischer und hat in der moderneü 
Finanzwissenschaft keinen Platz mehr. 

Abweichende Entwicklxmg der städtischen Finan- 
zen, an dem Beispiele der Stadt Prag erläutert. 

Steuerbewilligung; ähnlicher Ursprung imd ver- 
schiedene Entwicklung derselben in Böhmen und Eng- 
land. Die Ursachen dieser Verschiedenheit. 
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Ein Blick auf die historische Entwicklung 
der Finanzen in den modernen Staaten zeigt 
besser als alles Andere den engen Zusammen^ 
hang undConsensus der politischen Organisation 
der Volkswirthschaft und der Finanzen. 

Je tiefer in das Mittelalter hinein wir blicken^ 
desto loser wird der Staatsverband, desto geringer 
seine Wirksamkeit; eher vereinigen mannigfaltige 
besondere Verbände hier eine kleinere, dort 
eine grössere Anzahl von Individuen, indem sie 
abgeschlossene Gruppen formiren, in welchen 
viele Functionen der jetzigen Staatsverwaltung 
besorgt werden (Mark — Nachbarschaft — Ge- 
meinbürgschaft, vielleicht ursprünglich in Böhmen 
die 2upa [Gau]; die Stadtgemeinden, und in 
diesen wieder die Zünfte ; der Unterthansverband, 
daneben die Kirchen u. A. m.)* 

Der Staat, d. i. die durch den König reprä- 
sentirte Gesammtgemeinde des Königreiches, tritt 
nur als Erhalter, : eventuell Vermehrer seiner 
eigenen Existenz (Vertheidigungs-, respective Er*- 
obenmgskriege), dann als Erhalter des Friedens 
im Lande und Rächer des verübten Unrechtes 
auf. 

Auf der anderen Seite wiederum sind die 
volkswirthschaftlichen Beziehungen und die Ver- 
bindungen unter den Einzelpersonen wenig zahl* 
reich vorhanden und schwach, denn die Arbeits* 
theilung liegt noch in den ersten Anfängen; nur 
in den Städten entwickelt sie sich intensiver und 
schreitet fort. Der stattfindende Tauschverkehr 
ist gering und die Verwendung des Geldes un- 
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bedeutend. Der Ackerbau und die Urgewerbe (Ur- 
productionszweige) sind durchwegs die vorherr- 
schende wirthschafthche Thätigkeit, auf welche 
sich die häusliche industrielle Thätigkeit stützt 
(Production von Gütern für den eigenen Bedarf, 
Spinnen, Weben, Nähen u. s. w.). Beständige 
und reiche Geldlöhne zu zahlen, ist für die grosse 
Mehrheit der Bewohner geradezu eine Unmöglich- 
keit, weil dieselbe in den Geldtauschverkehr 
kaum irgendwann eingreift und daher auch nur 
wenig Baargeld erwirbt. 

Dieser schlaffen politischen Staatszusammen- 
gehörigkeit und wirthschaftlichen Verbindimg ent- 
spricht auch die Beschaffung des öffentlichen Be- 
darfes. Sie geht auf zweierlei Arten vor sich: 
1. theils leisten die Bürger einen grossen Theil 
der Arbeiten und Verrichtungen für den öffent- 
lichen Bedarf selbst in natura, ohne dass hiezu 
speciell und dauernd gedungene imd auf allge- 
meine Kosten erhaltene Organe verwendet wer- 
den (Militärdienst bei dem Landesaufgebote zum 
Unterschiede von den i späteren Söldnerheeren, 
[Nachbarschaft — Gemeinbürgschaft], Landes- 
roboten); 2. wiederum sind dann zur Erhaltung 
des Königs und seines Hofes, sowie der geringen 
Anzahl von Staatsbeamten Landgüter und die aus 
deren Bebauung fliessenden Einkünfte bestimmt 
(Erträgnisse der Ernten, Zinsen von den Städten, 
Klöstern, Emphyteuticalf eldem ; Erbgüter, Dienst- 
lehen in partem salarii, Aemterlehen u. s. w.). 
Eine allerdings nicht grosse Bedeutung daneben 
haben die den Beamten gehörenden Gebühren 
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und die Geldstrafen. Dass die Steuern kaum be- 
kannt sind, ist begreiflich. Die directe Steuer 
setzt einen festeren Staatsverband voraus, klares 
Bewusstsein der politischen Gemeinschaft imd 
geeignete .Verwaltungsorgane ; die indirecte Steuer 
ist ausserdem durch das Vorhandensein eines 
regen wirthschaftlichen Verkehres, durch verall- 
gemeinerte Anwendung des Geldes und durch die 
Gewohnheit und Häufigkeit des Tausches bedingt, 
ohne welche Momente eine Ueberwälzung unmög- 
lich ist. Was sich unter dem Namen Staats- 
steuem vorfindet, sind ;eher Verehrungen und 
Huldigungen oder dem Könige bei feierlichen An- 
lässen gemachte Geschenke. :In grösserem Masse 
zeigt sich das Steuerelement in manchen einträg- 
lichen, ausschliesslich dem Könige vorbehaltenen 
Rechten, welche Regalien (jura regalia) genannt 
und, da sie schon zu Anfang des Mittelalters vor- 
kamen, von der römischen Staatsorganisation 
abgeleitet wurden (Zoll-, Mauth-, Münz-, Salz- 
regal). Zwischen der Privat- oder persönlichen 
Wirthschaft des Königs und der Staatswirthschaft 
ist kein staatsrechtlicher und kein rechnungs- 
mässiger Unterschied. Die gesanmite öffentliche 
Wirthschaft hat das Aussehen der Privatwirth- 
schaft des Königs (siehe darüber Stein, Finanz- 
wissenschaft, 6. Aufl., 1885, I, S. 105). 

Die Domanialfinanzeinkünfte herrschen na- 
türlicherweise in riesigem Masse vor, und wenn 
der. oben bezeichnete Schriftsteller dasDomanium 
als unorganische Quelle der Finanzen bezeichnet, 
80 hat dies, soweit Sinn, als wirklich jenes 
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Uebergewicht .des Domanialeinkommens die finan- 
zielle Consequenz und der unzertrennliche Be- 
gleiter (das Pendant) der nicht vorgeschrittenen 
Vergesellschaftung überhaupt, und namentlich 
einer kümmerlichen politischen und volkswirth- 
schaftlichen Evolution ist; die Coexistenz der 
Staatsbürger ist nach der politischen und volks- 
wirthschaftlichen Seite hin eher eine mechanische 
oder physische Nachbarschaft, als eine enge or- 
ganische Verbindung, imd nach der finanziellen 
Seite hin kann es nicht anders sein. Der unent- 
rinnbare allgemeine gesellschaftliche Consensus 
lässt keine andere Ordnung der Finanzen auf- 
kommen, als jene, welche der eben gegebenen 
politischen und politisch-ökonomischen Ordnung 
entsprechen und die politisch und wirthschaftlich 
so lose als denkbar verbundene Gesellschaft er- 
erzeugt niemals finanz-politische Erscheinungen, 
welche feste Verkettung der eben bezeichneten 
Art voraussetzen und erheischen. 

Dem gegenüber ist es begreiflich, ja unver- 
meidlich, dass schon in jener Zeit die Stadtgemein- 
den, politisch und volkswirthschaftlich reifer ent- 
wickelt und fester gefügt, auch nach der finan* 
ziellen Seite hin ein ganz verschiedenes Aus- 
sehen bieten; die Domänen sind entweder klein 
oder nicht ausreichend, aber neben den Domanial- 
einkünften nehmen die Grebühren und die direc- 
ten, sowie indirecten Steuern einen vornehmen 
Platz unter den öffentlichen Einnahmen ein. 

Mit dem Anfange der Neuzeit erhalten die 
Staatsfinanzen ein anderes Antlitz. Die ausge- 
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dehnten Domanialgüter und Domanialeinkünfte, 
über welche der König unbeschränkt verfügt 
(Kammereinkünfte), hatten sich auf die verschie* 
densten Arten verkleinert und waren überhaupt 
unzulänglich geworden. Die Staatsbedürfnisse 
wachsen dagegen ohne Unterlass, und das haupt* 
sächlich wegen der. Kriegführung und der Ver- 
änderungen in der Art und Weise derselben. Den 
Königen bleibt nichts übrig, als die Erweiterung 
des Cameraleinkonmiens zu unternehmen, und 
dies hauptsächlich vermittelst der Regalisation 
verschiedener einträglicher Thätigkeiten, darunter 
auch solcher, welche nichts als Steuererhebungen 
nach Art der alten Zoll- und Salzregale waren 
(siehe unten), und ausserdem bei den Landtagen 
Hilfe (aide, Steuer) anzusuchen, welche die Stände 
in der Einsicht ihrer Unvermeidlichkeit öfter imd 
reichlicher gewähren. So treten die Steuern auch 
in den grossen Staatsgemeinden allmälig in den 
Vordergrund, in dem sie sich den Domanialein- 
künften zur Seite stellen, und diesmal zuerst die 
directen Steuern: am Anfange in der rohesten 
Form der Capitalsteuem oder, wie man allgemein 
sagt, Vermögenssteuern — bis endlich die er- 
starkte Macht des Königs es dahin bringt, dass 
das Steuereinkommen, regelmässig verlangt und 
regelmässig bewilligt, das Domanialeinkommen 
übersteigt, welches letztere übrigens durch Ver- 
pfändung und Veräusserung immer kleiner wird» 
Der Absolutismus hat dieses Werk vollendet, in- 
dem er den Uebergang zur modernen constitu- 
tionellen Finanzwirthschaft herstellt, in welcher 
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der grösste Theil der gesammten Deckung des 
öffentlichen Bedarfes durch die Steuern be- 
schafft wird. Aber der Absolutismus hat 
auch das erreicht, dass er mit den ver- 
schiedenen besonderen Gemeindeverbänden auf- 
zuräumen begann, imd sie auch thatsäch- 
lich beseitigt oder der königlichen Gewalt 
nachdrücklich unterworfen, und so dem ein- 
heitlichen und intensiveren politischen Bewusst- 
sein Bahn gebrochen hat. Durch den nach und 
nach geschaffenen Beamtenapparat (Bureaukra- 
tie) verschaffte er sich einen ebenso unentbehr- 
lichen als ergebenen .Helfer und Vollstrecker 
seiner erworbenen Macht. Ein grosses Verdienst 
des absoluten Königthums ist es, dass es in mehr 
oder minder beträchtlichem Masse, allerdings wie- 
der nicht ohne den eigenen finanziellen Vortheil, 
die Ungerechtigkeiten wett gemacht hat, welche 
die Vorherrschaft der einzelnen Stände oder Oli- 
garchen bei der Umlegung der Steuer zu begehen 
pflegte, und dass es die privilögirten Schich- 
ten der ungetheilten finanziellen Belastung unter- 
warf. Ein starkes Königthum ist bis jetzt sehr 
häufig das Element, welches der egoistischen Aus- 
nützung politischer Macht durch die Finanzen 
seitens der im Parlamente regierenden Parteien 
und Classen Zügel anlegt.^^) Plutokratische Ver- 
fassungen und die aus ihnen hervorgegangenen 
Parlamente bewirkten und vervielfältigten die 

53) Dies hat L o r i a in dem oft erwähnten Auf- 
satze ganz übersehen ; siehe darüber oben am Ende des 
§ 1 und Anmerkung 6. 
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Entwicklung der indirecten Steuern, welche am 
meisten und schwersten auf die ärmsten Schich- 
ten der Gesellschaft fallen; die moderne Produc- 
tionstechnik und allerdings auch die verbesserte 
administrative Steuertechnik haben diesem Auf- 
schwünge der indirecten Besteuerung die Wege 
geebnet.^*) 



^) Aus der nicht allzu zahlreichen Literatur der 
Firtanzgeschichte in den einzelnen Ländern führen wir 
folgende Aufsätze an: 

Clamageran, Histoire de l'impöt en France, 
1867—1876. 

T a i n e, Les origines de la France contemporaine. 
L'ancien r6gime, 1885. 

D o w e 11, History of taxation and taxes in Eng- 
land, 1884. 

Sinclair, History of the public revenue of the 
British empire, 1803. 

V o c k e, Geschichte der Steuern des britischen 
Eeiches, 1867. 

Hock, Finanzen und Finanzgeschichte der Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika, 1867. 

Hüllmann, Deutsche Finanzgeschichte des 
Mittelalters, 1805. 

Schmoller, Epochen der preussischen Finanz- 
poHtik, 1877. 

J. Gagemejster, Kazyskanie o f inansach 
drewnej Kassii, 1833. 

L. T o 1 s t o j, Istoria finansowych utschreschdenii 
w Kassii, 1848. 

W. A. Lebedew, Finansowoje Prawo, 1882 bis 
1885. 

J. S. Blioch, Finansy Kassii XIX stoletija, 
1882 ; siehe Einleitung Istoriöeskij oöerk, S. 1—62. 
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Den ganz allgemeinen und nur die weiteste 
Uebersicht gewährenden Umrissder Entwicklung 
der Finanzen, welcher jetzt skizzirt wurde, er- 
gänzen wir nunmehr durch ein concretes, etwas 
detaillirter ausgeführtes Bild der Geschichte der 
Finanzen in den böhmischen Ländern. Dass wir 
auch hier Details soviel als möglich vermeiden 
und nur Entwicklung und Spur der grösseren 
Epochen rasch aufzeichnen, folgt aus dem 
Zwecke dieser Abhandlung, welche nach Erklä- 
rung der sociologischen Stellung der finanziellen 
Phänomene (§ 3), sowie der Arten und Unter- 
schiede der Finanzeinnahmen (§ 6) nur zur all- 
gemeinen historischen Orientirung über diese 
Sache beitragen will. 

Die hauptsächlichste und einträglichste 
Quelle des königlichen Einkommens in Böhmen 
und Mähren war ursprünglich ein gewaltiger 
Grundbesitz, im Allgemeinen Königsgut ge- 
nannt (Kralovstvi).'^ö) „Zum Königsgute,** .sagt 

Ueber die italienischen Finanzen geben viele Daten : 

Ricca-Salerno, Storia delle dottrine finan- 
ziarie in Italia, 1880, und dann 

Alessio, Saggio del sistema tributario in 
Italia, 1887. 

Wagner, Finanzwissenschaft, III. Theil, 1886 
und 1887, bietet sattsam ausführliche Uebersichten der 
Finanzgeschichte Deutschlands, Frankreichs und Eng- 
lands an; auch gibt er eine Menge Monographien über 
Finanzgeschichte an. 

Röscher, Finanzwissenschaft, 1886, enthält 
viele historische Details. 

") Kralovstvi nannten übrigens — wie Palack^^ 
an derselben Stelle ergänzt — die alten Böhmen 
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Palack^ (Geschichte von Böhmen), „zählte 
man nicht allein die königlichen Domänen (Villi- 
cationes), sondern auch sämmtliche Städte mid 
Bürgen, welche Sitze der Zupenämter waren, 
sammt den dazu gehörigen Gründen, ferner alles, 
was in früheren Zeiten als Mark, als Gemein- 
gut gegolten hatte, später aber, wie in England 
und Deutschland, so auch in Böhmen, in dieGe* 
walt des Staatsoberhauptes gelangte ; endlich alle 
sogenannten v^sluhy, von dem Monarchen für 
Dienste verliehene Güter, welche erst später die 
bestimmtere Form der Lehen annahmen." Wie 
riesig die Ausdehnung dieses königlichen Eigen^ 
thirais war, erhellt daraus, dass die Anzahl und 
der Umfang der Privatgüter oder des Privat^ 
besitzes bei Weitem geringer war, als jener 
des Königsgutes und der gemeinen Mark. Mit 
diesem königlichen Grundeigenthume standen 
die sogenannten Staatsfrohnen im engsten Zu- 
sammenhange; von ihnen sagt Palack^ 
Folgendes: „Unter diesem Namen verstehen wir 
die Verpflichtung der gemeinen Volksclassen, 
vorzüglich der Zinsbauem, zu gewissen öffent- 
lichen Diensten, die mit der alten Zupenver- 
fassimg innig zusammenhingen. Der Hauptort 
einer jeden 2upa bildete ursprünglich einen festen 
Waffenplatz zur Sicherheit Aller; alle Bewohner 
der 2upa waren daher zu seiner Herstellung und 



alles, was dem Könige gehörte, also Güter, Kechte, 
auch Einkünfte oder Kegalien überhaupt, z. B. das 
Kecht, Zölle, Mauthen, Gerichtsgelder u. s. w. ein- 
zuheben. 
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Unterhaltung verbunden. Dahin gehörte nun das 
Ausroden der Wälder (pfeseka), der Bau der 
Burgen, die Ummauerung der königlichen Städte, 
das Graben und Reinigen der sie* umgebenden 
Gräben, das Wachehalten auf den Burgen und 
den Stadtmauern bei Tag imd Nacht; femer die 
Verrichtung gewisser Feldarbeiten auf den könig- 
lichen Pfalz gutem. Aus dem gleichen Grunde 
der öffentlichen Sicherheit und des öffentlichen 
Dienstes floss auch die Verpflichtung zum 
Bau und zur Unterhaltung der Strassen, Brücken 
und einiger Teiche; zu Vorspann und zur Ge- 
leitung bei den Reisen des königlichen Hofes; 
zur Versorgung der öffentlichen Couriere mit 
frischen Pferden; zur Zufuhr von Victualien in 
den Kriegszeiten imd bei gebotenen Landtagen; 
zur Zucht und Pflege königlicher Pferde auf ge- 
wissen Gemeintriften (kobyl6 pole); zur Beher- 
bergung des königlichen Jagdgefolges und zur 
Lieferung einiger Lebensmittel an dasselbe, end- 
lich zur Hilfe bei gewissen Jagden selbst. Alle 
diese Verpflichtungen waren dingliche, auf dem 
Grundbesitz haftende Lasten; es war aber natür- 
lich, dass die Eigenthümer sie auf die Nutz- 
niesser wälzten. Zu den grossen Staatsfrohnen, 
wie dem Bau der Burgen, waren alle Bauern der 
2upa gleichmässig verpflichtet; zu den kleinen, 
wie die Unterhaltung von Brücken und Teichen, 
nur gewisse Dörfer oder Gründe; doch sind wir 
nicht im Stande anzugeben, zu welcher Kategorie 
jede der genannten Staatsfrohnen gehörte. Die 
Gewährung, dass man sich davon loskaufen 
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durfte, wurde die Quelle vielen Unfugs, da die- 
jenigen, welche ihre Pflicht nicht in Geld reluiren 
konnten, nur umso schwerer belastet wurden.^^) 
Die Bedrückungen und Erpressungen, welche die 
2upen-, sowie die Hofbeamten, als Träger des 
Rechtes und der Macht des Königs, sich dies- 
falls zu Schulden kommen Hessen, bilden die 
emsite Schattenseite der socialen Zustände im 
alten Böhmen." 

Ueber den Zusammenhang des königlichen 
Grundeigenthimas mit den Staatsfrohnen äussert 
sich der genannte böhmische Historiker folgender- 
massen: „Es unterliegt wohl so wenig einem 
Zweifel, dass auch in Böhmen Wälder, Flüsse, 
Triften und unangebautes Land, sammt dem, was 
im Wald und Fluss sich befand, ursprünglich 
zur Mark gehörten, als es gewiss ist, dass 
alles dieses schon im XL Jahrhunderte als 



ö6) Einen Beweis dafür, wie die gleichen facti- 
schen Zustände und gleichen Bestrebungen und Ideen 
der Menschen in den verschiedenen Zeiten gleiche Re- 
sultate herbeiführten, liefert der Vergleich der Robot- 
loskäufe der älteren böhmischen Periode, von welcher 
hier Palack:^ Erwähnung macht, mit dem, was wir 
dann in Böhmen in der ersten Hälfte des XVIII. Jahr- 
hunderts vorfinden. Auch in dieser späteren Zeit kam 
es vor, dass sich die Unterthanen mit dem Willen des 
Herrn von der Robot loskauften, und dass die Herren 
von den Losgekauften das Geld nahmen, aber von den 
übrigen nicht Losgekauften, die Robotsarbeit er- 
pressten, welche ihnen durch das Loskaufen abhanden 
gekommen war; auf diesen L^nfug bezieht sich das 
Verbot des Robotpatentes Karl VI. vom 27. Jänner 
1738, welches im Artikel 20 enthalten ist. 

Kaizl, FinuuBwiBsenschaft, fibers. : v. Körner. 12 
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Staatsgut angesehen wurde, obgleich es zur 
selben Zeit auch vertheiltes Waldeigenthum in 
den Händen der Edlen und Freien gab. Die ge- 
stattete und mit der Zeit erweiterte Benützung des 
Staatsguts ergab die ersten und wichtigsten Re- 
galien. Dahin gehörte die Jagd, Holzung, 
Fischerei und Zeidlerei; femer die Benützung 
der Brücken, der Land- und Wasserstrassen. Alle 
diese Gegenstände wurden entweder mit Geld 
oder mit Naturallieferungen und Frohnen be- 
steuert; die ersteren nach einem jährlichen 
Ueberschlag. Die Bergwerke, unter welchen vor- 
züglich die vielen und reichen Goldwäschen 
dieser Zeit zu bemerken kommen, theilten wahr- 
scheinlich die Eigenschaft der Wälder und Flüsse 
rücksichtlich des Rechtes ihrer Benützimg; die 
Münze aber war entschieden ein Regale, schon 
seit Boleslaw I. Von dem eigenthümlichen und 
in der Folgezeit so wichtig gewordenen Rechts- 
verhältniss, dass man die Klostergüter eben so 
wie die nachmaligen Besitzungen der Städte- 
gemeinden, für eine besondere Art königlicher 
Kammergüter ansah, finden sich schon in dieser 
Periode ziemlich deutliche Spuren. Endlich 
galten die sämmtlichen Juden, die als Handel 
treibend schon seit dem X. Jahrhundert in 
Böhmen genannt werden, als Regale, als ein 
Eigenthum der königlichen Kammer; diese an 
sich unwürdige Ansicht hatte das Gute, dass jene 
fremdartige und darum missachtete Menschen- 
classe dadurch unter den besonderen Schutz 
des Landesherm gelangte, folglich jede frevel- 
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hafte Verletzung derselben als ein Angriff auf 
die königliche Kammer angesehen und geahndet 
wurde. 

Die Hauptarten des staatlichen oder kcwiig- 
lichen Einkommens — denn es wurde kein Unter- 
schied zwischen beiden gemacht — waren fol- 
gende : 

1. Einkünfte von königlichen Gütern oder 
Herrschaften (Dominien oder Domänen im en- 
geren Sinne, siehe Anmerkung 29). 

2. Zinsungen aller Gaustädte und der auf den 
königlichen Gutem ansässigen Leute, ursprüng- 
lich mir (Friede, tributum pacis) genannt. 

3. Zinsungen unter dem Namen venditiones 
und decimationes , wahrscheinlich für die Be- 
nützung der eben angeführten Regalien gezahlt. 

4. Gruben- oder Bergwerkseinkünfte. 

6. Münzeinkünfte; die Münzprägung, welche 
in Böhmen immer ausschliessliches Recht des 
Königs (jus regale) war, wurde namentlich in den 
ältesten Zeiten nicht als ein blos Ausgaben ver- 
ursachender Verwaltungsact, sondern als eine 
einträgliche Quelle der Finanzen betrachtet; die 
volkswirthschaftliche Bedeutung und Function 
des Geldes wurde ganz übersehen. 

So wurde denn aus dem Münzwesen ein Ge- 
winn gezogen (sei es, dass der König es in eigener 
Regie durch seine Beamten verwaltete, sei es, 
dass er es pachtweise Privatunternehmern über- 
liess), und zwar auf zweifache Art; die erste, 
brutalste und anstössigste bestand darin, dass 
alle Münzstätten, welche in Böhmen waren (im 

12* 
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XIII. Jahrhunderte in Prag, Eger, Brüx, Kaaden, 
Klattau und Pisek) sehr oft — auch jedes Jahr, 
ja zwehnal und dreimal im Jahre — neue 
Münzen (Typen) prägten, die alten Münzen 
dagegen jedesmal in Verruf erklärt und im 
Handel ganz und gar verboten wurden und 
nur mit einem mehr oder minder grossen Abzüge 
bei den königlichen Münzstätten gegen neue aus- 
getauscht werden konnten. Daher kommt jene 
grosse Menge und Mannigfaltigkeit des Gepräges 
der Münzen, welche unsere Zeiten bei Weitem 
übertrifft. Die zweite Art, weniger gewaltsamer, 
volkswirthschaftlich jedoch nicht weniger bedenk- 
licher Exploitation des Münzwesens bestand in 
der Verschlechterung der Münzen, d.h. in der 
Verringerung des Kornes der Münzen, welchen 
sowohl der Name, als auch der Nennwerth und 
die gesetzliche Tauschkraft der ursprünglichen 
rechten Münze gelassen wurde. König Wenzel IL 
machte im Jahre 1300 dem an erster Stelle an- 
geführten Unfuge ein Ende, indem er Florentiner 
Münzmeister berief und eine neue Währung, die 
Prager Groschenwährung, einführte. Das Münz- 
grundgewicht war die Mark feinen Silbers, aus 
welcher beiläufig 60 (ein Schock) Groschen ge* 
prägt wurden, deren Feingehalt 916 Tausendtheile 
betrug. Der Verschlechterung der Münzen wurde 
aber dadurch nicht Einhalt gethan.^^) 

57) Siehe die auch vom volkswirthschaftlichen 
Standpunkte sehr berechtigte Klage hierüber bei 
ätitn;^ (Ueber allgemeine christliche Angelegen- 
heiten. Erben'sche Ausgabe 1862, S. 160). 
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Der Handel reagirte gegen solche gewinn- 
süchtige Ungerechtigkeiten durch Erhöhung der 



Durch die Güte des Prager Numismatikers H6rm 
Ed. Fiala haben wir die durch amtliche Prüfungen 
erforschten Daten über das Korn der Prager Groschen 
erlangt, aus welchen die Verschlechterung der Wäh- 
rung deutlich erkennbar ist. Hienach war das Korn 
bei diesen böhmischen Schockgroschen 

unter Wenzel II 916 : 1000 

» Johann (durchschnittlich) . 909 : 1000 

unter Karl IV. - 850 : 1000 

» Wenzel IV 600 : 1000 

» Wladislaw II, 427 : 1000 

* Ferdinand I. 420 : 1000 

Auf diese Art ist es begreiflich, dass aus der- 
selben Mark Silber, aus welcher im Jahre 1300 
circa 60 (ein Schock) Prager Groschen geprägt wurden, 
im XVI. Jahrhunderte 120 (oder zwei Schock) Gro- 
schen geschlagen wurden. Dass übrigens auch weiter 
gegangen und versucht wurde, auch drei Schock aus 
der Mark zu prägen, dafür ist ein königlicher Brief 
aus dem Jahre 1510 an die obersten Kuttenberger 
Münzbeamten Zeugniss, sie mögen den Münzem in 
diesem vom Könige gestatteten Beginnen nicht wehren. 
Der Brief lautet f olgendermassen : 

,jWladislaw von Gottes Gnaden König von Un- 
garn, Böhmen, Markgraf von Mähren u. s. w. Edle 
imd Ehrenfeste, Liebe fund; Getreue ! Es ist Uns namens 
des Janda und Hamokef, Münzer zu Kuttenberg, be- 
richtet worden, dass ihnen etwelche Hindemisse be- 
reitet werden, bis zimi Belaufe von zehn Mark Silber 
die Mark zu drei Schock böhmischer Groschen zu 
verarbeiten, wie Wir ihnen schon vorlängst in Gnaden 
zu gestatten geruht haben. Deswegen befehlen Wir 
Euch, dass Ihr in jenen Brief, den sie von Uns dar- 
über besitzen, sorgfältig Einsicht nehmet und dem- 
gemäss es bei Unserer Gnade bewenden lasset, ohne 
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Güterpreise und auch dadurch, dass er, obwohl 
dies verboten wurde, bei grösseren Umsätzen un- 
gemünztes Metall verwendete; aber er entging 
auch dadurch den finanziellen Nachstellungen 
nicht, weil auch das Abwägen des Goldes und 
Silbers ein Regal war, und unentgeltlich für 
Niemanden vollzogen wurde. 

6. Judengelder. 

7. Caducitäten, ursprünglich namentlich 
heimgefallene Dienstlehen. 

8. Gerichtsgelder, d. i. Gebühren und Geld- 
strafen, deren grösster Theil allerdings in den 



jegliche Anstände, so dass sie nehmen können, was sie 
von Uns früher erhielten. Hierin ünsem Willen wissend 
werdet Ihr Euch darnach halten, wie Wir Euch 
schreiben. Gegeben am Wysegrad u. s. w." 

In Hinblick auf solche Münzpraktiken ist es 
kein Wunder, da,ss dem Könige daran gelegen war,, 
dass das Amtsgeheimniss der Münzstätte, wie wir. 
uns heute ausdrücken würden, streng eingehalten 
wurde; Beweis dessen, der Brief desselben Wladis- 
law II. vom Jahre 1514, wieder an die Beamten 
der Münzstätte: „Wir kennen und wissen es ganz 
gut, dass es unser besonderes Bedarf niss ist, bei un- 
serer Münzstätte das Geheimniss so einzuhalten, wie 
es sich gehört. Wie kann es in dieser Zeit geschehen, 
dass manche Sachen ausgetragen werden, welche an- 
deren nicht bekannt werden sollten" u. s. w., worauf 
die Wahrung des Geheimnisses unter Strafe auferlegt 
wird. Beide böhmische Originalbriefe sind in der 
Privatsammlung des Herrn Fiala. Von den böhmi^ 
sehen Münzen siehe ausser Palack^ die Geschichte 
der Stadt Prag von Tomek, I. Theil, 1885, S. 327,, 
welche detaillirtere Nachrichten gibt. 
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Händen der Beamten geblieben ist; zu ihnen ge- 
hörten auch „jene Geldstrafen, welche wegen der 
Gemeinbürgschaft gezahlt werden mussten, und 
welche je nach der Art des Verschuldens kurz- 
weg ,svod, hlava, närok u. s. w/ genannt wurden. 
Ja es war, wie ich vermuthe, auch die Rechts- 
widrigkeit nicht unerhört, dass, wenn die Gemein- 
bürgen auch einen Uebelthäter, aber einen armen, 
von welchem keine Geldstrafen eingebracht 
werden konnten, zur Gerichtsstätte brachten, sie 
selbst für ihn büssen mussten" (Palack^, an 
der angeführten Stelle, S. 284). 

9. Marktgelder (denarii de foro), welche von 
allen auf den Markt zum Verkaufe gebrachten 
Güter gezahlt wurden, daher nur in den Städten. 

10. Zölle und Mauthen; „zur Bezahlung der- 
selben waren alle Stände ohne Ausnahme, Ade- 
lige und Nichtadelige, Geistliche und Weltliche, 
Einheimische und Fremde verpflichtet, aber 
selbstverständlich nur von den Gütern, nicht für 
die Person. Eine Hauptzollstätte mit einem be- 
stimmten Tarife für alle damals eingeführten 
Waaren fand sich schon unter Bofivoj II. im 
Tein - Hofe in Prag vor. Nur dort war es den 
Gästen (hosti, hospites), d.i. den Kaufleuten aus 
der Fremde, namentlich Griechen, Italienern und 
Deutschen, gestattet, ihre Waaren auszulegen und 
zu verkaufen. Ausserdem gab es Grenzämter zur 
Einhebung des Zolles auf allen Hauptstrassen; 
des Elbezolles in Tetschen geschieht auch schon im 
XII. Jahrhundert Erwähnung. Die Mauthgebühren 
im Innern des Landes wurden, wie es scheint. 
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auch in grösserem Masse eingehoben^ als dem 
Handel nützlich sein mochte".^) 

11. Endlich die allgemeine Steuer (bema,^») 
collecta generalis), auch Hilfe, Verehrung, Ehren- 

5®) Diese Meinung Palack^*s ist nach tinserem 
Urtheil nur allzu begründet durch den Stand der 
Dinge, welchen wir in Böhmen und Mähren am Ende 
des XVII. Jahrhundertes finden, und welcher ge- 
wiss einen ursächlichen Zusanmienhang ndt älteren 
Zeiten hat. Es zeigt sich in der Zeit nach der Schlacht 
am Weissen Berge eine Menge nicht so sehr könig- 
licher, als privater Mauthen, welche von den Herren 
und Städten eingehoben wurden, manchmal ganz be- 
liebig und in beträchtlichen Summen, und zwar nicht 
als Vergütung für die Erhaltung von Brücken, Wegen 
und Anderem, sondern als — wir möchten sagen — 
Finanzzoll. Dadurch wurde allerdings der Handel im 
Lande sehr benachtheiligt. Aber schon in dieser Zeit, 
dann namentlich am Anfange des XVIII. Jahrhundertes, 
bemühen sich die Wiener Kegierungen, von den ökono- 
misch-politischen Grundsätzen des Mercantilismus 
durchdnmgen, allseitig imi die „Förderung des Com- 
mercii"; zu ihren ersten Thaten gehört die Verminde- 
rung imd Aufhebung jener allzu reichlichen Privat- 
mauthen; siehe die Patente für Böhmen, erlassen 
im Jahre 1736, für Mähren im Jahre 1747, für Oester- 
reich schon im Jahre 1724 u. A. 

*•) Die Etymologie der böhmischen Wörter bern^, 
sbirka, daA, podatek ist augenscheinlich klar. Stiura 
bedeutete auch das. Steuerruder, auch Hilfe oder Unter- 
stützung; auch im Böhmischen wurde das Wort pomoc 
in dem Sinne als Steuer verwendet, wie im Französi- 
schen das Wort aide; siehe hievon Parieu, Traite 
des impöts, I, S. 6 und 6. Das französische impöt 
sowie das italienische imposta kommt von imponere, 
auftragen, auflegen, wie das russische Wort „nalog" 
(Steuer), Die romanischen Wörter accisa (incisio, cisa) 
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geschenk genannt, und von dem Landtage aus- 
nahmsweise auf Verlangen des Königs, besonders 
aus Anlass feierlicher Ceremonien am königlichen 
Hofe (Taufe, Hochzeit, Krönung) bewilligt; es 
war das eine Steuer vom Grundbesitze und wurde 
nach den adeligen imd nichtadeligen Landhuben 
oder Höfen der Adeligen und Nichtadeligen, 
Geistlichen und Weltlichen gezahlt. 

Dies ist der Zustand des böhmischen Finanz- 
wesens im Xin. Jahrhunderte. „Aus all dein ist 
zu ersehen," urtheilt Palack^, „dass die böh- 
mischen Herrscher in der ältesten Zeit genug 
Geldmittel hatten, um sich nicht nur mit Macht, 
sondern auch mit Pracht in höherem Masse als 



und tallia (französisch taille, englisch tallage, latei- 
nisch tallagium) kommen von der Art, auf welche die 
durch diese Worte gekennzeichneten Abgaben bei der 
Zahlung verzeichnet und verrechnet wurden, d. h. mit 
Hilfe der Einschnitte oder Spalte, welche im Holz 
gemacht wurden; siehe hievon Wagner, Finanz- 
wissenschaft, III, S. 71. Dass man so auch in Böhmen 
verfuhr, beweisen die imten angeführten Landtagsbe- 
schlüsse des Jahres 1534, in welchen T^ezüglich der 
steuerlichen Abrechnung und Cassacontrole auf dem 
Lande Folgendes bestimmt wurde: „Und der Richter 
(Schultheiss) soll, wo ein Schreiber wäre, Register, und 
wo kein Schreiber ist, ein Kerbholz haben und die 
Räthe ein zweites. Und auf diese Kerbhölzer soll ein- 
geschnitten werden, für wie viele Schock in dem 
Dorfe verkauft wurde. Und wenn die Herren zum Be- 
amten kommen oder selbst den Richter dieses Dorfes 
oder Städtchens zu sich rufen lassen und die Cassa 
aufgemacht wird, so soll die in die Cassa eingelegte 
Summe mit den Registern und Kerbhölzern verglichen 
werden. 
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die Nachbarfürsten umgeben zu können." Und 
es ist augenscheinlich, dass die Einkünfte privat- 
wirthschaftlicher Natur und überhaupt die Er- 
werbseinkünfte (aus unbeweglichen Gütern, aus 
Zinsen, aus Caducitäten, von den für das Eigen- 
thum des Königs gehaltenen Juden [Kammer* 
knechte], aus den Bergwerken und Münzstätten) 
weit über die Gebühren- und Steuereinkünfte 
(Gerichts- und Marktgelder, Zölle und Steuern) 
vorherrschten. Die Verpachtung der Marktgelder, 
sowie der Zölle und auch des Münzwesens und 
die Belassung der Gebühren in den Händen der 
Beamten, endlich die Seltenheit der Steuer geben 
dafür Zeugniss, wie wenig die steuerartigen Ein- 
künfte zu der damaligen politischen Institution 
des gesammten Landes passten. Die directe 
Steuer wurde ausnahmsweise und selten be- 
willigt; die indirecten Steuern dagegen (Markt- 
gelder und die überwiegende Mehrheit der Zölle) 
beschränkte der Stand der Volkswirthschaft und 
der politischen Landesverwaltung auf die Städte, 
welche einen vorgeschritteneren wirthschaftlichen 
Verkehr und eine festere politische Organisation 
besassen. Durch zwei Jahrhunderte blieb die Zu- 
sammensetzimg des Finanzeinkommens des böh- 
mischen Reiches im Wesentlichen so, wie sie 
soeben geschildert wurde. Das Domanialein- 
kommen herrschte unentwegt stark vor, wenn 
auch zu Zeiten das Steuereinkommen stärker 
floss, wie unter Karl IV.,^^) oder die Einnahme 

^^) Stitn^^ (Von den allgemeinen christlichen 
Sachen) sagt auf S. 156 : „Berna heisst nun in Böhmen 
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aus Veräusserung der Domänen oder aus dem 
mittelst Verpfändung der Krongüter erlangten 
Credite grössere Bedeutung gewann, wie unter 
dem Könige Johann von Luxemburg. 

Eine entscheidendere, wenngleich langsame 
Veränderung beginnt, wie es scheint, mit den 
Hussitenkriegen, und namentlich an der Neige 
des XV. Jahrhundertes ; das königliche Domanium 
wird beträchtlich verkleinert, wogegen die öffent- 

die allgemeine Hilfe für den König. Diese haben die 
Herren zuerst im guten Glauben für das allgemeine 
Wohl bewilligt, imd in Wahrheit sollen sie dieselben 
für wichtige Bedüröusse des Königs zum Wohle des 
Landes bewilligen. Aber ich sehe darin eine Unord- 
nung, imd kann nicht sagen, dass sie ohne grosse 
Sünde für den König und die Herren, wie auch für 
die Steuereinnehmer und Wladyken wäre. Ich fürchte 
für den König, weil er die Steuern oft nimmt und 
vielleicht mehr, als für das allgemeine Wohl gut ist, 
indem er die umliegenden Länder seinen Kindern 
kaufen will; denn ist es einem Lande leicht, soviel 
fremdes Land zusammenzukaufen? Die Herren sün- 
digen dann in der Steuer, da sie dem Könige schmei- 
cheln und ihn nicht beleidigen wollen durch die Wahr- 
heit; aber, wie ich sagte, indem sie dem Könige 
schmeicheln, stehen sie dem allgemeinen Uebel nicht 

entgegen Und darin sind auch die Wladykeu 

nicht ohne Schuld, wenn sie durch wenig die Steuer 
abthxm und viel nehmen von den eigenen Leuten im 
Namen des Königs.** Dann erzählt Stitn^ von den 
Steuereinnehmern, welche sich doppelte Bücher 
machen; die einen für die höhere Simmie, welche sie 
den Zahlern zeigen, und nach welchen sie Steuern ein- 
heben; die anderen für geringere Simamen, nach 
welchen sie dem Könige Rechnung legen; die Leute 
fluchen dann wegen dieser Schurkerei dem Könige. 
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liehen Auslagen wachsen, und zwar nicht nur 
für die unaufhörlichen Kriege an sich, sondern 
auch für die immer zahlreicher werdenden Ver- 
änderungen des Kriegswesens (Schiesspulver, 
Flinten, Kanonen, Söldnerheere), welche grössere 
finanzielle Kriegsauslagen verursachten. 

Es blieb daher den Königen nichts Anderes 
übrig, als ein reichlicheres und öfteres Fliessen 
der Steuerquellen zu suchen und die Consequenz 
dieser Unvermeidlichkeit sehen wir gewiss in 
vollem Masse vor uns unter der Regierung des 
energischen Königs Ferdinand I., welcher nicht 
nur finanziell aus der Demüthigung der rebelli- 
schen Stände Nutzen zog, indem er zahlreichen 
Grundbesitz confiscirte und auf die königlichen 
Städte eine dauernde, von der Bewilligung des 
Landtages unabhängige Biersteuer, den so- 
genannten erblichen Fasszins, wälzte, sondern 
auch auf den Landtagen zu wiederholten Malen 
die Bewilligung der verschiedensten imd auf den 
ersten Blick mitunter schweren, ja grausamen 
— directen und indirecten — Steuern erlangte. 
So ist besonders interessant der Beschluss des 
Landtages vom Jahre 1634,«i) wodurch eine 
Steuer bewilligt wurde, welche der lange vorher 
in Spanien eingeführten und unter dem Namen 
Alcavala berüchtigten Steuer, die unter den 
hauptsächlichsten Gründen des wirthschaftlichen 



öl) „Snömy 6eske" (Die böhmischen Landtage), 
herausgegeben durch das Landesarchiv, I, Nr. 241, 
S. 376 ff. 
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Verfalles Spaniens ^^^ angeführt wird, durchwegs 
ähnlich war. 

Diese böhmische Alcavala, welche übrigens 
neben anderen Dingen ein Beweis dafür ist, dass 
unter dem Hause Habsburg viele öffentliche und 
namentlich finanzielle Einrichtungen aus Spanien, 
sowie unter den Luxemburgern vom Rhein und 
aus Frankreich nach Böhmen herüberkamen,^») 
sollte von jedem Verkaufe beweglicher Güter im 
Lande gezahlt werden; so wurde verordnet: 
„Von jedem Strich Weizen hat der Verkäufer 
einen halben böhmischen Groschen, von jedem 
Strich Roggen zwei böhmische Groschen, von 
jedem Strich Gerste zwei Groschen u. s. f. zu ent- 
richten**; femer: „Von jedem und jeder Art Kauf- 
mannsgute, wer immer im Lande etwas verkauft, 
per Schock einen böhmischen Groschen. Die 
Kaufleute, welche Handel treiben und aus an- 
deren Ländern hieher ins Land Kaufgüter — sei 
es wägbare oder messbare oder Schnittwaare — 
liefern, mögen jeder von dem; was im Lande ver- 
kauft wird, per Schock einen böhmischen Gro- 
schen geben.** Diese Steuer, welche auf drei 
Jahre bewilligt war, trug schon im ersten Jahre 
nichts ein,^*) obwohl der König für ihre Bewilli- 

62) Siehe Ad. Smith, Wealth of nations, III, 
S. 382, Londoner Edition 1802. 

63) Siehe Adler, Die Organisation der Central- 
verwaltung unter Kaiser Maximilian I., 1886; 
Bruder, Studien über die Finanzpolitik Herzog 
Kudolf IV. von Oesterreich, 1358—1365, 1886. 

**) Siehe Snömy I, Die königliche Botschaft 
des Jahres 1537, Nr. 248, S. 406. 
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gung den Ständen bedeutende Zugeständnisse 
gemacht hatte; nicht nur weil sie sehr 
drückend und unsinnig war,«^) sondern haupt- 
sächlich deshalb, weil keine Perceptions- und 
Controlsorgane vorhanden waren — höch- 
stens die Zahlungspflichtigen selbst; es war 
bestimmt, dass die Steuer folgendermassen 
eingehoben und beobachtet werden solle: 
„Hiezu sollen zwei Schöffen auserwählt werden, 
überall wo Märkte oder Jahrmärkte sind; 

ßö) Ein zeitgenössisches, sehr interessantes und 
treffendes Urtheil über diese böhmische Alcavala 
findet sich auch in den „Landtagen" (I, S. 396), und 
zwar im deutschen Briefe vom 6. April 1534, welcher 
mit Nr. 245 bezeichnet ist (Bericht des Amtmannes 
zu Joachimsthal, Heinrich von Konritz, u. s. f.). Es 
heisst dort: „Man hätte meines Vorsehens kunig- 
licher Majestät und dem Lande zu gut viel ein gleich- 
massiger Steuer können und mögen anlegen, denn dies 
geht allein über den armen gemeinen Mann, der do 
kaufen muss, der Verkäufer weiss wohl seinen Vor- 
teil, damit er ohne Schaden bleibt. Ich will auch 
gern sehen, wie man doch diese weitläufige Steuer 
zu der Gleichheit und Nutz will einbringen; es ist 
bei mir unmöglich, zu dem dass man viel Dieb machen 
wird und den Leuten ihre Gewissen beschweren, aber 
hie ist kein Nachdenken, so ist das Land die Hälfte 
verdorben, Gott behüte weiter imd gebe seine Gnade. 
Die Stände sind sehr zutreulioh gewest und der ge- 
meine Mann zu Prag war an dieser Anlag gross be- 
schwert und wunderlich. Gott gebe einen guten Aus- 
gang. Man wills dafür achten, dass dieser Bern die 
drei Jahre lang über ob 500.000 fl. tragen soll, Mer- 
hem, Schlesien und Lausnitz seind nicht herein- 
gezogen, ein ides Land vor sich wird auch dran 
müssen." 
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sie werden jeder einen Schreiber haben, und es 
werden in diesem Orte oder Marktflecken die 
Kaufleute oder Krämer verpflichtet sein, bei 
diesen hiezu bestimmten Schöffen sich einzu- 
finden und diese hiezu berufenen Schöffen sollen 
jeden Kaufmann oder Krämer auf seinen Glau- 
ben imd sein Seelenheil befragen, ob er wirklich 
die Woche für soviel verkauft, als er angesagt 
hat, und das was er sagt, sollen sie von ihm an- 
nehmen und an dem Orte aufbewahren, wo es 
angeordnet ist. Wenn sich anderswo Jemand 
finden liesse und überwiesen werden könnte, der 
soll die Summe, für welche er verkauft hat ohne 
ordnungsmässig Steuer zu zahlen, verlieren, und 
der vierte Theil dieser Summe soll Demjenigen 
gegeben werden, der ihn angezeigt und über- 
wiesen hat, der dritte Theil dem Grundherrn und 
die zwei anderen Theile sollen Sr. Majestät dem 
Könige bleiben. Die Gerichtsverhandlung und 
Entscheidimg soll dort stattfinden, wo sich der 
Fail ereignet und zugetragen hat. Hierauf soll die 
Entscheidung ohne Aufschub erfolgen." Wir er- 
kennen aus diesem Beschlüsse, dass schon 
damals in Böhmen das eidliche Bekenntniss 
(Fassion) imd die Anzeigerbelohnung (vielleicht 
auch spanischen Ursprunges) Hilfsmittel der Fi- 
nanzverwaltimg waren. Aber auch aus dieser 
Steuer vom Jahre 1534 geht über allem Zweifel 
sicher hervor, wie das politische Privilegium auch 
durch die Finanzgesetzgebung ausgenützt wurde; 
sollte doch das Schwergewicht dieser Steuer auf 
die Schultern des Bürgerstandes und des gemeinen 
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Volkes fallen, wogegen die herrschenden höheren 
Stände, namentlich der Herrenstand, verhältniss- 
mässig wenig von ihr getroffen wurden, während 
sie sich mit ihrer Hilfe von älteren oneroseren 
Steuerverpflichtungen befreit hatten. Siehe hier- 
über das zeitgenössische Urtheil in Anmerkung 65. 
Diese Steuer wurde im Jahre 1537 gegen eine 
andere vertauscht, d. h. der Landtag nahm 
andere Verpflichtungen auf sich (die Aufstellung 
des Militärs und 25.000 Schock böhmische 
Groschen), „aber auf solche Weise imd mit der 
Bedingung, dass Seine königliche Gnaden aus 
Liebe und Gnade keinen Widerstand dagegen zu 
erheben geruhen, dass alle vorher bewilligten 
Steuern, welche auch in die Landtafeln einge- 
schrieben waren, aus den Tafeln gelöscht wür- 
den." ««) 

Im Jahre 1545 wurde, um noch ein Beispiel 
anzuführen, eine Steuer von allem Capitalver- 
mögen, und zwar 12 Schock von 1000 be- 
willigt, welche ausgeschrieben und eingehoben 
werden sollte auf Grund des eigenen Be- 
kenntnisses und der eigenen Schätzimg, die 
jeder Steuerpflichtige über seine bewegliche 
und unbewegliche Habe (ohne Abzug der 
Schulden, jedoch ohne Einrechnimg der Klein- 
odien, fertigen Kleider und unverzinslichen Gel- 
der) „gerecht auf sein Gewissen unter Siegel" 
durch ein Bekenntnissblatt (Fassion) machen 



**) Sncmy I, Die Antwort der Stände vom 
16. März 1637, Nr. 249, S. 407. 
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sollte.^7) Dass allerdings die Bekenntnisse und 
Abschätzungen klein waren und immer niedriger 
wurden, wird Niemanden wundem, wenn er den 
völligen Mangel der Controle und der Finanzver- 
waltungsorgane in Betracht zieht, in Folge dessen 
die ganze Steuerverwaltung wiederum nur den 
Steuerpflichtigen überlassen werden musste ; auch 
ist es sicher nicht möglich, aus dieser Abnahme 
des Abschätzungswerthes der Güter zu schliessen, 
— wozu sich einige allzu Vertrauensselige hin- 
reissen Hessen — dass zu jener Zeit das Ver- 
mögen und der Volkswohlstand im böhmischen 
Lande verfiel, und dass die Steuern davon der 
Grund waren.««) 

Die Landtage vertheidigten allerdings ängst- 
lich ihr Recht der Steuerbewilligimg und bewillig- 
ten das, oder besser gesagt, einen Theil dessen, 
was der König verlangte, regelmässig nur nach 
langem Hin- und Herhandeln und Feilschen ; eben- 
so sorgten sie dafür, dass die bewilligten und ein- 
gehobenen Steuern nur zu dem Zwecke verwendet 
wurden, zu welchem sie der König postulirt und 
der Landtag bewilligt hatte. Und hier tritt dann 
der staatsrechtliche Unterschied und in Folge 
dessen auch der rechnimgsmässige und cassa- 
mässige Unterschied zwischen den zwei grossen 



•7) Siehe SnSmy I, Nr. 327, S. 615. 

«8) Manche anderen Steuern, welche in jener Zeit 
bewilligt wurden, beschreibt A. G i n d e 1 y, Geschichte 
der böhmischen Finanzen von 1526 — 1618. Denk- 
schriften der kaiserlichen Akademie der Wissen- 
schaften, 18. Band, Wien 1869. 

Eaizl, Finanzwiaienachaft, üben.: v. ESmer. 13 
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Ressorts des königlichen Finanzeinkommens 
schärfer und schärfer hervor: das erstere imd 
ältere, dessen Erwerb dem Könige aus der aller- 
höchsten königlichen Macht zustand, imd das 
durch ein königliches Amt, genannt Kammer, ver- 
waltet wurde ; «^) das zweite Ressort des Finanz- 
einkonmiens, das sich aus Kleinem und aus aus- 
nahmsweisen Fällen entwickelte, waren eben die 
Steuern, deren Erwerb an die Bewilligung der 
Stände gebunden war, und deren Einhebimg und 
Verwaltung durch die Gewählten der Stände er- 
folgte, durch eigene Steuereinnehmer für jedes 
Land, und durch die obersten Steuereinnehmer 
für die Centralverwaltung und Controle der Aus- 
gabe der dem Könige abgeführten Steuergelder. 
Die unzertrennliche Vermischung der öffentlichen 
Wirthschaft und der persönlichen Wirthschaft des 
Königs verschwindet, und die Betheiligung der 
Stände und der Landtage an der Finanzgesetz- 
gebung und Finanzverwaltung zeigt sich immer 
mehr und mehr. 

Kammereinkünfte oder blos Kammer waren 
alle Einkünfte, welche dem Könige aus seiner 
unbeschränkten Macht gehörten; also Produc- 
tionseinkünfte aus dem Ackerbaudomanium und 
Zinsen aus den königlichen Städten und Klöstern, 
ebenso wie Gebühren, Geldstrafen, Caducitäten, 
Zölle, erbliche Fassgelder, Judengelder u. A. Die 



^- - ^^) Siehe hierüber die Abhandlung JaromirÖela- 
kovsk;^'s: „Ufad podkomorsk^ v Öechäch'*, (das Amt 
des ünterkämmerers in Böhmen), Zeitschrift des Mu- 
seums des Königreiches Böhmen, 1877 und 1878. 
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Gebühren hatten grösstentheils nur eine indirecte 
finanzielle Bedeutung, da sie den Beamten über- 
lassen wurden.70) Daraus erhellt, dass der Unter- 
schied zwischen dem Kammer- imd dem Steuer- 
einkommen nicht ein wirthschaftlich-finanzieller, 
sondern ein rein staatsrechtlicher ist, und da- 
durch wird auch begreiflich, dass ein Einkommen 
derselben wirthschaftlich-finanziellen Natur — 
wir haben die Steuern im Sinne — sich gleich- 
zeitig auf beiden Seiten zeigt: sowohl unter den 
Kammer-, als auch unter den Steuereinnahmen; 
so waren die Fassgelder, die das Mass des auf 
die Städte gewälzten erblichen Fasszinses des 
Jahres 1547 überstiegen (ein Groschen vom Fass), 
von der Bewilligung des Landtages abhängig, und 
wurden oft, namentlich im XVII. Jahrhunderte, 
bewilligt, wogegen sie bis zu diesem Masse ein 
unbeschränktes Kammereinkommen waren. Aehn- 
lich war es vielleicht mit den Judengeldem, wel- 
che, obwohl sie Kammereinkünfte waren, doch 
auch durch die Landtage, und zwar noch im 
XVII. Jahrhunderte bewilligt wurden ; wo bei den- 
selben die Grenze war, können wir nicht sagen.^^) 
Dass im Uebrigen im XVI. Jahrhundert, ja auch 
zu Anfang des XVII. Jahrhunderts, die Kammer- 
einkünfte „unvergleichlich kleiner", wie Gin- 
dely behauptet, gewesen wären als die Steuer- 



'0) Siehe V. K. v. V 2 e h r d, Neun Bücher von 
den Kechten u. s. w. Buch VIII, Cap. 32 ff. 

'^^) Hierüber urtheilen Palack^^ und Ka- 
1-0 u s e k, Das böhmische Staatsrecht, anders als 
G i n d e 1 y. 

13* 
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einkünfte, scheint uns nicht wahrscheinlich,^^) im 
Gegentheile, wir halten dafür, dass in jener Zeit 
noch immer die Kammereinkünfte, unter denen 
Gindely die Einkünfte aus dem Münzwesen, 
Caducitäten, von den Juden, Geldstrafen, Credit- 
einnahmen nicht anführt, die Steuereinkünfte 
überstiegen, und das umso mehr, als manche 
Steuer auf dem Papier des Landtagsbeschlusses 
und in der Eintragung in den Landtafeln viel ein- 
träglicher erscheint, als sie nach ihren wirklichen 
Erträgnissen war.^^) 



72) Siehe hievon die Bereclmungen bei Paul 
Stränsk^, Respublica Bohemiae, Edition Elzevir, 
1634, S. 498 ff. 

73) Aber auch darin stimmen wir mit Gindely 
nicht überein, dass es möglich wäre, das Steuerein- 
kommen, von dem er sagt, dass es „imvergleichlich" 
grösser war, als das Kammereinkommen im XVI. Jahr- 
hunderte, als ausserordentliches, imd das Kammer- 
einkommen als ordentliches Einkommen des Königs 
zu bezeichnen; das Steuereinkommen könnte vielleicht 
als ausserordentliches bezeichnet werden in Zeiten, wo 
die unten angeführte Capitulationsurkunde des Königs 
Johann von Luxemburg ausgegeben wurde, aber man 
kann das nicht thun seit den Zeiten Ferdinand t., 
wo, wie Gindely selbst sagt, die Steuern so regel- 
mässig auftreten. Die Kategorien der ordentlichen und 
ausserordentlichen Einkünfte sind jedoch in der 
Finanzwissenschaft und noch mehr in der finanziellen 
Praxis so unbestimmt und so wenig feststehend, dass 
wir sie ohne eigene feste Definition nicht benützen 
wollten. In der modernen Terminologie begründet 
keinerlei staatsrechtliches Moment den Unterschied 
zwischen ordentlichen und ausserordentlichen Ein- 
künften (siehe Ende des §7). 
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In der Zeit nach der Schlacht am Weissen 
Berge vermehren sich die Summen der bewillig- 

Auch der weitere modemisirende Ausspruch G i n- 
dely's, welcher bei Besprechung der „ausserordent- 
lichen Steuern" vom „ausserordentlichen Budget" 
redet, und meint, es hätte sich aus dieser „ausserordent- 
lichen Bewilligimg der Steuern" das „böhmische und 
später österreichische Budget entwickelt", so dass, 
wenn er hierüber schreibe, er über die eigentliche 
böhmische Finanzgeschichte schreibt — auch diese 
Aussprüche widersprechen den Thatsachen der Finanz- 
geschichte. Wenn man schon vom Staatsbudget spre- 
chen imd ausserdem das Wort Budget anwenden will, 
im Sinne der blossen öffentlichen Einnahmen (siehe 
§ 5), damit an dieses Budget des XVI. Jahrhunderts 
die weitere Entwicklung des böhmischen und öster- 
reichischen Budgets und die gesammte Finanz- 
geschichte angeknüpft werde, dann ist es sicher noth- 
wendig, in ein solches Budget die Kamm ereinkünf te 
ebenso wie die Steuern einzureihen und auf beide 
gleich Kücksicht zu nehmen, denn beide waren Fi- 
nanzen imd deckten den öffentlichen Bedarf. Der 
Unterschied zwischen ihnen war nur ein staatsrecht- 
licher und nicht finanzwirthschaftlicher, und des- 
halb haben beide Kategorien für die Finanzgeschichte, 
vor deren Antlitz die staatsrechtlichen Formen wech- 
seln imd sich ändern, gleich grosse und gleich wich- 
tige Bedeutung. Dies zeigte sich praktisch in der Zeit 
des Absolutismus, wo der formelle Unterschied 
zwischen ihnen eben deshalb, weil er nur ein staats- 
rechtlicher war, anfing zu schwinden, und beide un- 
zertrennlich in den Kechnimgen des Herrschers figu- 
rirten. Nicht minder zeigte sich dies in der constitu- 
tionellen Zeit, wo zwischen ihnen aus den entgegen- 
gesetzten staatsrechtlichen Ursachen wieder kein 
Unterschied besteht, denn sobald sich das erste, wirk- 
liche Budget im Parlamente zeigte, fanden sich sofort 
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ten Steuern immer stärker, und wieder ist es das 
wachsende Kriegsbedürfniss (Erhaltung des Mili- 
tärs und Fortificationen) und nicht die auch jetzt 
noch auf ein wahres Minimum beschränkte innere 
Verwaltung, welches dies verursacht. Aber die 
Ohnmacht und Nachgiebigkeit des Landtages ist 
noch lange nicht eine solche, für die sie gewöhn- 
lich gehalten wird; Beweis hiefür sind die ge- 
druckten Acten der Landtage der Periode nach 
der Schlacht am Weissen Berge.*^*) Allerdings aber 
verschwindet jene — wir möchten sagen anfänge- 
rische und gutmüthige Buntheit, Reichlichkeit und 
Abwechslung, ja sogar Abenteuerlichkeit der ver- 
schiedenen Steuern; der Steuerstrauss hat ge- 
wöhnlich nur sehr wenige, aber volle, reiche und 
dauernde Blüthen (die nach der Ansässigkeit ein- 
gehobene Grundsteuer, die Getränkesteuer, die 
Steuer zur Erhaltung des Militärs). Dies zeugt 
von den festeren Händen der Finanzverwaltung, 

beide Kategorien im gleichen Masse vor, eben deshalb, 
weil sie ein staatsrechtlich unzertrennliches öffent- 
liches Finanzeinkommen waren. Die sachlichen, finanz- 
wirthschaftlichen Unterschiede der beiden Kategorien 
blieben gleich bei allen staatsrechtlichen Veränderun- 
gen. 

74) Auf diesen beruht die Publication T o m e k's : 
Die böhmischen Landtage nach der vemeuerten Landes- 
ordnimg (bis zum Jahre 1748), 1870; siehe auch 
Kalousek's Böhmisches Staatsrecht, 1871, imd 
ausserdem jetzt die Abhandlung Boh. Biege r's. Das 
Werk der Centralisation im XVllI. Jahrhundert, Osvc- 
ta 1888, namentlich Nr. 3, welches die Action Maria 
Theresia's seit eben der Zeit darlegt, wo Tomek's 
„Landtage" aufhören. 
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welche erfahrener und sowohl ihrer Ziele als 
auch ihrer Mittel bewusst wird. 

Die Regierung Maria Theresia's, Josef IL und 
Franz I. hinterliess die tiefsten Spuren in der 
Entwicklung des Finanzwesens, namentlich in 
Folge Erhöhung der directen Steuern und in 
Folge der Schmälerung der Steuerprivilegien der 
höheren Stände; hier allerdings zeigt sich die 
Herrschermacht in fast absoluter Unbeschränkt- 
heit, welche sie häufig nicht zu Ungunsten des 
gemeinen Volkes ausnützt. 

Es beginnt das mächtiger werdende König- 
thum sich schon am Ende des XVIL Jahrhimderts 
dieses grausam bedrückten Volkes gegenüber den 
privilegirten Ständen anzimehmen. Spuren hie- 
von in Finanzsachen — auf welche unsere Aus- 
führung hier beschränkt ist — zeigen sich in den 
wiederholten Verboten, dass die Obrigkeiten bei 
Vertheilung imd Einhebung der Steuern von den 
Bauern nicht mehr nehmen sollen, als der Land- 
tag bewilligt hat, und dass sie selbst aus ihrer 
eigenen Tasche die Steuer zahlen sollen, welche 
nach dem Beschlüsse des Landtages auf sie ent- 
fällt.75) Die Erfolge dieser gut gemeinten Inter- 
cession waren sehr unbedeutende, wovon die Ur- 
sache wieder in dem vollständigen Mangel 
vollziehender und controlirender Organe der 
königlichen Verwaltung liegt.. Entschiedener in 



75) Siehe z. B. die Kobotpatente Leopold's I. vom 
28. Juni 1680, Absatz 1, Kaxl's VI. vom 22. Februar 
1717, Absatz 4, desselben vom 27. Jänner 1738, Ab- 
satz 28. 
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die Steuersachen einzugreifen war allerdings 
auch so lange schwer, als man an der uralten, 
aber nicht minder primitiven und rohen Ver- 
anlagung der Steuern nach den Ansässigkeiten 
festhielt, wobei der Begriff der Ansässigkeit 
(Niederlassung), welcher doch die Steuereinheit 
war, höchst unbestimmt und ungleich blieb (die 
Versuche einer Verbesserung vom Jahre 1652 und 
1683). Die Kosten der Kriege führten auch hier 
zu einer Wendung, zur Reform der Grundsteuer, 
welche alle anderen Steuern weit überstieg und 
sozusagen die Steuer par excellence war. Das 
unter Maria Theresia beendete Katasterwerk gibt 
formell die alte Einheit, die Ansässigkeit, nicht 
auf, was ein Beweis des Beharrungsvermögens 
alter Einrichtungen imd des schwierigen Fort- 
schrittes der Reform ist, führt aber in der Sache 
einen vollständigen Umschwung und grossen 
Fortschritt durch. Es wurde nämlich jene roheste 
Art der Grundsteuer aufgelassen, welche nichts 
anderes war, als eine höchst ungleiche Capital- 
steuer und man drang sofort — nicht ohne Ueber- 
stürzung — zur Steuer von dem reinen Ertrag 
der Grundstücke vor. Dies ist der eine Fortschritt. 
Der zweite beruht auf dem energischeren An- 
fassen der privilegirten Stände, für welche eine 
separate Steuer, die freilich noch unverhältniss- 
massig kleiner war, als die der Unterthanen, und 
ein separater Kataster (exaequatorium domini- 
cale) eingerichtet wurde. Die Untervertheilung 
(Subrepartition) der Steuern auf die Unterthanen 
behalten sich die Stände noch auf dem Land- 
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tage des Jahres 1752 vor (siehe die gedruckten 
Landtagsacten), indem sie sich gegen das Ein- 
greifen der Kreisämter wehren. 

Josef IL, welcher die persönUche Leibeigen- 
schaft aufhob und die Milderung und entgeltliche 
Aufhebung der Robot anbefahl, nahm sich auch 
in Steuersachen der Arbeit mit starker Energie 
an. Die Ansässigkeit als Steuereinheit verwarf 
er vollständig; anstatt des reinen Ertrages liess 
er in seinem Kataster den Bruttoertrag der Grund- 
stücke erheben; auf diesen wälzte er die Steuer 
und unterdrückte dadurcTi manche erstaunliche 
Hinterziehungen und grosse Ungleichheiten ; end- 
lich legte er auf die Erträge aller Grundstücke von 
Herrschaften und Unterthanen die gleiche Steuer. 
Die Subrepartition der Steuern nahm er den Herr- 
schaften ab und übergab sie den königlichen 
Steuerämtern, deren er in Böhmen 184 errichtete. 
Aber nach seinem Tode blieb wenig von diesem 
Werke, weil es !die Stände verstanden, von seinem 
Nachfolger Leopold IL zu erwirken, dass man 
sofort zum Wesen des Theresianischen Steuer- 
regime zurückkehrte.*^^) 

Unter der Regierung Kaiser Franz I. be- 
wirkten wieder die Kriege imd ihre grossen 
Kosten eine rege Thätigkeit in Steuerangelegen- 
heiten; nicht nur, dass die Grundsteuer von 
Neuem eingerichtet wurde, sondern es wurden 
auch aus der absoluten Macht des Herrschers die 
hauptsächlichsten modernen directen Steuern ein- 

''ß) Siehe das berüchtigte Patent vom 9. Mai 
1790. 



Digitized by 



Google 



202 § 8. Die historische Entwicklung der Finanzen. 

geführt: die Haus- und Gewerbesteuer, welche 
sich bis jetzt nur sporadisch gezeigt hatten, oder 
mit der Grundsteuer verquickt waren. 

Das Ackerdomanium wurde mit der Zeit und 
namentlich in wnserem Zeitalter beinahe ganz ver- 
äussert, wozu die liberale Ansicht von der Un- 
fähigkeit und Unberufenheit des Staates zur Pro- 
duction gleichzeitig mit grossen finanziellen Be- 
drängnissen die Bahn brach. 

Der constitutionellen — nicht demokrati- 
schen — Zeit, welche gleichzeitig die Aera der 
grossen Fortschritte der Productionstechnik, sowie 
auch der bedeutenden Verzweigung der volks- 
wirthschaftlichen Zusammenhänge war, gehört 
der vorher noch nie gesehene Aufschwung der in- 
directen Steuern an, welche bisher nur eine ver- 
hältnissmässig kleine Rolle spielten (Zucker-, 
Bier-, Branntwein-, Petroleum- und andere 
Steuern; leichte Erhebung derselben bei der 
Grossproduction). Der Unterschied zwischen den 
Kammer- und Steuereinkünften fiel natürlich 
durch den staatsrechtlichen Umschwimg weg. Die 
Staatseinkünfte imd die Privateinkünfte des Herr- 
schers sind scharf getrennt. Alle Staatseinkünfte 
— ob sie nun früher zu den Kammer- oder zu den 
Steuereinkünften gehörten — sind jetzt Gegen- 
stand des Voranschlages und imterliegen daher 
der Bewilligung und Controle der Vertretimgs- 
körper. 

Der Stand der Dinge ist jetzt gerade das Um- 
gekehrte von jenem, von welchem die Entwick- 
lung ausgegangen war; die Domanialeinkünfte 



Digitized by 



Google 



§ 8. Die historische Entwicklung der Finanzen. 203 

sind unbedeutend gegenüber den Steuereinkünf- 
ten. Erst in der neuesten Zeit verursacht die 
Zerfahrenheit der Gesellschaft imd die sich ver- 
ändernden Ansichten über Beruf und Productions- 
thätigkeit des Staates ein neues Wachsen des 
Domaniums (in Oesterreich Eisenbahndomanium, 
Staatssparcassen, Monopole und Monopolspro- 
jecte). 

An dieser Stelle ist es schliesslich möglich, 
die Einkünfte aus den sogenannten Regaüen zu 
betrachten. In den Rechten des mittelalterlichen 
Europa wurde unter dem Worte Regal das jus 
regale verstanden, d. h. ein dem Könige vorbe- 
haltenes Recht, und das waren die Hoheitsrechte 
der Regierung und auch ausschliessliche Berech- 
tigungen wirthschaftlichen Charakters. Im XVI. 
Jahrhundert — wo in Deutschland die jura regalia 
auf die selbstständig gewordenen Landesherren 
übergingen — wurden unterschieden regalia 
majora, das waren die wesentlichen Regierungs- 
rechte (Gerichtsregal, Polizeiregal u. s. w.), und 
regalia minora, d. i. einträgliche Rechte wirth- 
schaftlich-finanzieller Natur, wie Zoll-, Münz-, 
Postregal u. s. w., imd ebenso die zu ihnen ge- 
zählten, dem Könige als der Obrigkeit auf den 
Gütern der Krone zustehenden Hoheitsrechte. Die 
Regaleinnahmen waren „kameral", die Re- 
galien waren daher einträgliche, von der Be- 
willigung der Stände unabhängige Berechtigun- 
gen des Herrschers; es ist somit begreiflich, dass 
das Königthum, um die Abhängigkeit von den 
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Ständen loszuwerden, sich um die Vermehrung 
der Zahl der königlichen Rechte bemühte. Der 
König übte die Regalsberechtigungen entweder 
selbst aus, oder übertrug sie anderen gegen Ent- 
gelt; aber das Erträgniss — das finanzielle Mo- 
ment — stand immer in erster Reihe.*^') Das Regal 
ist daher eine historische Rechts-, und keine öko- 
nomisch-finanzielle Kategorie; in die moderne 
Finanzwissenschaft gehört der Begriff des Regals 
überhaupt nicht — es sei denn in historische 
Ausführungen. Es gebührt im Begriffe des Re- 
gals dem öffentlich-rechtlichen Momente die ent- 
scheidende Stelle. Die absolute Zugehörigkeit der 
Regalfunctionen und Regaleinnahmen in die 
freie Disposition des Königs ist das Merkmal, 
welches — schon nach dem Worte (jus regale) 
— die Regalien von anderen finanziellen Ein- 
nahmen unterscheidet; und eben dieser entschei- 
dende Rechtsunterschied hat in imserer Zeit jede 
Bedeutung verloren. Nach ihrer sachlichen ökono- 
misch-finanziellen Seite würden die ehemaligen 
Regaleinnahmen gewiss zum Theile unter die- 
jenigen Einnahmen gehören, welche wir jetzt 
Domanialeinnahmen nennen, zum Theile unter die 
Steuereinnahmen. Solche disparate finanzwissen- 
schaftliche Begriffe noch in unserer Zeit in eine 
Kategorie zusammenzustellen, ist nicht nur über- 
flüssig, sondern direct ein Fehler, weil das Mo- 



'^7) Siehe die deutsche kameralistische Literatur 
im XVIII. Jahrhundert; Kameralistik heisst die 
Lehre von der landesfürstlichen Kammerwirthschaft. 
Kameraiistisch hiess früher das, was jetzt finanziell. 
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ment, das die Zusammenstellung einzig recht- 
fertigen würde, d. h. der besondere staats- 
rechtliche Charakter dieser Einnahmen, seine 
Giltigkeit und Bedeutung verloren hat. Und 
schliesslich fällt auch das ins Gewicht, dass bei 
den einstigen Regalbetrieben der finanzielle Ge- 
sichtspunkt massgebend war, wogegen jetzt bei 
vielen von diesen Betrieben das Verwaltungs- 
moment entschieden im Vordergrimde steht 
(früher Regalisirung — jetzt Verstaatlichung). 

* 
Es sei erlaubt, noch einen Strich aus der 
einleitenden Skizze detaillirter durchzuführen : 
einige Worte über die städtischen Finanzen bei- 
zufügen, imd zwar speciell über jene der Stadt 
Prag, von welchen der Historiker der Stadt Prag, 
W. W. Tomek, eine ausführliche Beschreibung 
gibt.78) Im XIII. Jahrhunderte schon, wo sich 
die allgemeinen Landessteuem noch auf die Krö- 
nungs- und Hochzeitsehrimgen beschränkten, war 
in Prag die Ausschreibung von Gemeindesteuern 
oder Sammlungen (coUecta, contributio civitatis) 
eine gewöhnliche Art der Deckung der Gemeinde- 
bedürfnisse, und dies imiso mehr, als die Ge- 
meinde, oder besser die Gemeinden von Prag bis 
zum XV. Jahrhunderte kein ausserhalb der Stadt- 



78) Geschichte der Stadt Prag, I, 1866, S. 283 ff., 
welche Gindely bei Besprechung der städtischen 
Steuern übersah; siehe in der angeführten Schrift vom 
Jahre 1869 S. 115, dann II, 1871, S. 348 ff.; siehe 
auch Jap. Öelakovsk;^'s Privilegien der Stadt 
Prag, 1886, Einleitung S. XIII ff. 
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mauern liegendes unbewegliches Vermögen 
hatten, und auch der Häuserbesitz, daher auch 
das Mietheinkommen, sehr gering war. Einige 
Einnahmen erlangte die Gemeinde aus den 
Brücken- und Pflastermauthen oder Zöllen, dann 
aus der städtischen Wage (in der Altstadt nur 
aus der kleinen Wage, weil die grosse Wage in 
Tein dem Prager Domcapitel gehörte), dann aus 
den Geldstrafen; der grösste Theil der Einkünfte 
jedoch stammt von den Marktgebühren, d. i. den 
indirecten Steuern, welche auf den Märkten ein- 
gehoben wurden (auf dem Kohlen-, Salzfisch-, 
Heumarkte, vielleicht auch auf dem Vieh-, Pferde- 
markte, Salzsteuem auf dem Altstädter Markte, 
Giebigkeiten von dem Messen der Leinwand 
u. A.), unid dann von den directen Steuern, 
welche als Steuer von allem beweglichen 
und ebenso von dem unbeweglichen in einer 
Geldsiunme abgeschätzten Vermögen eingehoben 
wurden. Die Aushebung und Verrechnung 
dieser Steuer in der Zeit von 1348 — 1436 
beschreibt genau der angeführte II. Band von 
T o m e k's Geschichte. Nicht nur für ihre eigenen 
Bedürfnisse, sondern nach ihrem ursprünglichen 
Privilegium auch für den König zahlten die Prager 
Gemeinden besondere Steuern, ganz abgesehen 
von einer dritten Steuer, welche den Städten 
aufgebürdet und in späteren Zeiten oft als 
allgemeine Landessteuer imigelegt wurde; der 
königlichen Kammer kamen dann, ausser der 
königlichen Steuer der Städte (directen Steuer) 
auch andere Einnahmen von den Städten zu, wie 
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namentlich Gebühren, Ungelder, Zölle, Caduci- 
täten u. A. Aus diesem schon am Ende des 
XIV. Jahrhunderts vorhanden gewesenen Stande 
der Dinge leuchtet ein, dass dort, wohin der Staat 
erst nach Jahrhunderten gelangte, die Stadt 
schon längst war; und dadurch wird bestätigt, 
was wir von der gegenseitigen Abhängigkeit, 
und Bedingtheit der Finanzinstitutionen einer- 
seits und den volkswirthschaftlichen und politi- 
schen Einrichtungen andererseits gesagt haben 
(vorgeschrittene Arbeitstheilung, Industrie, Han- 
del, die ergiebige Benützung des Geldes, reger 
wirthschaftlicher Verkehr auf der einen Seite; 
auf der anderen Seite hingegen die örtliche Nähe 
und beständige persönliche Berührung der Ver- 
waltenden, respective der Amtswaltenden mit den 
Untergebenen, leichte und strenge Aufsicht, das 
lebendige Bewusstsein der Zugehörigkeit zum 
selben politischen Verbände und der Gemein- 
schaft der Interessen u. s. w.). Jene engeren volks- 
wirthschaftlichen und politischen Zusammen- 
hänge, welche sich in den Städten frühzeitig ent- 
wickelten, spiegeln sich unvermeidlich auch in 
ihren Finanzen wieder, ebenso wie in entgegen- 
gesetzter Richtung ein augenscheinlicher Con- 
sensus oder eine Uebereinstimmung zwischen der 
loseren politischen und ökonomischen Organisa- 
tion, welche zu gleicher Zeit bei der grossen 
Staatsgemeinde bestand, und ihrer finanziellen 
Einrichtung vorhanden ist. 
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Endlich sei hier mit wenigen Worten des 
Rechtes der Landtage zur Steuerbewilligung Er- 
wähnung gethan, eines finanziell und politisch 
ungewöhnlich wichtigen Rechtes. Diese Erörte- 
rungen mögen die vorangegangenen Betrachtun- 
gen über das Budget (§ 5) historisch vervollstän- 
digen. Es ist sehr interessant, dass das moderne 
Recht der Volksvertretung zur Bewilligung der 
Finanzeinkünfte, welches in neuesten Zeiten zu 
uns, wie überhaupt auf den europäischen Conti- 
nent aus England gelangte, sich in England selbst 
aus denselben Wurzeln und Fundamenten ent- 
wickelt hat, welche in Böhmen und anderwärts 
auf dem europäischen Festlande lange lebendig 
geblieben waren und wahrscheinlich zu ähn- 
lichen politischen Institutionen geführt hätten, 
wie sie sich in England entwickelten, wenn nicht 
die historische Entwicklung — nicht durch eine 
einzige unerwartete Katastrophe, sondern durch 
lange und von verschiedenen Seiten vorbereiteten 
Verfall — zerrissen worden wäre. 

Fast in derselben Zeit, in welcher Eduard I. 
in England das Statut de tallagio non concedendo 
bestätigte, welches lautet: „NuUum tallagiimi vel 
auxilium per nos vel haeredes nostros in regno 
nostro ponatur seu levetur sine voluntate et 
assensu archiepiscoporum, episcoporum, comi- 
tum, baronum, militum, burgensium et aliorum 
liberorum hominimi,'^) wurde in Böhmen eine Ca- 

7^) „Keine Steuer oder Hilfe sei durch uns oder 
durch unsere Erben in unserem Königreiche auferlegt 
oder eingehoben, ohne Willen und Zustimmung der 
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pitulationsurkunde von König Johann von Luxem- 
burg hinausgegeben, welche sagt: „CoUecta gene- 
ralis quoque, quae vulgariter berna dicitur nee 
per nos nee per successores nostros reges Boe- 
miae ipsi regno debet imponi vel recipi nisi in 
duobus casibus infra scriptis: ad coronationem 
videlicet regis et ad quamlibet regis filiam mari- 
tandam;8o) (^^(j darauf folgt die genaue Bemes- 
sung der Steuer). Und so wie in England schon 
unter Eduard IL die Gemeinen zu dem Be- 
schlüsse, durch welchen sie die Hilfsgelder be- 
willigten, ihre eigenen Forderungen beizufügen 
begannen, was die „Dämmerung ihrer gesetz- 
gebenden Macht" war (the dawn of the legislative 
authority, De Lolme, S. 30), so war auch in 
Böhmen und Mähren das Recht der Bewilligung 
und Verweigerung von Steuern, „die letzte und 
ausgiebigste Garantie des gesetzgebenden Rechtes 
der Stände, Iwie überhaupt aller Landesfreiheiten** 
(Kalousek, S. 340). 

Aber die Geschichte ging in England einen 
anderen Weg. Dort kam es nicht zur Leibeigen- 

Erzbischöfe, Bischöfe, Grafen, Barone, Ritter, Bürger 
und anderer freier Männer." (Siehe De Lolme, The 
Constitution of England, 1792, S. 26.) 

80) „Die allgemeine Sammlung, überhaupt Steuer 
genannt, darf weder durch Uns, noch durch Unsere 
Nachfolger, böhmische Könige, diesem Königreiche 
auferlegt oder eingehoben werden, ausgenommen zwei, 
unten angeführte Fälle : nämlich für die Königskrönung 
oder für die Hochzeit einer von den Töchtern des 
Königs." (Siehe die Edition J. Emler's, Ein Berna- 
register des Pilsner Kreises vom Jahre 1379, Prag 1876, 
welche eine Art Steuerkataster enthält. 

Kaizl, Finanz^ifsenscbaft, üYiert.: v. Körner. 14 



Digitized by 



Google 



2l0 § 8. t>ie historisciie Entwicklung cler Finanzeii. 

Schaft des gemeinen Volkes, dort trennte sich 
nicht das Volk in streng abgeschiedene Kasten, 
und es kam nicht zu der labilen Oligarchie 
einiger mächtiger Adelsgeschlechter; dort wurde 
nicht die Einführung stehender Heere, als der 
mächtigsten Stützen des Absolutismus, zuge- 
lassen, dort unterstützten die Religionszustände 
nicht die Autokratie, und dort ist nach einer 
grossen Verstärkung der königlichen Macht im 
XVI. Jahrhunderte im XVII. Jahrhunderte eine 
Katastrophe eingebrochen, welche diese Macht 
ebenso schwächte, wie die in Böhmen im selben 
Jahrhunderte eingetretene Katastrophe die Macht 
der Stände erniedrigte und die königliche Herr- 
schaft emporhob.8^) „Das Missgeschick, welches 
die Entwicklung der böhmischen Constitution ge- 
waltsam durchriss, ist nicht erst durch die Nieder- 
lage am Weissen Berge möghch gemacht worden, 
sondern durch viel ältere Schläge, welche das 
Verderben in die Staatseinrichtungen und das ge,- 
sellschaftliche Leben dieser Länder trugen und 
eigentlich das ganze oben prächtige Gebäude in 
seinen verborgenen Grundfesten untergraben 
hatten. Hieher gehört die Demüthigung des demo- 
kratischen Elementes durch die Schlacht bei 
Lipan 1434 und die hiedurch ermöglichte spätere 
Knechtung des Bauernstandes unter dem König 
Wladislaw. Dafür, dass sich das Schicksal des 
gemeinen Volkes nicht bessere, wofür sich in der 

81) Siehe hievon De L o 1 m e, S. 30 ff. und M a- 
a u 1 a y, History of England, Ch. 1 ; dann die in An- 
merkung 18 angeführten Schriften. 
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Union der böhmisch-mährischen Brüder gleich- 
zeitig ein werkthätiger und eifriger Helfer ge- 
funden hatte, sorgte die damals fast durchwegs 
herrschende religiöse Intoleranz und die katho- 
lische Politik des Hofes. Unter Ferdinand I. kam 
ausser der Unterdrückung der böhmischen Brüder 
auch vielfaches anderes Unglück, welches die 
Entwicklung der Verfassung an manchen sehr 
wichtigen Stellen durchschlug. Die regelmässigen 
Kreisversammlungen mussten aufhören, wodurch 
ein hoffnungsvolles Glied in dem Selbstverwal- 
tungssystem der öffentlichen Verwaltung zu 
Grunde ging, und gleichzeitig die Landtagsver- 
tretung des kleineren Adels, der für diese Zeit 
wichtigsten, weil patriotischesten Classe in der 
böhmischen Nation, Abbruch erlitt. Mit der Ver- 
armung der königlichen Städte und der Verkür- 
zung ihrer Selbstverwaltung im Jahre 1547 sank 
der Bürgerstand an Bedeutung gegenüber den 
höheren Ständen und verlor auch den Ein- 
fluss auf die Entscheidung von Landessachen, 
den er sich unter dem Könige Wladislaw 
bewahrt hatte. Und so hat die Ständever- 
fassung, anstatt ihre Fundamente durch die 
Aufnahme und Pflege der repräsentativen und 
demokratischen Elemente zu vermehren, sich 
wirklich ihre Unterlage verengert, indem 
sie sich in eine Oligarchie umwandelte. Der 
Unterschied zwischen Hohen und Niedrigen 
wurde immer grösser und die Classen, welche 
die Kluft ausfüllen sollten, wurden geschwächt. 
Die höheren Stände, namentlich der Herrenstand, 
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isolirten sich in der Innehabung der Macht, die 
niedrigeren Schichten des Volkes dagegen wurden 
von der Betheiligung an der Entscheidung über 
allgemeine Angelegenheiten verdrängt.®^) 

Jene „Dämmerung" des grossen Einflusses 
und der gesetzgebenden Macht der Landtage, 
welche in England sich in den hellen Tag ver- 
wandelt hatte, wurde in Böhmen aufgehalten 
durch die erneuerte Landesordnung, welche wie 
folgt verordnet : (A. V.) „Was dann die verschie- 
denen Steuern und Sammlungen betrifft, darüber 
haben wir für Uns selbst, sowie auch an Stelle 
Unserer zukünftigen Könige und Erben dieses 
Königreiches gnädigst zu verordnen geruht, dass 
Wir dieselben nur bei den Landtagen selbst, und 
das nicht anders, als gegen die gewöhnlichen Re- 
verse, von den Ständen verlangen und heischen 
wollen, darüber keinen Zweifel hegend^ dass Un- 
sere getreuen Stände, wie Unsere, so auch die, 
der lieben Heimat erstandenen Bedürfnisse, 
jederzeit und aufrichtig sich zu Sinn und Herzen 
führen werden ; das wollen Wir aber keinen Falls 
übersehen und es dazu weder jetzt noch später 
kommen lassen, dass solche von Uns verlangte 
Steuern und Gaben durch irgendwelche unge- 
hörige Bedingungen, welche sich gegen Unsere 
königl. Macht, Hoheit und Würde richten könnten, 
wie durch das Aufsuchen neuer Privilegien und 
Freiheiten oder ähnlicher Sachen, welche in 



82) Kalousek, an- der angeführten Stelle, 
S. 386. 
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Unserer Proposition nicht enthalten wären, von 
den Ständen, wie es bisher geschah, conditionirt 
oder aufgehalten werden würden." 

In Böhmen verschwand die Betheiligung der 
Stände in Finanzsachen, welche eine Bedeutung 
zu erlangen begann, sobald die Könige reich- 
lichere Steuerhilfe brauchten und postulirten, 
in der Zeit nach der Schlacht am Weissen 
Berge zwar nicht plötzlich, aber sie machte 
auch keine Fortschritte, sondern wurde im 
Gegentheile immer kümmerlicher, bis im XVIII. 
Jahrhunderte die völlige Ohnmacht der Landtage 
eintrat und die Steuerbewilligung sich in eine 
blosse Formalität verwandelte. Damals kehrte 
die Entwicklung dorthin zurück, von wo sie aus- 
gegangen: Der König ging mit dem öffentlichen 
Einkommen wie mit dem eigenen um, nur dass 
zu diesem Einkommen grosse Steuereinnahmen 
hinzugetreten waren, deren Abhängigkeit von der 
Bewilligung des Landtages überwunden war. 
Der Constitutionalismus und die constitutionellen 
Finanzeinrichtungen erschienen bei uns nicht 
als ein selbstgewachsener Zweig auf dem alten 
festen Stamme des öffentlichen Lebens, sondern 
als ein künstlich eingepfropftes Reis aus fremdem 
Garten. 
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